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VORWORT 

Die strategische Umweltprüfung, SUP – Teil Umwelt der Wirkungsbeurteilung – ist 

ein Instrument, das dazu beiträgt, Umwelterwägungen bei der Ausarbeitung und Be-

willigung von Plänen und Programmen einzubeziehen. 

Seit der Einführung der EU-Richtlinie über die Prüfung der Umweltauswirkungen be-

stimmter Pläne und Programme vor gut 10 Jahren, der gesetzlichen Verankerung 

des Instruments im Kanton Genf sowie der freiwilligen Anwendung im Kanton Waadt 

konnte viel Praxis-Erfahrung gewonnen werden. Die vorliegenden Studie stellt die in 

den Nachbarländern Frankreich, Deutschland sowie Österreich und in den Kantonen 

Genf und Waadt gewonnenen Erfahrungen zusammen und analysiert diese. 

In der Schweiz verfolgt der Bundesrat das Ziel, eine Wirkungsbeurteilung auf der 

Ebene von Plänen und Programmen einzuführen und gesetzlich zu verankern. Diese 

Wirkungsbeurteilung entspricht einer Weiterentwicklung der Nachhaltigkeitsbeurtei-

lung, die auch die Anforderungen der SUP integriert. Anhand der Analyse der Erfah-

rungen mit dem Instrument SUP formuliert die Studie Vorschläge im Hinblick auf die 

Einführung einer Wirkungsbeurteilung insbesondere von deren Teil Umwelt.  

Wesentlich erscheint uns, dass eine „gute“ SUP sich in die bestehenden Planungs-

prozesse integriert und nicht nachträglich erstellt wird. Die SUP ist somit viel mehr als 

„Umweltbegleitung“, denn als „Umweltprüfung“ zu betrachten. Mit der Betrachtung 

von Alternativen, dem Einbezug von betroffenen Akteuren und der Dokumentation 

der Ergebnisse sind übergeordnete Entscheidungen besser abgestützt und entspre-

chend nimmt die Akzeptanz der Planungen zu.  

Wir möchten den interviewten Experten der Nachbarländer und der Kantone für ihre 

offen formulierten und wertvollen Einschätzungen zur SUP danken, ebenso geht un-

ser Dank an die Auftragnehmenden, welche die Erfahrungen und Erkenntnisse zu-

treffend, knapp und konzis formuliert haben. 

Die Erfahrungen und die daraus abgeleiteten Vorschläge lassen sich in vielen Fällen 

auch auf die Wirkungsbeurteilung als Ganzes, die sämtliche Aspekte der Nachhaltig-

keit umfasst, anwenden. 

Wir hoffen, dass mit der für uns sehr wertvollen Studie ein Beitrag für die bessere 

Verzahnung von Umweltschutz und Raumplanung geleistet werden kann.  

BUNDESAMT FÜR UMWELT 

 

 

Gérard Poffet  

Vizedirektor 
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ZUSAMMENFASSUNG 

Ausgangslage und Ziel 

International wird das Instrument der Strategischen Umweltprüfung (SUP) in vielen Ländern 

angewandt, u.a. auch in den Nachbarländern der Schweiz. In der Schweiz dagegen ist die SUP 

bisher auf nationaler Ebene gesetzlich nicht verankert. Angewandt wird die SUP in der Schweiz 

bisher erst im Kanton Genf (obligatorisch) und im Kanton Waadt als freiwilliges Instrument. Für 

die Schweiz verfolgt der Bundesrat das Ziel, eine Wirkungsbeurteilung auf der Ebene von Plä-

nen und Programmen einzuführen und gesetzlich zu verankern. Diese Wirkungsbeurteilung 

entspricht einer Weiterentwicklung der Nachhaltigkeitsbeurteilung und soll zudem die Anforde-

rungen der SUP integrieren. Die SUP entspricht dabei der Wirkungsbeurteilung Umwelt. 

Wie die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist auch die Strategische Umweltprüfung ein 

Verfahren, mit dem die voraussichtlichen Umweltwirkungen eines Vorhabens bzw. Plans syste-

matisch untersucht und in die Entscheidungsfindung eingebracht werden. Während die UVP auf 

Projektebene ansetzt, zielt die SUP auf Planungen, Programme oder sogar Gesetze. Damit sollen 

mögliche erhebliche Umweltauswirkungen bereits auf übergeordneter Ebene erkannt und analy-

siert werden. 

Mit der vorliegenden Studie werden die gesetzlichen Grundlagen und die Praxiserfahrungen 

mit der SUP in den Nachbarländern und der Schweiz analysiert. Zudem werden Stärken und 

Schwächen, aber auch Chancen und Risiken des Instruments SUP und deren Anwendung identi-

fiziert. Im Zentrum der Arbeit steht die Auswertung von Erfahrungen in Nachbarländern sowie 

den Kantonen Genf und Waadt. Aus der Analyse der Erfahrungen werden Empfehlungen abge-

leitet. Die Empfehlungen dienen als Bausteine für die Weiterentwicklung der Wirkungsbeurtei-

lung insbes. deren Teil Umwelt. 

 

Vorgehen 

Der zentrale methodische Eckpfeiler der vorliegenden Arbeit sind strukturierte Gruppeninter-

views, die vor Ort mit jeweils 3-5 Fachpersonen aus den drei EU-Nachbarländern Deutschland, 

Österreich und Frankreich sowie den beiden Kantonen Genf und Waadt durchgeführt wurden. 

An den Interviews nahmen vor allem Vertreter der öffentlichen Hand teil, insbesondere Umwelt- 

und Raumplanungsbehörden sowie punktuell Fachleute aus privaten Büros, Umweltverbänden 

und der Wissenschaft. Bei den Befragungen standen die Sammlung von praktischen Erfahrungen 

im Umgang mit der SUP sowie die daraus resultierenden Einschätzungen und Erkenntnisse im 

Vordergrund. 
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Nebst den Interviews wurden für die Sammlung der praktischen Erfahrung mit der SUP in der 

Schweiz und in Nachbarländern ergänzend folgende Methoden angewandt: 

› Desk Research: Literatur- und Internetrecherchen zu den untersuchten Ländern und Kantonen 

› Metaanalyse: Auswertung weiterer (Meta-)Studien und Evaluationen zu Erfahrungen mit der 

SUP, v.a. im europäischen Kontext 

› Faktensammlung: Zusammenstellung der Erkenntnisse aus Interviews und Desk Research in 

tabellarischer Form als ‚Fakten und Eckpunkte‘ für die fünf Länder bzw. Kantone 

› Themenvertiefungen und Fallbeispiele: Vertiefte Analyse ausgewählter Aspekte und Illustrati-

on mit Hilfe konkreter Fallbeispiele. 

 

Ergebnisse und Empfehlungen für die Durchführung einer SUP 

Auf Basis der Erkenntnisse aus Interviews, Metaanalyse, Fallbeispielen und ergänzenden Re-

cherchen können folgende generelle Empfehlungen für die SUP bzw. für die in der Schweiz 

geplante Wirkungsbeurteilung, abgeleitet werden: 

› Die SUP sollte in den bestehenden Planungsprozess integriert sein, und nicht ex-post oder 

parallel zum allgemeinen Planungsprozess erfolgen. In diesem Sinne ist die SUP eigentlich 

weniger eine Umweltprüfung, als vielmehr eine strategische Umweltbegleitung, die als Teil 

des Planungsprozesses in einer frühen Phase wichtige Umweltthemen antizipiert und Lösun-

gen bzw. Anforderungen an die nachgelagerten Verfahren formulieren kann. Die Stossrichtung 

muss darauf liegen, die bestehenden Verfahren in diesem Bereich zu verbessern und vor allem 

einen Schulterschluss zwischen Umwelt und Raumplanung zu erreichen. 

› Die SUP hat folgende Wirkungen, die den potenziellen Anwendern in der Schweiz kommuni-

ziert werden sollten: 

› Die Prozesswirkung der SUP ist zentral, v.a. das enge Zusammenspiel zwischen Raumpla-

nung und Umwelt. Einer der wichtigsten Nutzen der SUP liegt in der Verbesserung, d.h. 

Strukturierung und Harmonisierung, der bestehenden Verfahren und Prozesse. Gleichzei-

tig bewirkt die SUP für nachgelagerte Prozesse eine Reduktion der rechtlichen Hürden. 

Gemäss Erfahrungen der Nachbarländer und der Kantone Waadt und Genf führt die SUP 

nicht zu einer Einschränkung der Planungsfreiheit. Der grosse Nutzen der Einführung der 

SUP liegt darin, dass bestehende Prozesse mithilfe expliziter Vorgaben vereinheitlicht und 

ergänzt werden. Schliesslich führt die SUP auch zu transparenteren Entscheidungsprozes-

sen z.B. in Bezug auf die Auswahl von Alternativen. 
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› Die Umweltwirkung ist der zweite zentrale und sichtbare Nutzen der SUP. Durch den 

früheren und systematischen Einbezug bekommen die Umweltbelange ein grösseres Ge-

wicht; dadurch ergibt sich ein Beitrag zur Verminderung negativer Umweltauswirkungen. 

› Mit der SUP kann zum Teil eine Entlastung der Voruntersuchung der UVP sowie eine 

Sensibilisierung der handelnden Akteure für Umweltbelange in den nachfolgenden Ver-

fahren erreicht werden. Übergeordnete Entscheidungen mit SUP sind besser abgestützt 

und müssen nicht noch einmal hinterfragt werden. Eine signifikante Entlastung der UVP 

kann mit der SUP allerdings nicht erreicht werden. Entscheidend ist aber, dass die SUP zu 

einer erhöhten Akzeptanz der Planung und der darin enthaltenen UVP-pflichtigen Projekte 

beiträgt. 

› Kooperation Umwelt und Raumplanung: Aus den Erfahrungen in den Westschweizer Kanto-

nen – aber auch in Deutschland und Österreich – wird klar, dass für die Umsetzung der SUP 

eine gute, konstruktive Zusammenarbeit zwischen Raumplanungs- und Umweltbehörde von 

entscheidender Bedeutung ist. Generell ist es wichtig, dass die Projektorganisation einen offe-

nen Austausch und Dialog zwischen den verschiedenen zuständigen Fachbereichen ermöglicht. 

› Bezug zu anderen Instrumenten: Die SUP steht nicht in Konkurrenz zum Instrument der Wir-

kungsbeurteilung bzw. Nachhaltigkeitsbeurteilung. Beide Prozesse zielen in die gleiche Rich-

tung und beabsichtigen eine Verbesserung des Planungsprozesses mit möglichst geringen ne-

gativen Folgen. Die SUP deckt dabei die Umweltfolgen ab und bildet damit einen Teil der 

Wirkungsbeurteilung bzw. lässt sich gut in dieses Instrument integrieren.. 

› Detaillierungsgrad der Untersuchung, Scoping: Ein zentraler Aspekt der SUP liegt darin, den 

Detaillierungsgrad der Untersuchung dem entsprechenden Plan oder Programm flexibel anzu-

passen, das heisst auf die Planungstiefe und das Ausmass der möglichen Auswirkungen der 

Festlegungen dieser Pläne und Programme abzustimmen. 

› Alternativenprüfung: Die vergleichende Prüfung verschiedener Alternativen ist ein Kernele-

ment der SUP, das nicht nur bei raumkonkreten Plänen mit Standortalternativen, sondern auch 

bei Systemalternativen durchgeführt werden sollte. Der Vergleich verschiedener Alternativen 

sowie die Begründung von Alternativenentscheiden müssen gut und nachvollziehbar doku-

mentiert werden. 

› Beteiligungsverfahren: Wichtige Erfolgsfaktoren für eine erfolgreiche Beteiligung sind Trans-

parenz, Ergebnisoffenheit sowie Klarheit in Bezug auf die tatsächlich vorhandenen Entschei-

dungsspielräume. In der Schweiz ist die Beteiligung der Öffentlichkeit bei den meisten Pla-

nungsprozessen bereits etabliert. Die SUP hilft, diese Partizipationsprozesse verbindlicher und 

einheitlicher zu machen und die Mitwirkung frühzeitig sicherzustellen.  
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Erfolgsfaktoren für die Umsetzung der SUP 

Auch wenn es punktuelle Vorbehalte gegenüber der SUP gibt, kann die SUP aufgrund der ge-

sammelten Erfahrungen insgesamt als Teil eines guten, zukunftsorientierten Planungsprozesses 

betrachtet werden. Die SUP unterstützt insbesondere die Struktur und die Transparenz von Pla-

nungsprozessen und fördert die Sicherstellung von Umweltzielen.  

Für die Konzeption einer SUP können folgende zentralen Erfolgsfaktoren definiert werden. 

Eine SUP ist erfolgreich, wenn sie: 

1) integriert in Planungs- und Entscheidungsprozesse erfolgt und dabei unmittelbar oder 

mittelbar zur Berücksichtigung von Umweltbelangen beiträgt, 

2) fokussiert auf die zentralen Wirkungen und die entscheidungserheblichen Aspekte der 

jeweiligen Planung erfolgt und vernünftige Alternativen prüft, 

3) auf Grundlage der besten verfügbaren fachlich-methodischen Standards erfolgt,  

4) von den handelnden Akteuren bejaht wird und unter frühzeitiger und geeigneter Konsul-

tation von Öffentlichkeit und Behörden erfolgt,  

5) geeignete Monitoring-Ansätze integriert. 

Die wichtigsten Punkte für eine erfolgreiche Umsetzung sind: 

› Gesetzliche Verankerung statt Freiwilligkeit: Die Erfahrungen mit der Nachhaltigkeitsbeurtei-

lung und der kantonalen SUP in der Schweiz sowie mit der SUP im Ausland haben gezeigt, 

dass die Durchführung einer SUP für definierte Planungen obligatorisch und gesetzlich veran-

kert sein sollte, um die Anwendung sicher zu stellen. Gemäss den Erfahrungen im In- und 

Ausland wäre eine doppelte Verankerung der SUP sowohl im Umweltschutzgesetz als auch im 

Raumplanungsgesetz ideal und wünschenswert (für die Schweiz mit Vorteil im Rahmen der 

Wirkungsbeurteilung). 

› Frühzeitige Ermittlung der Umweltwirkungen: Der inhaltliche Kern einer SUP muss auf der 

Beurteilung der Umweltfolgen im frühen Planungsstadium liegen. Dieses Element fehlt heute 

in der Schweiz bei der Erarbeitung und Beurteilung von Plänen und Programmen noch oft.  

› Akzeptanz schaffen durch Hinweis auf Nutzen: Entscheidend für eine erfolgreiche Einführung 

ist die Erhöhung der Akzeptanz für die SUP bzw. der für die in der Schweiz geplanten Wir-

kungsbeurteilung. Dazu müssen den Akteuren aus Politik und Verwaltung sowie den weiteren 

Interessengruppen und der Bevölkerung die wichtigsten Nutzen (bzw. positiven Wirkungen) 

der SUP / Wirkungsbeurteilung klar gemacht werden. Im Zentrum stehen vor allem die positi-

ve Prozesswirkung, die Verminderung negativer Auswirkungen sowie die erhöhte Transparenz 

und Akzeptanz der bestehenden Verfahren. 
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› Ein übergeordneter Leitfaden: Auf Basis der ausländischen Erfahrungen ist es am sinnvolls-

ten, einen allgemeinen, übergeordneten SUP -Leitfaden zu erstellen, für die Schweiz mit Vor-

teil integriert in einen Leitfaden Wirkungsbeurteilung. Ein solcher Leitfaden soll einen gene-

rellen Rahmen geben, die Erarbeitung jedoch nicht zu stark einengen. 

› Liste mit SUP-relevanten Plänen und Programmen: Basierend auf den Erfahrungen und um 

die Planungssicherheit zu erhöhen, ist die Definition einer Liste mit Plänen und Programmen, 

die der SUP bzw. der Wirkungsbeurteilung zu unterstellen sind, zu empfehlen. Eine solche 

Liste sollte eine gewisse Flexibilität erlauben. Die Erarbeitung dieser Liste sollte durch die be-

troffenen Planungsbehörden (v.a. Bund und Kantone) gemeinsam erfolgen. 

› Dokumentationspflicht: Die wichtigsten Ergebnisse der (Umwelt-)Beurteilung sind als eigen-

ständiger Bericht bzw. als Teil des Planungsberichts festzuhalten. Abschliessend ist zudem zu-

sammenfassend zu dokumentieren und öffentlich bekannt zu geben, wie die (Umwelt-

)Erwägungen, die Alternativendiskussion und die Hinweise aus den Konsultationen in den 

Plan oder das Programm einbezogen wurden. 

› Monitoring: Das Monitoring ist ein sehr wichtiger und zwingender Bestandteil der SUP. Das 

Monitoring erlaubt es, die Umweltwirkungen während und nach dem Planungsprozess zu be-

obachten und bietet somit als Korrektiv eine Chance für zielgerichtete Planungen. Die Fragen 

nach den Verantwortlichkeiten sowie den zeitlichen und räumlichen Möglichkeiten und Gren-

zen des Monitorings müssen im Fall einer Einführung der SUP bzw. Wirkungsbeurteilung 

noch konkretisiert werden. 
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1. AUSGANGSLAGE UND ZIELE 

Das Instrument SUP 

International wird das Instrument der Strategischen Umweltprüfung (SUP) in verschiedenen 

Ländern angewandt, u.a. auch in den Nachbarländern der Schweiz. In der Schweiz dagegen ist 

die SUP bisher auf nationaler Ebene gesetzlich nicht verankert.  

Wie die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist auch die Strategische Umweltprüfung ein 

Verfahren, mit dem die voraussichtlichen Umweltwirkungen eines Vorhabens bzw. Plans syste-

matisch untersucht und in die Entscheidungsfindung eingebracht werden. Während die UVP auf 

Projektebene ansetzt, zielt die SUP auf Planungen, Programme oder sogar Gesetze. Mit dem 

Instrument der SUP sollen mögliche erhebliche Umweltauswirkungen bereits auf übergeordneter 

Ebene erkannt und analysiert werden. Zudem sollen mit der SUP frühzeitig verschiedene Ent-

wicklungsvarianten verglichen und beurteilt werden sowie Vorschläge für Massnahmen zur 

Minderung negativer Umwelteffekte gemacht werden. Durch diese Früherkennung soll zudem 

die UVP entlastet werden. 

Die SUP ist einerseits ein methodischer Rahmen für die Wirkungsbeurteilung im Bereich 

Umwelt, andererseits definiert sie eine Verfahrensweise bzw. einen Prozess. Von grosser Bedeu-

tung sind insbesondere die Integration in den Planungsprozess, die Anforderung an die Evalua-

tion von Alternativen und der Partizipationsgedanke.  

 

Ausgangslage Schweiz 

In der Schweiz ist die Strategischen Umweltprüfung (SUP) bisher auf nationaler Ebene ge-

setzlich nicht verankert. Die SUP ist aber im Kanton Genf seit 2001 gesetzlich verankert und 

wird im Kanton Waadt freiwillig angewendet. Zwar hat der Bundesrat das SUP-Protokoll der 

UNO Wirtschaftskommission für Europa (UNECE) 2003 gutgeheissen. Eine Ratifizierung ist 

allerdings bisher nicht erfolgt. In der Schweiz gibt es seit längerem Bemühungen, die SUP als 

Instrument zu verankern, dies vor allem als Schulterschluss zwischen Umwelt und Raumpla-

nung, z.B. Umweltprüfung von Sachplänen (BUWAL 2004), Grundlagenpapier zur SUP (BAFU 

2013). Umweltwirkungsanalysen auf der Ebene von Plänen, Programmen und Strategien sind in 

letzter Zeit unter anderem in folgenden Bereichen durchgeführt worden oder werden aktuell 

durchgeführt: Sachplan Infrastruktur Luftfahrt SIL (Umweltwirkungen v.a. bei der Variantenbe-

urteilung), umweltseitige Wirkungsanalyse auf strategischer Ebene für die Energiestrategie 2050 

(INFRAS/Ecosens 2013).  
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Parallel dazu wurde unter der Führung des Bundesamtes für Raumentwicklung ARE das In-

strument der Nachhaltigkeitsbeurteilung (NHB) entwickelt. Das Grundkonzept wurde 2004 

durch das ARE erarbeitet (ARE 2005). Die Weiterentwicklung der NHB sowie die Erstellung 

eines NHB-Leitfadens für Bundesstellen und weitere Interessierte erfolgte 2008 (ARE 2008a; 

ARE 2008b). Seither wurden Nachhaltigkeitsbeurteilungen für eine Reihe von Gesetzen oder 

Pläne und Programme durchgeführt (z.B. Sachplan Verkehr, Revision Raumplanungsgesetz, 

Aktionspläne im Bereich Agrarpolitik). 

Der Bundesrat verfolgt das Ziel, eine umfassende Wirkungsbeurteilung auf der Ebene von 

Plänen und Programmen sowie Gesetzen einzuführen und gesetzlich zu verankern (Bericht des 

Bundesrates1 vom 3. September 2008 in Erfüllung der Motion 04.3664). Diese Wirkungsbeurtei-

lung entspricht einer Weiterentwicklung der Nachhaltigkeitsbeurteilung und soll zudem die 

Anforderungen der SUP integrieren. Die SUP entspricht dabei der Wirkungsbeurteilung Um-

welt, die gemeinsam mit den anderen beiden Nachhaltigkeitsdimensionen Wirtschaft und Ge-

sellschaft die weiter gefasste Wirkungsbeurteilung bildet.  

Der Fokus liegt insbesondere auf einer besseren Koordination zwischen Umweltschutz und 

Raumentwicklung. Das BAFU und das ARE erarbeiten im Moment die methodischen Grundla-

gen für kantonale Richtpläne und Sachpläne des Bundes und haben dazu eine Studie erstellen 

lassen, in der die Umsetzung einer Wirkungsbeurteilung im Rahmen der kantonalen Richtpla-

nung untersucht wurde (CSD 2012). Aktuell erarbeiten das ARE und das BAFU weitere Grund-

lagen (Projekt ‚Wirkungsbeurteilung für Sachplänen und Konzepte des Bundes‘). 

 

Ausgangslage International 

In der EU ist seit 2001 die SUP-Richtlinie 2001/42/EG in Kraft, welche die Anwendung der 

SUP für alle EU-Mitgliedstaaten vorschreibt. Die SUP Richtlinie regelt gemeinschaftlich gel-

tende Kernelemente, lässt aber Spielräume bei der konkreten Ausgestaltung, das heisst, der je-

weilige Verfahrensrahmen in den Mitgliedsstaaten wird berücksichtigt. Die SUP ist grundsätz-

lich für Pläne und Programme vorgesehen, die voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen 

haben und rahmensetzend für UVP-pflichtige Vorhaben sind. Die SUP-Richtlinie der EU sieht 

folgende obligatorische Verfahrenselemente vor: 

› Konsultation von Umweltbehörden bei der Festlegung des Umfangs und Detaillierungsgrads 

der in den Umweltbericht aufzunehmenden Informationen, 

› Umweltbericht zum Planentwurf (inkl. Alternativenprüfung), 

 

 
1  Bundesrat (2008): „Bessere Koordination von Umweltschutz und Raumplanung“ – Bericht des Bundesrates in 

Erfüllung der Motion 04.3664 der Kommission für Rechtsfragen des Ständerates vom 15. November 2004. 
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› Konsultation von Behörden und Öffentlichkeit sowie benachbarten Mitgliedsstaaten, deren 

Umwelt erheblich beeinträchtigt werden kann, bei der Entscheidungsfindung, 

› Berücksichtigen des Umweltberichts und der Ergebnisse der Konsultationen bei der Entschei-

dungsfindung, 

› Bekanntgabe über die Annahme des Plans oder Programms. 

Diese Verfahrenselemente können in ein eigenständiges SUP-Verfahren münden; verbreitet ist 

jedoch die Integration in Verfahren, die in den Mitgliedsstaaten etabliert sind und entsprechend 

angepasst werden. Die gemeinschaftlich geltenden Regelungen geben diesbezüglich grosse Frei-

räume für die jeweilige Ausgestaltung. 

Das inhaltliche Herzstück der SUP ist der Umweltbericht, der über die erheblichen Umwelt-

auswirkungen des jeweiligen Plans oder Programms Auskunft gibt. Vernünftige Alternativen 

sind ebenfalls zu bearbeiten. Die im Einzelnen zu erbringenden Informationen des Umweltbe-

richts werden im Anhang der SUP-Richtlinie in Form einer Grobgliederung aufgeführt. 

2010 ist das völkerrechtliche SUP Protokoll der UNECE in Kraft getreten. Das SUP Proto-

koll erweitert den in der SUP-Richtlinie geregelten Anwendungsbereich der SUP von Plänen 

und Programmen noch um die Ebene von Politiken, für die es eine fakultative SUP vorsieht. 

Darüber hinaus stärkt es den Aspekt der menschlichen Gesundheit. Es wurde auf der 5. Minis-

terkonferenz "Umwelt für Europa" im Mai 2003 in Kiew von 35 Staaten unterzeichnet. Wie 

oben beschrieben ist eine Ratifizierung durch die Schweiz bis jetzt nicht erfolgt. Österreich und 

Deutschland haben das Protokoll ratifiziert, Frankreich hat unterschrieben, aber noch nicht rati-

fiziert. Doch in keinem der Länder ist bislang die SUP auf der Ebene von Politiken etabliert.  

 

Ziele der Studie 

Mit der vorliegenden Studie sollen die gesetzlichen Grundlagen und die Praxiserfahrungen mit 

der SUP in den Nachbarländern und der Schweiz analysiert werden. Zudem sind Stärken und 

Schwächen, aber auch Chancen und Risiken des Instruments SUP und deren Anwendung zu 

identifizieren. 

Im Zentrum der Arbeit steht die Auswertung von Erfahrungen in den EU-Staaten Deutsch-

land, Österreich und Frankreich sowie der beiden Kantone Genf und Waadt. Aus der Analyse 

der Erfahrungen werden Empfehlungen abgeleitet. Neben den methodischen, inhaltlichen und 

prozeduralen Fragen geht es auch um die Akzeptanz des Instruments in der politischen und pla-

nerischen Praxis. Die Empfehlungen dienen als Bausteine für die Weiterentwicklung der Wir-

kungsbeurteilung insbesondere deren Teil Umwelt. 
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2. METHODISCHES VORGEHEN 

Methodische Leitlinien 

Die Analyse der Erfahrungen im In- und Ausland mit dem Instrument der Strategischen Um-

weltprüfung erfolgt entlang der Wirkungskette Input – Output – Outcome (Wirkung): 

› Input: rechtliche Grundlagen und Verankerung; methodische Vorgaben, Leitlinien, 

› Output: SUP-Verfahren, Prozesse, Produkte und Berichterstattung, 

› Outcome (= Wirkung oder Impact): Wirkung der SUP auf die Umwelt (Umweltwirkung) bzw. 

auf den Prozess oder nachgelagerte Verfahren (Prozesswirkung), Beitrag zur Optimierung ei-

nes Plans bzw. Programms. 

Was den räumlichen Perimeter der Studie betrifft, liegt der Fokus auf den drei Nachbarländern 

Deutschland, Österreich und Frankreich sowie den beiden Kantonen Genf und Waadt. Punktuell 

(v.a. im Rahmen der Metaanalyse) werden auch Erfahrungen aus anderen Ländern beigezogen. 

Der zentrale methodische Eckpfeiler der vorliegenden Arbeit sind Interviews, die mit zuständi-

gen Fachpersonen aus den drei Nachbarländern Deutschland, Österreich und Frankreich sowie 

den beiden Kantonen Genf und Waadt durchgeführt wurden. Methodische Details zu den Befra-

gungen folgen weiter unten. 

Nebst den Interviews werden für die Sammlung der praktischen Erfahrung mit der SUP in der 

Schweiz und in Nachbarländern ergänzend folgende Methoden angewandt: 

 

Desk Research 

Für die fünf untersuchten Länder und Kantone werden auf Basis von Literatur- und Internet-

recherchen zusätzliche Informationen gesammelt zur gesetzlichen Verankerung der SUP, Vor-

gaben und Informationen zu Verfahren und Methodik sowie praktischen Beispielen durchge-

führter SUPs. 

 

Metaanalyse 

Zusätzlich zu den konkreten Erfahrungen in den drei Nachbarländern sowie den Kantonen Genf 

und Waadt werden im Rahmen einer Metaanalyse weitere (Meta-)Studien und Evaluationen 

ausgewertet, welche Erfahrungen mit der SUP untersucht und daraus Erkenntnisse abgeleitet 

haben. Der Fokus der Metaanalyse liegt insbesondere auf der EU (inkl. EU SUP-Richtlinie) 

sowie weiteren – in der vorliegenden Studie nicht vertieft untersuchten – Ländern. Ein spezieller 

Fokus wird bei der Metaanalyse zudem auf die Wirkungen der SUP gelegt. Als Ergebnis der 

Metaanalyse werden schliesslich die zentralen Erkenntnisse zusammengefasst und darauf auf-

bauend Erfolgsfaktoren identifiziert. 
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Befragungen / Interviews 

Ziel der Befragung von Fachexperten 

› Übersicht zu den rechtlichen Grundlagen sowie der praktischen Anwendung der SUP. 

› Sammlung von Erfahrungen und möglichen Problemen bei der Anwendung der SUP in der 

Praxis. 

› Zusammenstellung von ‚Good Practice‘ Fallbeispielen und Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren. 

› Für die Kantone Genf und Waadt: Implementierung der SUP, Weg zur gesetzlichen Vorgabe. 

Form, Art der Befragung 

› Persönliche Befragung in der Form von strukturierten Gruppeninterviews (Hearings) vor Ort. 

Pro Interview wurden 3-5 Fachpersonen befragt. Die Konstellation der Gruppeninterviews er-

möglicht Querbezüge und damit einen zusätzlichen Erkenntnisgewinn. 

› Insgesamt sind sechs Gruppeninterviews durchgeführt worden: zwei Interviews in Deutschland 

sowie je ein Interview in Österreich, Frankreich, dem Kanton Genf und dem Kanton Waadt. In 

Österreich wurde zudem ein zusätzliches persönliches Interview mit Herrn Prof. Dr. Gernot 

Stöglehner von der Universität für Bodenkultur Wien durchgeführt. Weitere Informationen zu 

den Interviews (Liste der Teilnehmenden, Ort, Datum) sind im Anhang zu finden. 

› Inhalt und Ergebnissen der Befragungen wurden in schriftlichen Protokollen aufgezeichnet. 

› An den Gruppeninterviews haben immer 2 Vertreter der Auftragnehmer teilgenommen sowie 

jeweils 1-2 Vertreter des BAFU. Geleitet wurden die Gruppeninterviews durch die Auftrag-

nehmer. 

Zielgruppe, Interviewpartner 

› Im Fokus für die Gruppeninterviews standen Vertreter der öffentlichen Hand: Umweltbehör-

den (Umweltschutzfachstellen, SUP-Verantwortliche), Raumplanungsbehörden sowie zustän-

dige Behörden der in den SUP abgedeckten Themenfelder (z.B. Verkehr, Energie, Landwirt-

schaft). Soweit möglich sind alle drei Ebenen (Bund, Kantone/Länder, Gemeinden) berück-

sichtigt worden. Punktuell haben zudem Vertreter von privaten Büros, Umweltverbänden so-

wie der Wissenschaft teilgenommen. 

Inhalt der Befragung 

› Nebst einer Einleitung sowie Informationen zu verfügbaren Grundlagen und Dokumenten 

umfassten die Interviews folgende vier Hauptteile: 

› Verfahren der SUP 

› Methodik und Inhalt 

› Good Practice Beispiele und Erkenntnisse 

› Akzeptanz der SUP, Implementierung der SUP 
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› Bei den Befragungen standen insbesondere die Sammlung von praktischen Erfahrungen im 

Umgang mit der SUP sowie die daraus resultierenden Einschätzungen und Erkenntnisse im 

Vordergrund. Schliesslich wurden die Interviewten um Empfehlungen für die mögliche Ein-

führung der SUP (bzw. Wirkungsbeurteilung Umwelt) in der Schweiz gebeten. 

› Der Leitfaden für die Befragungen wurde vor den Interviews allen Teilnehmenden zugestellt. 

 

Faktensammlung 

Die zentralen Elemente (Fakten) sowie die wichtigsten Erkenntnisse aus den Interviews werden 

für die fünf genauer untersuchten Länder und Kantone (Deutschland, Österreich, Frankreich, 

Genf und Waadt) in tabellarischer Form als ‚Fakten und Eckpunkte‘ zusammengefasst. Grund-

lage für die Erstellung dieser Faktensammlungen bilden nebst den Interviews auch Erkenntnisse 

aus der Literaturanalyse sowie konkreten SUP-Beispielen. Die ‚Fakten & Eckpunkte‘ stellen 

eine Sammlung der wichtigsten Informationen je Land bzw. Kanton dar und bilden auch die 

Grundlage für die im Kapitel 4 dargestellten Erfahrungen. Die ‚Fakten & Eckpunkte‘ umfassen 

Informationen zu folgenden vier Bereichen: 

› Verfahren: gesetzliche Vorgaben, zuständige Behörden, Leitfäden, Ablauf-/Prozessschritte, 

SUP-relevante Pläne und Programme, Schnittstellen zu anderen Verfahren 

› Inhalt und Methodik: methodische Vorgaben, Umsetzungspraxis, Schwerpunkte 

› Erkenntnisse: Wirkung der SUP, Akzeptanz, Implementierung der SUP (Vorgehen, Treiber) 

› Allgemeine Informationen und Grundlagen: Rechtsgrundlagen, konkrete SUP-Beispiele, Er-

fahrungsberichte und Studien 

 

Fallbeispiele und thematische Vertiefungen 

Schliesslich werden für die wichtigen Themen und Aspekte rund um die SUP vertiefende Ana-

lysen vorgenommen. Diese Vertiefungen bestehen aus einem Vergleich der verschiedenen Län-

der und Kantone. Dabei interessiert die Frage, wie in den fünf untersuchten Ländern und Kanto-

nen mit einem spezifischen Thema umgegangen wird und welche Unterschiede oder Gemein-

samkeiten bestehen. Ergänzend werden die betrachteten Themen mit Hilfe konkreter Fallbei-

spiele von SUPs beleuchtet und illustriert. Dabei werden nicht die gesamten SUPs vorgestellt, 

sondern jeweils die konkreten Themen hervorgehoben. Auf Basis der themenorientierten Ver-

gleich der verschiedenen Länder und Kantone sowie der Fallbeispiele werden Erfolgsfaktoren 

und kritische Punkte der SUP identifiziert bzw. Stärken und Schwächen aufgezeigt. 
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Empfehlungen 

Aus den Ergebnissen der Metanalyse und der Befragung werden die Stärken und Schwächen des 

Instrumentes abgeleitet und erste Empfehlungen für die Durchführung und Umsetzung der SUP 

bzw. die in der Schweiz geplante Wirkungsbeurteilung gemacht. 
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3. METAANALYSE ERFAHRUNGEN SUP 

3.1. KURZE HISTORIE DER SUP 

Das erst relativ junge Instrument der SUP verbreitet sich weltweit sehr schnell. 2011 feierte die 

europäische SUP-Richtlinie ihren 10-jährigen Geburtstag und 2010 ist das völkerrechtliche SUP 

Protokoll der UNECE in Kraft getreten, das die weiter zunehmende globale Anwendung der 

SUP unterstreicht. Das SUP Protokoll erweitert den in der SUP-Richtlinie (SUP-RL) geregelten 

Anwendungsbereich der SUP von Plänen und Programmen noch um die Ebene von Politiken, 

für die es eine fakultative SUP vorsieht. Da für die vorliegende Studie aufgrund der geopoliti-

schen Lage der Schweiz die europäische Umweltpolitik von massgeblicher Relevanz ist, liegt 

der Fokus der folgenden Ausführungen auf der SUP, wie sie in der EU Anwendung findet. 

Die Entstehungsgeschichte der SUP in der EU reicht bis in die 1970er Jahre zurück. Schon 

das erste Umweltaktionsprogramm der EU von 1973 betonte die Notwendigkeit einer umfassen-

den Umweltverträglichkeitsprüfung aller Pläne, um Umweltschäden am Ursprung vorzubeugen. 

Wegbereitend für die SUP war der Erlass der UVP-Richtlinie im Jahr 1985, die die Pflicht zur 

Umweltprüfung auf Projektebene regelt. Die Europäische Kommission teilte dabei bereits ihre 

Absicht mit, den Anwendungsbereich der UVP schrittweise auf Politiken, Programme und Pläne 

auszuweiten (Sangenstedt 2006). Doch bis zum Erlass der SUP-RL im Jahr 2001 galt es noch 

die vermutlich höchste Hürde – den EU-internen Abstimmungsprozess – zu nehmen (Hanusch 

2009). Die Erarbeitung der SUP-RL erstreckte sich insgesamt über einen Zeitraum von mehr als 

zehn Jahren und umfasste mehrere Richtlinienentwürfe, die durch eine Vielzahl von Änderungs-

vorschlägen und Stellungnahmen ergänzt wurden. Mit der Veröffentlichung im Amtsblatt der 

EU ist die SUP-RL am 27. Juni 2001 in Kraft getreten. Damit hat die EU auf Gemeinschafts-

ebene einen Mindestrahmen für die Umweltprüfung von Plänen und Programmen festgelegt, 

wobei die Einzelheiten unter Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips den Mitgliedstaaten 

überlassen bleiben. Formal war die SUP-RL bis zum 21. Juli 2004 von den Mitgliedsstaaten in 

ihre nationalen Gesetze umzusetzen. 

Die in Figur 1 dargestellte Pyramide der Umweltprüfungen veranschaulicht die drei für die 

Umweltprüfung relevanten Ebenen der Entscheidungsprozesse und ordnet ihnen die jeweiligen 

Instrumente und Rechtsgrundlagen der Umweltprüfung zu.  
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PYRAMIDE DER UMWELTPRÜFUNGEN 

 

Figur 1  Quelle: Hanusch 2009, verändert 

 

3.2. RECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN DER SUP 

Die rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingungen für die SUP variieren weltweit (siehe 

u.a. Dalal-Clayton und Sadler 2005; Fischer 2007; Jones et al. 2005; Sadler et al. 2008; Schmidt 

et al. 2004). Dies äussert sich einerseits in unterschiedlichen Anwendungsbereichen, sowohl 

bezüglich der Planungsart als auch bezüglich der Planungsebene, und andererseits in unter-

schiedlichen Ausrichtungen und Detaillierungsgraden hinsichtlich der Vorgaben für Inhalte und 

Verfahren. 

Für das Gebiet der EU legt die SUP-Richtlinie den Mindestrahmen für die Umweltprüfung 

von Plänen und Programmen fest. Dieser Mindestrahmen umfasst insbesondere die Aspekte: 

› Anwendungsbereich der SUP 

› Verfahren der Prüfung (Scoping, Konsultationen/Mitwirkung, Berücksichtigung der Ergebnis-

se bei der Entscheidung) 

› Inhalt und Qualität der Prüfung (Umweltbericht) 

› Monitoring 

Darüber hinaus regelt die Richtlinie in allgemeingültiger Form weitere Aspekte, wie bei-

spielweise den Zeitpunkt der Umweltprüfung oder die Vermeidung von Mehrfachprüfungen, 

wenn Pläne und Programme Teil einer Hierarchie sind.  

 
 

Politiken 
FAKULTATIVE  

STRATEGISCHE UM-

WELTPRÜFUNG (SUP) 
UNECE SUP Protokoll 

  
  

Pläne & Programme 
STRATEGISCHE UMWELTPRÜFUNG (SUP) 

SUP-Richtlinie (2001/42/EC) 
& SUP Protokoll 

  

Projekte 
UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVP) 

UVP-Richtlinie (Richtlinie 2011/92/EU) 
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Der genaue Regelungsinhalt ist dem Wortlaut der SUP-Richtlinie zu entnehmen. Weitere Hin-

weise enthält der Leitfaden der Europäischen Kommission zur Umsetzung der SUP-RL (Europä-

ische Kommission, 2003). Das Dokument soll den Mitgliedsstaaten helfen, Zweck und Funkti-

onsweise der Richtlinie besser zu verstehen und die Folgen für ihre eigenen Planungsverfahren 

einzuschätzen. Es soll den Mitgliedstaaten als Leitlinie dienen, um eine möglichst kohärente 

Umsetzung und Anwendung der Richtlinie sicherzustellen. 

Rechtlich bindende Relevanz entfaltet die SUP eher versteckt. Die Ergebnisse der SUP, d.h. 

der erstellte Umweltbericht (Art. 5 SUP-RL), die abgegebenen Stellungnahmen (Art. 6 SUP-RL) 

und ggf. die Ergebnisse von geführten grenzüberschreitenden Konsultationen (Art. 7 SUP-RL) 

sind bei der Ausarbeitung und vor der Annahme des Plans oder Programms zu berücksichtigen. 

Zu "berücksichtigen" bedeutet, dass die Ergebnisse der SUP in die planerische Abwägung ein-

gehen, d.h. dass sich der Planungsträger mit den Ergebnissen sachlich auseinandersetzt und 

seine Entscheidung begründet. Die Behörde ist somit bei ihrer Entscheidung nicht zwingend an 

die Empfehlungen und Vorschläge der SUP gebunden. Eine konkrete Bindungswirkung der 

Ergebnisse der SUP kann sich allerdings aus den Vorschriften des Umwelt- und Planungsrechtes 

ergeben, aus denen die verbindliche Vorgaben abgeleitet werden. Beispielsweise können dies 

gesetzlich festgelegte Grenzwerte aus den Bereichen Lärm-, Luft, Wasser-, oder Bodenschutz 

sein. Neben diesen materiellen Aspekten sind die formalen Vorschriften der SUP-Richtlinie, 

beispielsweise bezüglich der Konsultationen, zwingend einzuhalten. 

 

3.3. DENKSCHULEN DER SUP 

Die Strategische Umweltprüfung dient der Identifikation, Beschreibung, Bewertung und Minde-

rung der Umweltauswirkungen von Plänen, Programmen und Politiken und der Förderung der 

nachhaltigen Entwicklung. Durch die Integration in bestehende Entscheidungsverfahren zur 

Aufstellung und Fortschreibung von Plänen, Programmen und Politiken zielt sie auf die Berück-

sichtigung der identifizierten Umweltauswirkungen in diesen Entscheidungsprozessen. 

Die Interpretation dieser Ziele und damit der Aufgaben der SUP wurde in der Fachwelt um-

fassend diskutiert (z.B. Sadler und Verheem 1996; Thérivel und Partidário 1996; Thérivel 2004; 

Fischer 2007) und es wurde schnell offensichtlich, dass die SUP – je nach Kontext – vielfältige 

Rollen haben kann. Folgende drei, von Thissen (2001) formulierten, Fragen beschreiben das 

Spektrum der diskutieren Aufgaben gut:  

› Ist die SUP ein Instrument, um die Berücksichtigung von Umweltbelangen in Entscheidungs-

prozessen sicherzustellen?  

› Oder ist es Aufgabe der SUP die Nachhaltigkeit zu fördern?  
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› Oder soll die SUP ausgewogene Entscheidungsprozesse – unter Berücksichtigung aller norma-

tiven Interessen –  unterstützen? 

Eindeutige Antworten drauf lassen sich unabhängig vom jeweiligen Kontext der SUP nicht 

geben. Mit dem Blick auf die Literatur zur SUP des vergangenen Jahrzehnts können jedoch 

verschiedene „Denkschulen“ der SUP identifiziert werden (Fundingsland Tetlow und Hanusch 

2012). 

Insbesondere in der Anfangszeit der SUP bezogen sich viele Argumente für eine SUP da-

rauf, die Schwächen der Projekt-UVP zu verringern, insbesondere Umweltauswirkungen und 

Alternativen früher im Entscheidungsprozess zu berücksichtigen (u.a. Thérivel und Partidário 

1996). Die Ursprünge der SUP, und auch der UVP, gründen sich dabei auf den Theorien der 

rationalen Planung (Arts 1998; Glasson et al. 2005). Umweltprüfungen waren demnach durch 

Positivismus und die Annahme dominiert, dass objektive und quantifizierbare Nachweise von 

Umweltwirkungen zu besseren Entscheidungsprozessen führen würden. Diese Annahme wurde 

durch vermehrte Hinweise darauf, dass rationale Umweltprüfungen nicht mit der Realität von 

Planungsprozessen einhergehen, infrage gestellt (z.B. Owens et al. 2004). Denn die Planungs-

prozesse selbst verlaufen häufig nur bedingt entlang rationaler, meist idealtypischer Vorstellun-

gen. Ihre reale Entwicklung ist dynamisch und häufig durch rational nicht kalkulierbare äussere 

Einflüsse geprägt. Folglich war die Integration einer rationalen Umweltprüfung nicht vom ge-

wünschten Erfolg gekrönt.   

Die SUP wurde zunehmend stärker durch andere Planungsparadigmen, wie Postmodernis-

mus, Post-Positivismus oder kommunikative Planung beeinflusst. Es wurde erkannt, dass Ent-

scheidungsprozesse stark von politischen, kulturellen und institutionellen Rahmenbedingungen 

und dem Gegenstand der Entscheidung abhängig sind. Folglich wurde betont, dass die Akteure 

der SUP ein gutes Verständnis über den jeweiligen  Entscheidungsprozesses haben müssen (Nil-

sson und Dalkmann 2001; Runhaar und Driessen 2007). Es wurde gefolgert, dass die Integration 

der SUP in Entscheidungsprozesse ausschlaggebend für den Erfolg der SUP ist (Kørnøv und 

Thissen 2000; Fischer 2007). In Teilen der Fachwelt setzte sich die Überzeugung durch, dass die 

Integration in Planungs- und Entscheidungsprozesse sogar wichtiger als die konkrete Auswir-

kungsanalyse sein kann. Dabei besteht in der Regel die Meinung, dass eine gute Analyse leichter 

zu erreichen ist, als eine gute Integration. Denn die Integration erfordert häufig grundlegendere 

Veränderungen, nicht nur von Regelwerken und Methoden sondern auch von Verhaltens- und 

Kommunikationsweisen und nicht zuletzt von Wertvorstellungen.  

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass sich die SUP von einem UVP-basierten, 

eher reagierenden Instrument zu einem proaktiven, Prozesse mit gestaltenden Instrument entwi-

ckelt hat, das idealerweise integraler Bestandteil strategischer Planungsaktivitäten ist (Fundings-
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land Tetlow und Hanusch 2012). Dabei besteht in der akademischen Literatur ein bemerkens-

werter Konsens, dass diese Entwicklung der SUP positiv ist.  Gleichzeitig muss festgestellt wer-

den, dass die Erwartungen in Bezug auf die SUP systematisch gewachsen sind (Bina 2007). Und 

es muss betont werden, dass die Entwicklungen in verschiedenen Ländern unterschiedlich weit 

voran geschritten sind. In manchen Ländern wird die SUP nach wie vor zu grossen Teilen als 

UVP-basiertes Instrument angewendet (Verheem und Dusik 2011). Es ist zudem wichtig zu 

berücksichtigen, dass je nach kontextuellen Rahmenbedingen verschiedene Ansätze unterschied-

lich gut funktionieren. 

 

3.4. WIRKUNGEN DER SUP 

Die Wirkungen einer SUP können sehr vielfältig sein. Im Vordergrund stehen zunächst Wirkun-

gen auf die Qualität der Umwelt (als Ergebnis einer durch die SUP beeinflussten Entscheidung) 

sowie Wirkungen auf die Qualität des Entscheidungsprozesses („Performance“). Neben den 

unmittelbaren, sichtbaren Wirkungen auf Planungsergebnisse und Entscheidungsprozesse kann 

die SUP auch indirekte, langfristige Wirkungen haben, z.B. Raum zu schaffen für Dialog und 

für Lernprozesse – sowohl für Individuen als auch für Organisationen und sowohl hinsichtlich 

technischer als auch sozialer Aspekte (z.B. Owens et al. 2004; Jha-Thakur et al. 2009). Langfris-

tig können auch Veränderungen von Wertvorstellungen und Verhaltensweisen dazu zählen 

(Cashmore et al. 2008). Stöglehner (2010) unterscheidet zwischen direkter und inkrementeller 

Wirksamkeit. Fest steht, dass die Messbarkeit der Wirkungen der SUP generell schwierig ist, 

wobei eine besondere Herausforderung bei der Erfassung der prozess-orientierten und inkremen-

tellen Wirkungen liegt.  

Nicht zuletzt aufgrund dieser Herausforderung ergibt die Auswertung der Studien zur Wirk-

samkeit der SUP ein durchwachsenes Bild (Fundingsland Tetlow und Hanusch 2012). Der ge-

setzlich geforderte Bericht der EU-Kommission über die Anwendung und Wirksamkeit der 

SUP-Richtlinie betont als ausdrückliche Stärke der SUP ihren Beitrag zur Verbesserung der 

Struktur und der Transparenz von Planungsverfahren und zu deren Harmonisierung (Europäi-

sche Kommission 2009). Vorteile der SUP seien zudem die Einbeziehung von Umweltbelangen 

und die umweltgerechtere Gestaltung von Plänen und Programmen sowie eine Erleichterung und 

Stärkung der Zusammenarbeit verschiedener Behörden. Schwächen werden in dem Bericht 

kaum thematisiert. Die Kommission weist aber darauf hin, dass in den Mitgliedsstaaten teilweise 

ein unterschiedliches Verständnis der SUP vorliegt, das sich z.B. hinsichtlich der unterschiedli-

chen institutionellen und rechtlichen Regelungen des Verfahrens zeigt.  

Daneben gibt es einige Autoren, die eine weit weniger optimistische Sicht auf die Wirksamkeit 

der SUP vermitteln. Viele Studien zur Wirksamkeit der SUP kommen zu dem Schluss, dass die 
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SUP wenig direkte oder messbare Wirkungen auf den Inhalt und die Ergebnisse der Planungen 

hat (z.B. Thérivel et al. 2009). Unzulänglichkeiten werden auch bei der Performance des SUP-

Prozesses gesehen, z.B. bei der Aufgabe vernünftige Alternativen innerhalb des Planungspro-

zesses zu generieren und die Gründe dafür im Umweltbericht zu dokumentieren (Smith et al. 

2010). Fischer (2010) berichtet über die ineffektive Verlagerung von Prüfinhalten auf nachfol-

gende Ebenen und den unklaren Einfluss der Öffentlichkeitsbeteiligung. Untersuchungen von 

Hanusch und Glasson (2008) belegen, dass das Monitoring bislang von geringer Priorität bei der 

SUP ist.   

Es gibt Stimmen, die die aktuellen Einflussmöglichkeiten der SUP eher im Bereich des 

“Fine Tuning” sehen, anstatt den Plan in seiner Gesamtheit mit zu gestalten (Smith et al. 2010). 

Dennoch gibt es auch Belege für die weniger offensichtlichen, aber vielleicht weitreichenderen, 

Wirkungen der SUP. Thérivel et al. (2009, S. 165) fanden heraus, dass “the foreknowledge, that 

SEA was going to be carried out, made the plan authors think more seriously about a wider 

range of sustainability issues from the start, with the result that plans tended to be better for 

sustainability […] before the assessment even took place”. 

 

3.5. ERFOLGSFAKTOREN DER SUP 

Welche Wirkungen machen die SUP zu einem erfolgreichen Instrument? Unterschiedliche Insti-

tutionen und Autoren haben verschiedene Erfolgsfaktoren der SUP identifiziert. Unter Berück-

sichtigung der Aussagen der voran gehenden Kapitel ist offensichtlich, dass das Verständnis der 

Rolle und der Aufgaben der SUP – und damit die Beurteilung ihres Erfolgs – je nach Kontext 

unterschiedlich sind.  

Den grössten Anspruch auf Allgemeingültigkeit können die „SEA performance criteria“ der 

International Association for Impact Assessment erheben (IAIA 2002). Sie wurden in einem 

mehrjährigen Diskussionsprozess der internationalen Fachwelt entwickelt und sollen die Ausge-

staltung und Beurteilung wirksamer SUP-Prozesse unterstützen. Demnach ist ein „good-quality 

SEA process” (1) integrated, (2) sustainability-led, (3) focused, (4) accountable, (5) participative 

(6) iterative. Die Kriterien sind zum besseren Verständnis mit Erläuterungen hinterlegt (siehe 

www.iaia.org/publicdocuments/special-publications/sp1.pdf). Aktuell läuft über die IAIA ein 

Prozess der die Kriterien vor dem Hintergrund beleuchtet, wie sich das Verständnis der SUP 

verändert hat und es wird ein Entwurf der aktualisierten Kriterien diskutiert. Dabei zeichnet sich 

ab, dass zukünftig voraussichtlich nicht mehr von Kriterien, sondern von Prinzipien gesprochen 

werden soll, um zu verdeutlichen, dass auf dieser generellen Ebene keine messbaren Kriterien 

beschrieben werden können. Damit soll unter anderem der Erkenntnis begegnet werden, dass 
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eine individuelle Erfolgsbeurteilung nur anhand spezifischer Kriterien, unter Einbeziehung des 

Kontexts, möglich ist.  

Mit vergleichsweise allgemeingültigem Anspruch finden sich im Österreichischen Hand-

buch der SUP folgende SUP-Erfolgsfaktoren, die „wirkungsvolle SUPs fördern" (Arbter 2010): 

(1) Vollständige Integration von SUP und Planung zu einem Gesamtprozess 

(2) Schrittweise Optimierung der Planung im Rahmen des Alternativenvergleichs 

(3) Informative, konsultative und kooperative Öffentlichkeitsbeteiligung 

(4) Gleichrangige Berücksichtigung von umweltbezogenen, wirtschaftlichen und sozialen 

Auswirkungen 

(5) Abgrenzung und Verknüpfung der verschiedenen SUP- und UVP-Ebenen 

(6) Effektives Monitoring und Strukturen zur Umsetzung der SUP-Ergebnisse 
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4. ERFAHRUNGEN IM AUSLAND UND DER SCHWEIZ 

4.1. DEUTSCHLAND 

 

Kurzübersicht SUP in Deutschland 

Die bundesrechtliche Umsetzung der europäischen SUP-RL erfolgte in Deutschland 2004 zu-

nächst durch die Einführung der Umweltprüfung im Baugesetzbuch (BauGB) und durch Auf-

nahme rahmrechtlicher Vorschriften in das Raumordnungsgesetz (ROG). Die zentrale Umset-

zung erfolgte 2005 durch das Artikelgesetz zur Einführung einer Strategischen Umweltprüfung 

(SUPG), mit dem vor allem das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) um 

einen Abschnitt zur SUP erweitert wurde. Das UVPG erhebt den Anspruch eines Stammgesetzes 

für UVP und SUP, welches für das nachgeordnete Fachrecht ein einheitliches Mindestanforde-

rungsprofil definiert und gleichzeitig als Auslegungsmassstab dient. 

Ein plantypübergreifender Leitfaden zur Durchführung der Strategischen Umweltprüfung 

wurde 2008 im Auftrag des Umweltministeriums/ Umweltbundesamtes erstellt und 2010 aktua-

lisiert. Er soll die Anwendung des UVPG erleichtern und dazu beitragen, einen bundeseinheitli-

chen und rechtssicheren Vollzug des UVPG zu erreichen. Es gibt weitere Leitfäden für einzelne 

Sektoren, z.B. für den in Deutschland grössten Anwendungssektor der SUP, die Regional- und 

Bauleitplanung. Bedeutung gewinnt zunehmend auch die SUP auf Bundesebene, insbesondere 

zum Bundesverkehrswegeplan sowie für die Planungen zum Ausbau des Stromnetzes. Auch in 

der Wasserwirtschaft gibt es vermehrt SUPs: bundesweit laufen derzeit – bereits im 2. Turnus – 

zahlreiche SUP-Verfahren zu den Massnahmenprogrammen gemäss Wasserrahmenrichtlinie 

(WRRL) sowie aktuell im Zuge der Erstaufstellung von Hochwasserrisikomanagementplänen. 

Die SUP hat regelmässig Schnittstellen zur FFH-Verträglichkeitsprüfung, zur Eingriffsrege-

lung und zum Artenschutz. Zunehmend gibt es auch Ansätze zur Integration von „Climate Proo-

fing“ in die SUP. Eine Nachhaltigkeitsbeurteilung ist in Deutschland nicht etabliert. Überwie-

gend besteht bei den deutschen SUP-Experten die Auffassung, dass eine Nachhaltigkeitsbeurtei-

lung eine SUP nicht ersetzen kann. Denn bereits innerhalb der Umweltbelange werden zahlrei-

che Zielkonflikte gesehen. Die Nachhaltigkeitsbeurteilung wäre noch komplexer und damit 

schwerer zu operationalisieren. Daher gibt es in Deutschland mehr Befürworter für eine auf 

Umweltbelange konzentrierte entscheidungsvorbereitende Wirkungsbeurteilung. Es wird allge-

mein für sinnvoll erachtet, dass die Umweltbelange durch diese Prüfinstrumente gestärkt werden 

als Gegengewicht zu den in Planungs- oder Investitionsentscheidungen stark gewichteten wirt-

schaftlichen Belangen. In deutschen Planverfahren ist ohnehin eine abschliessende umfassende 

Abwägungsentscheidung verankert, die im weiteren Sinne die Nachhaltigkeitssäulen abbildet.  
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Gesetzliche  

Verankerung 

› Grundsätze der SUP: Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) sowie UVP-Landesgesetze 

› Fachplanung: UVPG, UVP-Landesgesetze sowie Fachgesetze 

› Raumordnung: Raumordnungsgesetz (ROG), Landesplanungsgesetze 

› Bauleitplanung: Baugesetzbuch (BauGB) 

Leitfäden › Nationaler BMU/ UBA-Leitfaden: Balla, S., Wulfert, K., Peters, H.-J. 

(2010): Leitfaden zur Strategischen Umweltprüfung,  

www.bmu.de/service/publikationen/downloads 

› Weitere Leitfäden für einzelne Sektoren z.B. Regional- und Bauleitpla-

nung oder zur Integration einer Klimafolgenabschätzung   

Verfahrensstruktur, 

Ablaufschritte: 

Feststellung der SUP-Pflicht
§§ 14a bis 14d UVPG

Festlegung des Untersuchungsrahmens
(Scoping)  § 14f UVPG

Untersuchungsrahmen einschließlich 
Umfang und Detaillierungsgrad des Umweltberichts

Behördenbeteiligung

Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung, 
ggf. grenzüberschreitende Beteiligung

§§ 14h bis 14j UVPG

Bekanntgabe der Entscheidung 
§ 14l UVPG

Auslegung von Plan / Programm und
zusammenfassender Erklärung

Überwachung
§ 14m UVPG

Grobkonzept zu den 
Festlegungen

des Plans / Programms

Bekanntgabe der 
Entscheidung über die Annahme

des Plans / Programms

SUP-Verfahren Trägerverfahren

Aufstellungs-/ Änderungsbeschluss
für den Plan / das Programm

Behörden- und 
Öffentlichkeitsbeteiligung

Erstellung des Plan- / 
Programmentwurfs

einschließlich Begründung

Erarbeitung der Inhalte des Umweltberichts 
§ 14g UVPG

Überprüfung des Umweltberichts
unter Berücksichtigung der Stellungnahmen / Äußerungen

von Öffentlichkeit und Behörden
§ 14k Abs. 1 UVPG

Beschluss über die Annahme des 
Plans / Programms unter 

Berücksichtigung des Ergebnisses der 
Überprüfung des Umweltberichts

(§ 14k Abs. 2 UVPG)

Überwachungspflichten gemäß
einschlägigem Planungsrecht

aus: BMU/ UBA-Leitfaden zur Strategischen Umweltprüfung, Balla et al. (2010) 

SUP-relevante Pläne 

& Programme 

› Das UVPG unterscheidet nach obligatorisch zu prüfenden Plänen und 

Programmen (z.B. Regionalpläne, Verkehrspläne), solchen die nur bei 

Rahmensetzung für UVP-pflichtige Vorhaben zu prüfen sind (z.B. Abfall-

wirtschaftspläne) und solchen die auf der Basis einer Einzelfallprüfung zu 

prüfen sind. Zudem gibt es Sonderreglungen (enge Anlehnung an die 

Vorgaben der SUP-RL).  
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› Der grösste Anwendungssektor sind Raumordnung und Bauleitplanung 

(insb. Landesentwicklungspläne, Regionalpläne, Flächennutzungspläne, 

Bebauungspläne). Weitere aktuelle Schwerpunkt sind die Planungen 

zum Ausbau des Stromnetzes, der Bundesverkehrswegeplan, die Hoch-

wasserrisikomanagementpläne und die Massnahmenprogramme gemäss 

WRRL.  

Zuständigkeiten, 

Kooperationen 

In der Regel liegt die formale Zuständigkeit für die SUP bei der für die 

Aufstellung des Plans/ Programms zuständigen Behörde. Für Umweltbe-

lange zuständige Fachbehörden sind zu konsultieren. Häufig  wird die SUP 

in Kooperation mit externen SUP-Gutachtern erarbeitet. 

Methodische  

Besonderheiten 

Die Wahl der geeigneten Methoden ist insbesondere abhängig vom Abs-

traktionsgrad der Planinhalte, der Art der Umweltauswirkungen und der 

erforderlichen Prüftiefe. Überwiegend werden qualitative Prognosemetho-

den in Form von verbalen Beschreibungen und Wirkungsmatrizen ange-

wendet. Quantitative Ermittlungen erfolgen bspw. bei der Lärm- und Im-

missionsprognose für SUPs der Verkehrsplanung oder für Umweltprüfun-

gen von Bauleitplänen. Für Pläne mit Festlegungen zu Einzelflächen/ Ein-

zelvorhaben sind einheitliche Prüfbögen weit verbreitet, in denen die Be-

troffenheit der Schutzgüter auf Basis einer GIS-Verschneidung dargestellt 

wird (z.B. Regionalplanung).  

Beteiligungsverfah-

ren, Mitwirkung 

Der Rahmen des Beteiligungsverfahrens (Kreis der ggf. grenzüberschrei-

tend zu beteiligenden Behörden und der betroffenen Öffentlichkeit, Beteili-

gungsfrist mind. 1 Monat) ist im UVPG bzw. den jeweils zuständigen flan-

kierenden Gesetzen geregelt. Details können je nach Plan-/ Programmtyp 

variieren. Die gesetzlichen Vorschriften lehnen sich eng an die Vorgaben 

der SUP- RL an.  

Tabelle 1  

Ergebnisse der Interviews 

Insgesamt werden die Einführung der SUP und die SUP-Praxis in Deutschland positiv einge-

schätzt. Insbesondere in solchen Fällen, in denen noch kein strukturiertes Planaufstellungsver-

fahren mit verpflichtender Beteiligung bestand, qualifiziert die SUP die Planungs- und Ent-

scheidungsprozesse und schafft eine neue Transparenz. Der Umweltbericht systematisiert die 

Dokumentation sowohl der Umweltauswirkungen als auch des Planungsprozesses. Er bewirkt 

damit eine bessere Aufbereitung des Entscheidungsmaterials für die Abwägung. Doch trotz zehn 

Jahren Anwendung gilt auch für Deutschland, dass weitere gute Planungspraxis notwendig ist, 

um die Akzeptanz für die SUP weiter zu erhöhen.  

Im Rahmen der beiden Gruppeninterviews zu den Erfahrungen mit der SUP in Deutschland 

wurden folgende Aspekte vertieft diskutiert, die im Hinblick auf die Einführung der SUP (bzw. 

Wirkungsbeurteilung Umwelt) in der Schweiz von besonderem Interesse sind: 

› Einführung der SUP: Die Entscheidung zur SUP-Pflicht bestimmter Pläne und Programme 

wurde letztendlich politisch getroffen. Das UVPG regelt nun die obligatorische, konditionale 

und fakultative SUP-Pflicht der Pläne und Programme. Bei einigen Plänen wurde im Zuge der 
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Gesetzgebung intensiv diskutiert, inwieweit die Bedingungen für die SUP-Pflicht aus der SUP-

RL, z.B. der gesetzliche Planungsauftrag für bestimmte Pläne, erfüllt sind. Im Zweifel wurde 

auf der Bundesebene mit dem Ziel einer möglichst lückenlosen 1:1-Umsetzung der SUP-RL 

pro SUP entschieden, z.B. für den nicht gesetzlich verpflichtenden Bundesverkehrswegeplan 

oder verschiedene Umweltpläne, die vor allem positive Auswirkungen auf die Umwelt haben 

(Lärmminderungspläne, Luftreinhaltepläne, Landschaftspläne, Massnahmenprogramme nach 

WRRL). Die Landschaftspläne wurden später nach entsprechenden Signalen aus der Praxis al-

lerdings wieder von der generellen SUP-Pflicht befreit. In manchen Fällen hat sich Deutsch-

land aufgrund fehlender gesetzlicher Verpflichtung für eine Planaufstellung gegen die SUP-

Pflicht entschieden, wie z.B. bei bundes- oder landesweiten Energiekonzepten. Energiekonzep-

te anderer Länder, z.B. in der Tschechischen Republik, sind SUP-pflichtig. Je nach politischer 

Ausrichtung wird in den einzelnen Ländern in Deutschland teilweise auch grosszügig über die 

SUP-Durchführung entschieden, wie etwa beim Klimaschutzplan NRW oder beim Abfallwirt-

schaftsplan NRW. In anderen Fällen wird auf Landesebene die Verpflichtung für eine Planauf-

stellung gesetzlich gelockert oder die Festlegung rahmensetzender Planinhalte aus einem Plan 

entfernt, um der SUP-Pflicht zu entgehen.  

› Screening: Die Feststellung der (nicht bereits im UVPG abschliessend geregelten) SUP-Pflicht 

mittels eines sogenannten Screenings wird überwiegend als problematisch eingestuft. Es gibt 

wenige Fälle, die im Rahmen eines Screenings eindeutig als nicht SUP-relevant eingestuft 

werden könnten. Hierzu könnte etwa die reine Änderung von textlichen Zielen in einem Regi-

onalplan/ Flächennutzungsplan zählen. Das BauGB hat daher bspw. mit Ausnahme von Innen-

bereichs-Bebauungsplänen eine generelle Umweltprüfungspflicht für kommunale Bauleitpläne 

eingeführt. Vor allem in grösseren Kommunen herrscht die Auffassung vor, dass die SUP in 

einer Kommune in der Regel nach wenigen Anwendungsfällen so leichtgängig funktionieren 

könne, dass ein mühsames Ausscheiden von Fällen, für die keine SUP durchgeführt werden 

soll, entbehrlich ist. Der Verzicht auf ein Screening wird daher häufig als verfahrensbeschleu-

nigende Massnahme gesehen. 

› Scoping: Es besteht Kosens unter den Interviewten, dass die Festlegung des Untersuchungs-

rahmens, d.h. die Entscheidung über Untersuchungsumfang und -tiefe, von zentraler Bedeu-

tung ist. Dabei ist vorrangig zu klären, was auf dieser Planungsebene und was auf anderen 

Ebenen zu prüfen ist (Abschichtung). Die Erfahrungen der Autoren zeigen jedoch, dass diese 

Abschichtung in der Praxis aber nicht immer ideal funktioniert. Es kommt in Deutschland im 

Zweifel häufiger zu Doppelprüfungen bei einzelnen Planungsebenen. Hier besteht Optimie-

rungsbedarf. Eine breite Öffentlichkeitsbeteiligung ist mit dem Scoping in aller Regel noch 

nicht verbunden. In den Interviews wurde folgendes betont:  
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› Neben Umweltfachbehörden werden teilweise auch NGOs bereits beim Scoping konsultiert.  

› Das Scoping eröffnet den Kommunikationsprozess mit den Fachbehörden und hilft das 

Fachwissen der verschiedenen Behörden zu aktivieren.  

› Ein externer Fachgutachter kann bereits im Scoping die konstruktive Kommunikation mit 

verschiedenen Behörden und den Abteilungen einer Behörde unterstützen. 

› Verhältnis von Verfahren und Inhalten: Mehrfach erwähnt wurde, dass Verfahren und Inhalte 

der SUP eng miteinander verzahnt sind. Dies wird insbesondere an den drei zentralen Aufga-

ben des SUP-Verfahrens (Wissensgenese, Qualitätssicherung und Partizipation deutlich), die 

auf die Vollständigkeit und Richtigkeit der Inhalte abzielen.  

› Ziele des Umweltschutzes: Sie sind der zentrale Bewertungsvorgaben und damit aus Sicht der 

Autoren gewissermassen das „inhaltliche Rückgrat“ und gleichzeitig der „rote Faden“ der 

SUP. Teilweise ist es allerdings schwierig, die Einhaltung bestimmter strategischer Ziele poli-

tisch durchzusetzen. Die Erfahrung der Autoren zeigt, dass es daher in der SUP häufig bei qua-

litativen Aussagen zur Zielerreichung bleibt. Die Scheu, in einem Umweltbericht offen einzu-

räumen, dass ein bestimmtes strategisches sektorales Umweltziel, z.B. zur Begrenzung der 

Flächeninanspruchnahme, von einem Plan nicht eingehalten wird, ist bei den politischen Ent-

scheidungsträgern gross. Die Diskussion über Umweltziele, die durch die SUP angestossen 

wird, liefert allerdings in der Regel einen wertvollen Input für den Planungsprozess. Die hori-

zontale Vernetzung, d.h. die Zulieferung von Wissen durch Umweltfachbehörden und der Aus-

tausch darüber bewirkt ein besseres Verständnis für die Belange der Planung. Die Umweltziele 

haben als umweltbezogenes Prüfsystem auch für das Verfahren eine wichtige Rolle, sowohl 

bei der Auswirkungsprognose und Alternativenprüfung als auch bei der Abwägung. 

› Alternativenprüfung: Ein kontroverses Bild zeigen die Aussagen zur Alternativenprüfung. Sie 

wird wiederholt als Kern der SUP angesehen, gleichzeitig gibt es in diesem Bereich noch deut-

liche Mängel. Beispiele für eine von allen akzeptierte, gute Alternativenprüfung gibt es nicht.  

› Für den Bereich der kommunalen Bauleitplanung wurde festgestellt, dass die Alternativen-

prüfung noch kein ausreichend starkes rechtliches Gewicht hat, um praktisch bedeutsam 

zu sein.  

› Für abstrakte SUPs, etwa im Bereich des Stromnetzausbaus gilt, dass auf Bundesebene oft 

schwer vermittelbar ist, welche Alternativen, bestehen. Denn die abstrakten Aussagen die-

ser Ebene enthalten noch keine räumlich konkreten Planungen. Generalisiert lässt sich sa-

gen, dass vor allem in Bezug auf Systemalternativen (z.B. Bahn anstatt Strasse) grosse 

Unsicherheiten bestehen. Zwar steht trotz der schwierigen Vermittelbarkeit auf dieser 

Ebene fest, dass je weiter oben man sich im Planungssystem befindet, desto mehr Alterna-

tiven existieren. Einschränkend weisen die Autoren jedoch darauf hin, dass einige SUP-
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pflichtige Planwerke eine Zielsetzung verfolgen, die eine völlig offene Diskussion über 

Systemalternativen einschränkt. Vielfach werden in der frühen Phase eines Planungspro-

zesses zudem die Alternativüberlegungen nicht konsequent dokumentiert. Gerade eine 

solch konsequente Dokumentation wird von der SUP allerdings aus Transparenzgründen 

gefordert.  

› Darüber, was als echte Alternativenprüfung bezeichnet werden kann, bestehen verschiede-

ne Ansichten. Aus Sicht der Autoren funktioniert teilweise der Ansatz gut, verschiedene 

miteinander konkurrierende Standortausweisungen oder Projektvorschläge – bei einer ge-

deckelten Gesamtmenge – vergleichend zueinander zu bewerten. Kontrovers diskutiert 

wurde, ob damit die Pflicht zur Alternativenprüfung in der SUP bereits erfüllt ist. Die Er-

fahrungen aus der Raumordnung zeigen, dass die Prüfung von Standortalternativen für 

einzelne Festlegungen von Raumnutzungen eine effektive Form der Alternativenprüfung 

sein kann. In einer Runde der Befragten wurde darüber hinaus die These aufgestellt, dass 

die Auswahl der Prüf-/ Bewertungskriterien für die SUP die eigentliche, versteckte Alter-

nativenprüfung sei.  

› Überwachung/ Monitoring: Bisher praktisch kaum bedeutsam geworden ist das Thema Über-

wachung/ Monitoring. Bei den Experten besteht grundsätzlich Einigkeit, dass das Monitoring 

sehr wichtig ist, nicht zuletzt für eine Objektivierung der Planung und eine Hinführung zum 

Prozessgedanken. Als gutes Korrektiv liegt beim Monitoring eine grosse Chance für zielge-

richtete Planungen. Auch die neue UVP-Richtlinie beinhaltet neuerdings eine Monitoring-

Vorschrift. Die Autoren weisen ergänzend darauf hin, dass in der Praxis in Deutschland auch 

angesichts knapper Ressourcen bisher wenig Bereitschaft besteht, konkrete, planspezifische 

Überwachungsmassnahmen zu etablieren. Man behilft sich häufig mit dem Verweis auf beste-

hender genereller Monitoringmassnahmen der Umweltfachbehörden oder man beschränkt sich 

auf eine Überprüfung der Planung zum Zeitpunkt einer Fortschreibung des jeweiligen Plans. 

Generell ist für die SUP-Ebene auch festzuhalten, dass die Kausalkette zwischen einer Festle-

gung in einem abstrakten Plan und dessen Umweltauswirkung häufig grundsätzlich schwer 

herzustellen ist. Für die SUP besteht vermutlich ein grosses Potenzial darin, die Zusammenar-

beit zwischen den planaufstellenden Behörden und den Umweltfachbehörden, die ein gebiets-

bezogenes Umweltmonitoringprogramm betreiben, zu intensivieren.  

› Wirkung der SUP: Aufgrund der festgestellten engen Verzahnung von Verfahren und Inhalten 

ist die Zuordnung nicht immer eindeutig.  

› Entlastung anderer Verfahren: Die in Deutschland bewusst vorgenommene rechtliche Re-

gelung im UVPG zielt auf eine Entlastung der UVP durch die SUP. Der mit der UVP ein-

geführte Ansatz der Umweltvorsorge wäre bei dem in Deutschland ausgeprägten mehrstu-
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figen System aus vorgelagerten Planungs- und nachgelagerten Zulassungsverfahren ohne 

SUP unvollständig. Über die Planungshierarchie, z.B. bei Strassenplanungen (Bundesver-

kehrswegeplan mit SUP, Raumordnungsverfahren/ Linienbestimmung mit UVP, Zulas-

sungsverfahren mit UVP) oder bei Raumplanungen (Landesentwicklungsplan mit SUP, 

Regionalplan mit SUP, Flächennutzungsplan und Bebauungsplan mit Umweltprüfung), 

gibt es notwendigerweise eine inhaltliche Verzahnung zwischen SUP und UVP. Ein prak-

tisches Problem zur Umsetzung dieser Abschichtung (Verlagerung von Prüfinhalten auf 

die nachfolgende Ebene) ist, dass alle entscheidenden Akteure an einen Tisch müssten. 

› Aus fachlicher Sicht gilt es zu klären, welche Entscheidungen der SUP-pflichtige Plan 

getroffen hat, die für die nachfolgenden Ebenen relevant sind. Für eine funktionieren-

de Abschichtung muss geklärt werden, ob die Daten aktuell und die Ermittlungen 

massstabsgerecht sind. Dies gilt insbesondere für die Belange des Artenschutzes und 

der FFH-Verträglichkeit. Die Daten, die auf vorgelagerter Ebene in der Regel ohne ei-

gene Kartierungen zur Verfügung stehen, sind häufig nicht aktuell und genau genug.  

› Aus Sicht der Verbände ist die Abschichtung durch limitierte Klagemöglichkeiten ge-

schwächt.  

› Teilweise erfolgt eine Entlastung auch in umgekehrter Weise: die UVP entlastet die 

SUP indem sie Informationen für die SUP liefert. 

› Umweltwirkung: Bei der Beurteilung der Wirkung der SUP sind einerseits verschiedene 

Plantypen und andererseits verschiedene Planungsebenen zu unterscheiden. Bezogen auf 

die Plantypen lassen sich grob drei unterschiedliche Kategorien identifizieren. 

› Erstens gibt es Fachplanungen, bei denen regelmässig von negativen und positiven 

Umweltwirkungen auszugehen ist und deren Inhalte und Verfahren durch das jeweili-

ge Fachrecht klar geregelt sind,  z.B. Verkehrsplanung, Energieleitungsbau. Für diesen 

Plantyp wird der Einfluss der SUP eindeutig als positiv eingeschätzt.  

› Zweitens gibt es den Sektor der Gesamtplanung, mit einem Schwerpunkt der SUP im 

Bereich der Regionalplanung, in dem methodisch gut funktionierende und gut akzep-

tierte Ansätze etabliert sind. Zudem ist auch der Bereich der Bauleitplanung mit Um-

weltprüfung weitgehend etabliert und akzeptiert. Die Autoren weisen ergänzend da-

rauf hin, dass allerdings eine sinnvolle inhaltliche Verzahnung von Umweltprüfung 

und der generellen Prüfung der Raumverträglichkeit notwendig ist, um Doppelprüfun-

gen zu vermeiden.  

› Drittens gibt es umweltbezogene Planungen, z.B. Luftreinhaltepläne, Lärmminde-

rungspläne oder wasserwirtschaftliche Pläne, bei denen regelmässig von überwiegend 

positiven Umweltwirkungen auszugehen ist und der Plan selbst auch ohne SUP primär 
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auf Umweltziele hin ausgerichtet ist. Ob eine SUP-Pflicht für diese Pläne vorliegt, ist 

tw. nach Landesrecht bzw. im Einzelfall zu entscheiden. Die gängige Einschätzung ist, 

dass eine SUP hier häufig keinen besonderen Mehrwert bringt und als unnötige Dop-

pelprüfung wahrgenommen wird.  

› Hinsichtlich der Planungsebenen gilt, dass die Wirksamkeit der SUP zwar für raum-

konkrete Planungen höher eingeschätzt wird, aber auch eine SUP für abstrakte Pläne 

für sinnvoll gehalten wird, da hier noch Entscheidungsspielräume bestehen. Durch ei-

ne SUP auf der abstrakten Ebene kann eine Sensibilisierung für umweltrelevante 

Themen auf den nachfolgenden Ebenen erfolgen. Bei räumlich konkreteren Plänen 

führt die SUP allerdings offensichtlicher zu konkreten Plananpassungen mit positiven 

Effekten auf die Umwelt.  

› In Deutschland gibt es generell wenige Beispiele für schlanke und gleichzeitig quali-

tätsvolle SUP-Dokumente (z.B. umfasst die SUP zum Netzentwicklungsplan/ Bundes-

bedarfsplan 1.500 Seiten). Eine Ausnahme stellt der Bereich der lokalen Bauleitpla-

nung dar; hier gibt es teilweise nur einige Seiten umfassende Umweltberichte. Insbe-

sondere aus Sicht der Autoren wird angeregt, je nach Plantyp über passgenaue und 

schlankere Varianten der SUP nachzudenken. Die Schwierigkeit wird dabei sein, die-

ses Prinzip abstrakt-generell in einem Gesetz oder in einer Arbeitshilfe zu verankern. 

Es muss immer darum gehen, verfahrens-kritische Aspekte zu prüfen. Eine Entschei-

dung darüber kann man nur im Einzelfall fällen. Es gibt keine „one fits all“ SUP. 

› Prozesswirkung: In der Regel werden die Planungsprozesse durch die mit der SUP einge-

führten formalisierten Verfahrenselemente unterstützt. Dadurch ist Rechtssicherheit gege-

ben und sichergestellt, dass nichts vergessen wird. Es wird darauf hingewiesen, dass der 

Anspruch „nichts zu vergessen“ banal klingt, dass dieser aber einen wesentlichen Faktor 

für einen guten Planungsprozess darstellt. Das Risiko, einen wichtigen Umweltbelang zu 

vergessen, ist trotz Routine, z.B. in einer Stadtverwaltung mit vielen gleichartigen kom-

munalen SUPs, gegeben. Angestossen durch die SUP gibt es Ansätze, den generellen Pla-

nungsprozess (nicht den der SUP) anders zu gestalten, d.h. kritische Aspekte frühzeitig 

auszugleichen und gegebenenfalls einzeln voran zu stellen. 

› Beteiligungsverfahren: 

› Die SUP hat insbesondere bei Plänen, die bislang keine formalisierte Öffentlichkeitsbetei-

ligung vorgesehenen hatten, z.B. beim Bundesverkehrswegeplan (BVWP), bei den Pla-

nungen zum Stromleitungsausbau oder zur Abfall- und Wasserwirtschaft, zur Einführung 

und zu einer neuen Qualität der Beteiligung geführt. 
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› Von zentraler Bedeutung ist der Öffentlichkeit zu vermitteln, was auf der jeweiligen Ebe-

ne des Plans entschieden wird. Insbesondere bei abstrakten Plänen ist es häufig sehr 

schwierig, das Entscheidungsprogramm des jeweiligen Plans und die Untersuchungstiefe 

der SUP für die Bevölkerung verständlich aufzubereiten.  

› Im Sinne einer 1:1-Umsetzung der SUP-RL sieht das deutsche Recht in der Regel zu-

nächst nur eine einmalige Öffentlichkeitbeteiligung nach Vorliegen eines vollständigen 

Umweltberichtsentwurfes vor. Eine Ausnahme stellt z.B. die Bundesfachplanung für den 

Stromnetzausbau dar: Hier gab es eine öffentliche Antragskonferenz (Scoping) und ein öf-

fentliches Verfahren, um die Öffentlichkeit früh zu informieren. Insgesamt gab es auf der 

bundesweiten Ebene der Netzentwicklungsplanung für Stromleitungen bislang aber bei öf-

fentlichen Veranstaltungen eher ein geringes Interesse. Allerdings gab es bei der Beteili-

gung nach Vorliegen eines vollständigen Umweltberichtsentwurfes zum Netzentwick-

lungsplan insg. 7’500 Einwendungen. 

› Tendenziell waren die Interviewten eher der Auffassung, dass eine einmalige Öffentlich-

keitsbeteiligung ausreichend ist. Die Öffentlichkeit sei teilweise überfordert bei vielen Be-

teiligungsrunden innerhalb eines Planungsprozesses. Eine zu frühe Beteiligung birgt die 

Gefahr, dass die Öffentlichkeit dadurch verunsichert wird, dass Fragen noch nicht er-

schöpfend beantwortet werden können. Der Grad der Planung muss hinreichend konkret 

sein für die Öffentlichkeitsbeteiligung, ansonsten gibt es immer wieder Verständnisprob-

leme (Beteiligungsparadoxon).  

› Über die Mehrstufigkeit des gesamten Planungs- und Zulassungsverfahrens ergibt sich aus 

der Sicht der befragten SUP-Experten insgesamt eine ausreichende Beteiligung. 

› Aus Sicht der Autoren muss ergänzend Erwähnung finden, dass in Deutschland derzeit ei-

ne intensive politische Diskussion stattfindet über eine frühzeitigere und umfassendere 

Bürgerbeteiligung bei grossen Infrastruktur- und Industrievorhaben. Diese Diskussion 

wurde ausgelöst durch Proteste bei verschiedenen Grossvorhaben wie z.B. Stuttgart 21, 

die Oberrheinbahn oder die Fehmarnbelt-Querung. Wesentlicher Treiber der Diskussion 

ist immer wieder die Frage, wann und inwieweit die Öffentlichkeit über das „Ob“ und 

über das „Wie“ einer Planung im kooperativen Sinne mitentscheiden können soll. 

› Das öffentliche Interesse ist eindeutig grösser bei Plänen mit konkretem Raumbezug (z.B. 

Regionalpläne) im Vergleich zu Plänen ohne Raumbezug (z.B. EFRE-Programme). Eine 

Mobilisierung der Öffentlichkeit bei abstrakten Plänen ist äusserst schwierig.  

› Akzeptanz der SUP, Mehraufwand: Überwiegend besteht die Einschätzung, dass der Aufwand 

einer Planung mit SUP (und Öffentlichkeitsbeteiligung) höher ist als ohne. Zeitgleich findet 

eine Akzeptanzerhöhung statt. Das gilt nicht nur für die aufgrund der SUP im Plan berücksich-
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tigen Belange, sondern auch für eine „nicht Berücksichtigung“ von geforderten Belangen – so-

fern die Begründung transparent und schlüssig ist. Die Dokumentation im Umweltbericht ist 

aufwändig, schafft aber Transparenz. Auch eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung hilft, Akzep-

tanz zu schaffen.  

› Lernprozesse: Die Praxis der SUP ist ein Lernprozess.  

› In den Anfangsjahren galt es sowohl hinsichtlich der methodischen Ansätze (z.B. Ablei-

tung der Ziele des Umweltschutzes, Methoden der Auswirkungsprognose) als auch der 

Verfahrenselemente (v.a. Öffentlichkeitsbeteiligung) unterschiedliche Fragen zu klären. 

Inzwischen konnten sich teilweise Standards für diese Fragen etablieren, so sind bei-

spielsweise als Methode der Auswirkungsprognose für Pläne mit vielen Einzelflächen-

ausweisungen einheitliche Prüfbögen weit verbreitet, in denen die Betroffenheit der 

Schutzgüter auf der Basis einer GIS-Verschneidung dargestellt wird (z.B. Regionalpla-

nung). Auch die durch die SUP in Verfahren eingebrachte Öffentlichkeitsbeteiligung er-

folgt heute weitgehend routiniert. Unsicherheiten bestehen hingehen nach wie vor bezüg-

lich der Ausgestaltung der Alternativenprüfung sowie der Monitoringansätze. 

› Folgende Lernprozesse lassen sich in Bezug auf bestimmte Planungen beschreiben:  

› Beim Bundesverkehrswegeplan gibt es, unter anderem aufgrund der SUP, inzwischen 

mehr Transparenz im Planungs- und Entscheidungsprozess, eine verbesserte Dokumen-

tation von Umweltbelangen und verbesserte Konsultationsmechanismen. Gemäss den ak-

tuellen Planungen, scheinen die Ergebnisse der SUP auch bei der abschiessenden Ent-

scheidung stärkere Berücksichtigung zu finden.  

› Beim Stromnetzausbau sind die durch die SUP initiierten Konsultationsmechanismen 

noch umfassender: Der Planungsträger geht hier über die üblichen Standards der SUP 

hinaus und beteiligt bspw. die Öffentlichkeit bereits im Scoping und organisiert vielfälti-

ge informelle Informationsveranstaltungen. Bemängelt wird jedoch teilweise die techno-

kratische, unverständliche Aufbereitung der Planungsunterlagen.  

 

Fazit und Folgerungen 

Aus den in Deutschland gesammelten Erfahrungen mit der SUP ergeben sich folgende Erkennt-

nisse: 

› Die SUP qualifiziert Planungsprozesse, insbesondere in solchen Fällen, in denen noch kein 

strukturiertes Planaufstellungsverfahren mit verpflichtender Beteiligung bestand. 

› Die SUP schärft den Blick für die entscheidungserheblichen Umweltbelange und entfaltet – 

auch über ein gut geführtes Verfahren – positive Umwelt- und Prozesswirkungen. Von zentra-
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ler Bedeutung sind dabei möglichst konkret operationalisierte Ziele des Umweltschutzes als 

Beurteilungsmassstab und die Anwendung passgenauer Beurteilungsmethoden. 

› Entscheidend für den Erfolg einer SUP ist eine fokussierte inhaltliche Prüfung und eine parti-

zipative, transparente und nachvollziehbare Abwicklung der Verfahren. 

› Damit die SUP zur Akzeptanz der Planung beiträgt, ist es wichtig, dass alle relevanten Unter-

lagen verständlich aufbereitet werden und die Beteiligung benutzerfreundlich organisiert wird.  

› Die Einbeziehung der Öffentlichkeit muss zum richtigen Zeitpunkt erfolgen, der je nach Kon-

text überlegt zu ermitteln ist. 

› Formelle, über die SUP eingeführte, gesetzliche Pflichten für die Beteiligung sind wichtig, um 

diese zu etablieren. Die SUP kann darüber hinaus einen Teilbeitrag zu einer auf Transparenz 

und Beteiligung hin ausgerichteten Planungskultur liefern. 

› Insbesondere in der Einführungsphase der SUP gilt es die wesentlichen politisch-

administrativen und gesellschaftlichen Akteure von den Vorteilen der SUP zu überzeugen,  gu-

te Informationsgrundlagen bereit zu halten und die Prinzipien der SUP in den einschlägigen 

Regelwerken zu verankern.  

› Ein nicht zu unterschätzendes Risiko liegt darin, dass das Instrument der SUP nicht richtig 

verstanden wird. Teilweise werden zu hohe oder falsche Erwartungen an die SUP gestellt. Et-

wa, wenn von der SUP erwartet wird, dass sie eine komplett neue Planung bewirkt oder wenn 

sie inhaltlich überfrachtet wird.  

› Die SUP bewirkt Lernprozesse, die auch nach zehn Jahren Anwendungspraxis noch nicht ab-

geschlossen sind.  
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4.2. ÖSTERREICH 

 

Kurzübersicht SUP in Österreich 

In Österreich erfolgte die Umsetzung der SUP-Richtlinie über insgesamt 37 Umsetzungsakte vor 

allem in fachspezifischen Materiengesetzen, auf Bundesebene in den Sektoren Abfall, Lärm, 

Luft, Wasser und Verkehr, auf Landesebene in den Sektoren Raumordnung, Abfall, Jagd/ Fi-

scherei/ Landwirtschaft, Wasser, Naturschutz/ Nationalpark, Lärm und Verkehr. Die Schaffung 

eines eigenen, alle Plantypen abdeckenden UVP-/ SUP-Gesetzes wird in Österreich als verfas-

sungsrechtlich nicht möglich eingestuft. Tirol und Kärnten haben die SUP auf Länderebene in 

eigenen Gesetzen festgeschrieben.  

Das bereits in dritter Auflage 2013 aktualisierte „Handbuch Strategische Umweltprüfung“ 

(Arbter, 2013), bietet umfassende Hintergründe und zugleich praktische Anwendungshilfen für 

die SUP in Österreich und darüber hinaus. Es ist als elektronisches Buch kostenlos zugänglich 

und wird in regelmässigen Abständen aktualisiert. Leitfäden für einzelne Sektoren gibt es auf 

Bundesebene ausschliesslich für den Bereich Verkehr. Auf Länderebene gibt es vorrangig Leit-

fäden für den in Österreich grössten Anwendungssektor der örtlichen Raumplanung. Überwie-

gend im Bereich Raumordnung wurden ab 2004 österreichweit über 750 SUPs durchgeführt 

(Arbter, 2013). Mit zwei SUP-Pilotstudien in der Abfallwirtschaft sowie einer SUP zum Bun-

des-Abfallwirtschaftsplan ist dieser Sektor in Österreich ebenfalls hervorzuheben, nicht zuletzt 

da hier Standards zu Prozess- und Beteiligungsstrukturen gesetzt wurden.  

 

SUP IN ÖSTERREICH: WICHTIGE FAKTEN & ECKPUNKTE 

Gesetzliche Veranke-

rung 

› Integration der gesetzlichen Regelungen zur SUP in insgesamt 37 Mate-

riengesetze, auf Bundesebene Abfall, Lärm, Luft, Wasser und Verkehr, 

auf Landesebene in den Sektoren Raumordnung, Abfall, Jagd/ Fischerei/ 

Landwirtschaft, Wasser, Naturschutz/ Nationalpark, Lärm und Verkehr. 

Leitfäden › www.strategischeumweltpruefung.at (u.a. SUP-Praxisblätter) 

› Sommer, A. (2005): Strategische Umweltprüfung: Vom Untersuchungs-

rahmen zur Erfolgskontrolle. Bundesministerium für Land- und Forstwirt-

schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (Hrsg.).  

› Sommer, A. (2002): Die Beurteilung der Erheblichkeit von Umweltauswir-

kungen – Vorgehen und Kriterien für das Screening bei strategischen 

Umweltprüfungen. Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Um-

welt und Wasserwirtschaft (Hrsg.) 

› Arbter, Kerstin (2013): Institut für Technikfolgen-Abschätzung (Hg.), 

Handbuch Strategische Umweltprüfung [online], Auflage 3.3, Wien, 2013, 

Verlag der Österreichischen Akademie der Wissenschaften, 

hw.oeaw.ac.at/6631-3 

› Weitere Leitfäden auf Bundes- und Länderebene insbesondere für den 

grössten Anwendungssektor der örtlichen Raumplanung 

https://projekte.infras.ch/2554a/Bearbeitung/Bericht/www.strategischeumweltpruefung.at


 36| 

INFRAS | 29. August 2014 | Erfahrungen im Ausland und der Schweiz 

SUP IN ÖSTERREICH: WICHTIGE FAKTEN & ECKPUNKTE 

Verfahrensstruktur, 

Ablaufschritte: 

 

 
aus: Handbuch Strategische Umweltprüfung, Arbter (2013) 

SUP-relevante Pläne & 

Programme 

› Beispiele auf Bundesebene: Verzeichnisse zum Bundesstraßengesetz 

(Festlegung von Autobahnen und Schnellstraßen), Hochleistungsstre-

cken-Verordnung (Erklärung weiterer Eisenbahnen zu Hochleistungsstre-

cken), Bundesabfallwirtschaftsplan, Wasserwirtschaftlicher Rahmenplan. 

› Beispiele auf Länderebene: Flächenwidmungspläne, lokale Entwicklungs-

konzepte, Bebauungspläne, Länderabfallwirtschaftspläne. 

› Vor Einführung der SUP-Pflicht wurden sieben freiwillige SUP-

Pilotstudien durchgeführt. 

› Schwerpunkte der österreichischen SUP-Durchführung liegen im Bereich 

der Raumplanung, insbesondere auf der örtlichen Ebene. 
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SUP IN ÖSTERREICH: WICHTIGE FAKTEN & ECKPUNKTE 

Zuständigkeiten, Ko-

operationen 

› Zuständig für Durchführung der SUP ist in der Regel die für die Erstellung 

des Plans/ Programms zuständige Behörde. Beispiel: Bei der überörtli-

chen Raumordnung ist die Landesregierung zuständig, bei der örtlichen 

Raumordnung der Gemeinderat.  

› Die Umweltfachstelle ist zu konsultieren.  

Methodische Beson-

derheiten 

Allgemein gilt: Die Bewertung der Umweltauswirkungen soll nicht detaillier-

ter bzw. differenzierter sein als die Planung selbst. Aufgrund der häufig 

eher abstrakten planerischen Aussagen ist meist keine quantitative Prog-

nose von Umweltauswirkungen möglich. Daher haben sich qualitative Me-

thoden, wie die verbale Beschreibung von Auswirkungen, bewährt. Es 

werden häufig 5-stufige Bewertungsskalen (von sehr positive Auswirkung 

bis sehr negative Auswirkung) verwendet. 

Beteiligungsverfahren, 

Mitwirkung 

Öffentliche Umweltfachstellen werden in das Verfahren eingebunden. Die 

Beteiligung der Öffentlichkeit beträgt in der Regel 6 Wochen. Das Recht zur 

Stellungnahme gilt für jedermann. Im Bedarfsfall erfolgt eine grenzüber-

schreitende Beteiligung. Die gesetzlichen Vorschriften lehnen sich eng an 

die Vorgaben der SUP- RL an. 

Tabelle 2 

 

Ergebnisse des Interviews 

Im Kreis der Interviewten bestehen wenig Zweifel an Sinn und Zweck der SUP. Die Erwartun-

gen an eine schnelle und reibungslose Integration des Instruments in bestehende Planungssyste-

me und insbesondere in die bestehende Planungskultur werden allerdings gebremst. Die Integra-

tion der SUP funktioniert dann gut, wenn gute Planungsprozesse etabliert sind. Bei weniger 

guten Planungsprozessen gibt die SUP eine Änderung der Planungskultur vor, die Zeit und Res-

sourcen braucht. Regional und sektoral unterschiedlich, wird die SUP teilweise ambitioniert, 

teilweise routiniert und teilweise eher geduldet durchgeführt.  

Im Rahmen des Gruppeninterviews zu den Erfahrungen mit der SUP in Österreich wurden 

folgende Aspekte vertieft diskutiert, die im Hinblick auf die Einführung der SUP (bzw. Wir-

kungsbeurteilung Umwelt in der Schweiz) von besonderem Interesse sind:  

› Einführung der SUP: Zu Beginn gab es in Österreich grosse Widerstände von allen Seiten. 

Kulturell bedingt sei es in Österreich schwierig, etwas Neues auf den Weg zu bringen. Zu Be-

ginn der Einführung der SUP in Österreich wurde eine wissenschaftliche Grundlagenstudie er-

arbeitet. Diese Studie stellte im Ergebnis fest, dass die  SUP gut in die Raumordnung integ-

rierbar sei und bestehende Planungsverfahren kaum geändert werden müssten. Diese Kernbot-

schaft, die auch bei Informationsveranstaltungen zur Einführung der SUP in den Behörden 

vermittelt wurde, erwies sich jedoch teilweise als „Bumerang“, denn einige Behörden haben 

daraus abgeleitet, dass die SUP gar nicht gebraucht werde. Dem entsprechend konnte der an-

fängliche Widerstand gegen die Einführung der SUP nicht vollständig abgebaut werden. Die 
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Integration der SUP in bestehende Systeme und den Rechtsrahmen stellt daher nach wie vor 

eine grosse Herausforderung dar. Die SUP konnte sich bisher vor allem durch Gewöhnung 

etablieren. Mittlerweile steht die SUP in der örtlichen Raumplanung in weiten Teilen Öster-

reichs ausser Frage. In diesem Zusammenhang wurde folgendes betont: 

› Der Erfolg ist immer abhängig von den handelnden Personen. Es braucht Mut zur Umset-

zung. Man kann die SUP als Entscheidungshilfe nutzen, man kann sie aber auch als „Ver-

handlungsinstrument“ missbrauchen.  

› Die Formulierungen der SUP-Richtlinie haben die Einführung der SUP nicht unbedingt er-

leichtert.  Für die Schweiz wird empfohlen, sich im Zweifel nicht zu streng an die Richtli-

nien-Formulierung zu halten. Die Richtlinie setzt lediglich den Mindestrahmen, in den De-

tails gibt es relativ viel Interpretations- und Handlungsspielräume (z.B. bzgl. des Anwen-

dungsbereichs „Kann-Pläne“ und der Begriffe „Berücksichtigung“ und „Erheblichkeit“).  

› Screening: Insbesondere im Bereich der örtlichen Raumplanung ist das Screening weit verbrei-

tet, um festzustellen ob eine SUP-Pflicht besteht. Das Screening findet häufig formalisiert, z.B. 

anhand standardisierter Screening-Formulare statt. Teilweise findet auch ein schematisches 

Punktesystem Anwendung. Das formalisierte Vorgehen beim Screening wird überwiegend po-

sitiv eingeschätzt. Allerdings wird darauf hingewiesen, dass ein Punktesystem nicht unbedingt 

geeignet ist, eine fachlich hochwertige Einzelfallentscheidung zu treffen. Gewarnt wird auch 

davor, dass Screening wie einen Basar zu handhaben. Um solcher Praxis vorzubeugen, sollten 

objektive Kriterien der Entscheidung zugrunde gelegt werden.  

› Wichtig ist, dass die Umweltstellen frühzeitig eingebunden werden und dass sie über rele-

vantes Knowhow sowohl zu den Fachinhalten als auch zum Zweck der SUP verfügen. 

Teilweise scheinen die Umweltfachstellen mit dieser Aufgabe überfordert und die Stel-

lungnahmen haben eher UVP- als SUP-Niveau.  

› Im Bereich der örtlichen Raumplanung gibt es auch Fälle, bei denen aus Gründen der Ge-

ringfügigkeit nicht mal ein Screening durchgeführt wird. Diese Praxis wird grundsätzlich 

akzeptiert. 

› Auch das Phänomen des Ausweichens vor der SUP durch die Nicht-Aufstellung von Plä-

nen wurde beschrieben. Es wurde darauf hingewiesen, dass auch Pläne, die aufgestellt 

werden „können“, einer SUP-Pflicht unterfallen sollten, nicht nur Pläne, die aufgestellt 

werden „müssen“. 

› Scoping: In Österreich wird das SUP-Scoping überwiegend routinemässig in schriftlicher 

Form durchgeführt. Scoping-Termine gibt es nur bei besonderen Fällen. Eine Öffentlichkeits-

beteiligung ist im Scoping in Österreich in der Regel nicht vorgesehen. Eine besondere Bedeu-
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tung des Scoping wird darin gesehen, dass die Umweltbelange, die in dieser frühen Phase der 

Planung sonst kaum Beachtung finden, den betroffenen Akteuren bewusst gemacht werden.  

› Beteiligungsverfahren: Formell vorgeschrieben ist eine Öffentlichkeitsbeteiligung nur in dem 

Rahmen, den die SUP-Richtlinie vorgibt. Für einige Planungsverfahren ist mit der SUP die 

Pflicht zur Auseinandersetzung des Entscheidungsträgers mit den Stellungnahmen der Öffent-

lichkeit neu eingeführt worden, z.B. bei der Strategischen Prüfung Verkehr (SP-V). Neu ist 

auch die grenzüberschreitende Öffentlichkeitsbeteiligung. Umfang und Art der Beteiligung 

hängen von der Aufbereitung der Planungsunterlagen und der öffentlichen Aufmachung ab. In 

der Regel erfolgt die Öffentlichkeitsbeteiligung über übliche Bekanntmachungen und die Mög-

lichkeit zur Abgabe von Stellungnahmen. Frühzeitigere Beteiligungsschritte im Rahmen der 

SUP sind freiwilliger Natur und finden eher seltener statt. Nur in Einzelfällen erfolgt eine spe-

zifische Aktivierung der Öffentlichkeit, teilweise im Zuge von Lokalen Agenda 21 Prozessen. 

Ein Musterbeispiel für einen sehr intensiven SUP-bezogenen Beteiligungsprozess ist der Ab-

fallwirtschaftsplan Wien. Hier wurden viele moderierte Beteiligungsrunden durchgeführt, die 

auch zu einem verbesserten Planungsergebnis geführt haben. 

› Der Zeitpunkt für eine Öffentlichkeitsbeteiligung sollte so früh wie möglich angesetzt 

werden und sie sollte dialogisch/ kooperativ durchgeführt werden. Der Umweltbericht 

selbst wird häufig zu spät erstellt.  

› Die Öffentlichkeitsbeteiligung sollte sich umfassend mit allen relevanten inhaltlichen Fra-

gen, die in der SUP aufgeworfen werden, auseinandersetzen, angefangen bei der System-

ebene und dem Bedarf für planerische Festlegungen. 

› Entlastung der UVP: Eine sogenannte Abschichtung, d.h. die Verlagerung von Prüfinhalten 

auf die nachfolgende Ebene, erfolgt in Österreich laut Aussage der Befragten nur bedingt. Die 

unterschiedlichen Ebenen verlangen unterschiedliche Detaillierungstiefen, zudem laufen die 

Planungen in anderen Zeiträumen ab. In der Regel erfolgt kein Zusammenspiel von SUP und 

UVP. 

› Alternativen: Die Dokumentationspflicht von Alternativendiskussionen wird als grosser Ge-

winn der SUP beurteilt. Gleichzeitig wird erwähnt, dass dennoch in Österreich häufig Alterna-

tivüberlegungen stattfinden, ohne dass dies im Einzelnen formal abgeprüft oder dokumentiert 

ist. Der Alternativenprüfung kommt in der SUP nach Einschätzung der Befragten auch eine 

zentrale Rolle für die Bewertung zu. Denn entscheidend bei der Bewertung sei häufig die Fra-

ge, welche Alternativen günstiger als andere Alternativen zu bewerten sind (relative Bewer-

tung). Prinzipiell besteht Konsens, dass es nicht nur um Standort- / Trassenalternativen geht, 

sondern auch um Systemalternativen. So wurden z.B. in der Beteiligung zur Strategischen Prü-

fung Verkehr (SP-V) immer wieder weitergehende Alternativenprüfungen für Systemalternati-
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ven gefordert. Ein Dilemma bezogen auf die geforderte „Wahl vernünftiger Alternativen“ ist, 

dass die Wahlmöglichkeiten in der Regel durch limitierte Zuständigkeiten bzw. den einge-

schränkten Geltungsbereich des Plans begrenzt sind: ordnungspolitische Alternativen sind z.B. 

nicht Gegenstand der SUP. Aus fachlicher Sicht sollten auch solche Alternativen untersucht 

werden.  

› Nachhaltigkeitsbeurteilung (NHB) oder SUP: Unabhängig vom Instrument muss der Fokus auf 

einer guten Planung liegen. Losgelöst von Planungsprozessen und Planungsinhalten kann man 

nicht entscheiden, ob eine NHB oder eine SUP zweckmässiger wäre. Unabhängig von der Art 

der Prüfung erreicht man ein gutes Ergebnis am besten durch prozesshafte Elemente einer wir-

kungsorientierten Abschätzung, die so früh wie möglich eingesetzt werden.  

› Bei der Variante, die SUP in die NHB zu integrieren, besteht die Gefahr, dass die Um-

weltprüfung verwässert wird, bzw. die Umwelteffekte bereits innerhalb der Nachhaltig-

keitsbeurteilung relativiert werden. Somit besteht die Gefahr, dass Entscheidungsträger die 

einzelnen Belange nicht mehr mit ihrem vollen Gewicht in die Abwägung einstellen und 

einzelne Belange leichter weggewogen werden. 

› Die NHB setzt spezifisches Werteverständnis zum Nachhaltigkeitsbegriff voraus (Nach-

haltigkeit ist ein prominentes „Feigenblatt“). Es muss geklärt werden, welche Werte bei 

der NHB zu Grunde liegen. Diese Entscheidung muss durch politischen Gremien getroffen 

werden, die bei Vorliegen eine expertengestützten NHB teilweise in dieser Aufgabe zu 

sehr aus der Pflicht genommen würden. 

› Die NHB wird als noch aufwändiger als die SUP eingeschätzt. 

› In Teilen Österreichs gibt es Bestrebungen, den Untersuchungsgegenstand „Raum“ in der 

Raumplanung mit dem Untersuchungsgegenstand „Umwelt“ der SUP zu verschmelzen. 

Damit wäre eine unmittelbare Integration der SUP in den Planungsprozess der örtlichen 

und überörtlichen Raumplanung möglich.  

› Akzeptanz der SUP: Die SUP führt langfristig betrachtet nicht zu einer Verteuerung der Pla-

nung. Wenn ein Planungsprozess ohnehin schon gut organisiert ist und alle relevanten (Um-

welt-)Belange berücksichtigt, ist die Einführung der SUP mit wenig Aufwand verbunden. 

Wenn ein Planungsprozess bisher nicht gut organisiert ist und nicht alle (Umwelt-)Belange 

einbezieht, ist die Durchführung der SUP aufwändiger. Der Gesamtaufwand für den Planungs-

prozess wird aber nicht grösser, ob mit oder ohne SUP. Einschränkend wurde jedoch darauf 

hingewiesen, dass es teilweise zu Verlängerungen der Verfahren kam, weil die Materie neu 

war.  
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Fazit und Folgerungen 

› Die Vorbereitungsphase zur Einführung der SUP in einem Land ist sehr wichtig. Dazu zählen 

die Organisation von Informationsveranstaltungen und Workshops, die Erstellung von Leitfä-

den und die Etablierung von Plattformen für den Austausch. In Österreich wurden gute Erfah-

rungen mit einer Art „Roadshow“ zur Einführung der SUP und in der Folge mit einer regel-

mässig tagenden behördlichen SUP-Praxis-Gruppe gesammelt (ca. 25-30 Personen), die die 

Entwicklungen der SUP begleitet. 

› In der Vorbereitungsphase sollte geklärt werden, welche Pläne relevante Umweltauswirkungen 

und Rahmensetzungen für nachfolgende Genehmigungsschritte enthalten, in welche Planungs-

prozesse die SUP am besten integriert werden kann und welche formalen und praktischen 

Schritte dafür erforderlich sind.     

› Für die Schweiz wird empfohlen, sich nicht zu streng an den Formulierungen der SUP-

Richtlinie zu orientieren. Die bestehenden Interpretations- und Handlungsspielräume (z.B. 

bzgl. des Anwendungsbereichs der SUP-Richtlinie und der zentralen Rechtsbegriffe „Berück-

sichtigung bei der Entscheidung“ und „Erheblichkeit der Umweltauswirkungen“) sollten intel-

ligent genutzt werden.  

› Bei der neuen Einführung einer SUP ist die jeweilige Planungskultur zu beachten. Auf Wider-

stand/ Desinteresse muss man gefasst sein und man muss sich dem entsprechend eine Strategie 

überlegen, die Planer davon zu überzeugen, dass die SUP den Planungsprozess verbessern 

kann. 

› Ein ganz wichtiger Erfolgsfaktor ist die Akzeptanz und die positive Überzeugung über den 

Nutzen der SUP bei den betroffenen Planern („ownership“): Planer müssen erkennen, dass das 

Instrument eine echte praktische Hilfe darstellt.  
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4.3. FRANKREICH 

 

Kurzübersicht SUP in Frankreich 

Die SUP wurde in Frankreich nach der Verabschiedung der EU SUP-Richtlinie eingeführt. Die 

SUP ist rechtlich sowohl im Umweltgesetz als auch im Raumplanungsgesetz (‚code de 

l’urbanisme‘) verankert. Die SUP wird sehr breit für alle Elemente der Raumplanung, den Um-

weltplanungen sowie für sektorale Pläne und Programme (z.B. Verkehr, Energie) eingesetzt. Es 

existiert eine Liste mit Plänen und Programmen, für die eine SUP obligatorisch ist. Darüber 

hinaus gibt es weitere Pläne und Programme, bei denen fallweise über die Durchführung einer 

SUP entschieden wird. 

Es gibt bisher in Frankreich nicht einen einzelnen übergeordneten SUP-Leitfaden. Stattdes-

sen gibt es für einzelne SUP-Typen einige offizielle Leitfäden der nationalen Behörden. Dazu 

gibt es für alle grösseren Pläne und Programme und deren Erarbeitung selbst auch wieder Leit-

fäden. 

 

SUP IN FRANKREICH: WICHTIGE FAKTEN & ECKPUNKTE 

Gesetzliche Veranke-

rung 

Die SUP ist in Frankreich in verschiedenen Gesetzen verankert, insbe-

sondere im Umweltgesetz (‚code de l’environnement‘: art. L 122.4 und 

R 122.17ss) und im Raumplanungsgesetz (‚code de l’urbanisme‘: art. 

L121.10 und R121-14ss). 

Im Umweltgesetz sind unter anderem auch die Pläne und Programme 

definiert, für die eine SUP durchzuführen ist (s.unten). 

Leitfaden 

 

Es gibt eine ganze Reihe von SUP-Leitfäden, sowohl von Behörden als 

auch von Verbänden. Von Seiten der nationalen Behörden gibt es eini-

ge Leitfäden für spezifische Pläne, u.a. für die Pläne und Dokumente 

der Raumplanung (‚documents d’urbanisme‘). Zudem wird vom Um-

weltministerium im Moment ein allgemeiner Leitfaden entwickelt, der 

genereller Art ist und für alle SUP (ausserhalb der Raum-/Städte-

planung) verwendet werden kann. 

SUP-relevante Pläne & 

Programme 

Eine SUP muss für alle Pläne und Programme durchgeführt werden, die 

eine nennenswerte Umweltwirkung nach sich ziehen. Dies sind insbe-

sondere Pläne und Programme aus dem Bereich Raumplanung, Um-

weltfachplanungen (z.B. Siedungsabfall) sowie sektorielle Planungen 

(Verkehr, Energie etc.). 

Es gibt in Frankreich zwei Kategorien von Plänen & Programmen: 

a. SUP obligatorisch: Dazu gehören 43 Pläne/Programme in Umwelt- 

und Sektorplanungen (wie z.B. Schéma régional du climat, de l'air et 

de l'énergie SRCAE) sowie die offiz. Pläne/Dokumente der Raum-

planung (z.B. plan local d’urbanisme PLU, schémas de cohérence 

territoriale SCOT). 

b. SUP fallweise: Dazu gehören 10 Pläne/Programme (z.B. Plan de 

prévention des risques technologiques). Bei diesen Plänen & Pro-

grammen wird durch die Umweltbehörde von Fall zu Fall entschie-

den, ob eine SUP durchgeführt werden soll. 
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SUP IN FRANKREICH: WICHTIGE FAKTEN & ECKPUNKTE 

Zuständigkeiten,  

Kooperationen 

Die Erarbeitung der SUP erfolgt durch die für die Planung zuständige 

Behörde. Die Umweltbehörde ist am Ende für die Beurteilung des SUP-

Berichts zuständig und zudem direkt in den SUP-Erarbeitungsprozess 

involviert (z.B. methodische Vorgaben). 

Verfahren Das Verfahren orientiert sich den groben Vorgaben der EU-SUP-

Richtlinie. Im Gesetz vorgegeben ist u.a. die Struktur des SUP-Berichts, 

die auch die wichtigsten Ablaufschritte widerspiegelt (u.a. Beschreibung 

Ist-Zustand der Umwelt, Ziele des Plans/Programms, Abschätzung der 

wichtigsten Wirkungen, Erarbeitung von Massnahmen zur Reduktion, 

Vermeidung und Kompensation von Umweltwirkungen, Monitoring). 

Methodische Besonder-

heiten 

In Bezug auf die Methodik gibt es keine strengen Vorgaben.  

Folgende Themenfelder sind gemäss gesetzlichen Vorgaben zu be-

trachten: Gesundheit, Bevölkerung, Biodiversität, Fauna, Flora, Böden, 

Gewässer, Luft, Lärm, Klima, Kulturerbe, Landschaften. 

Alternativenprüfung 

 

Die SUP wird in Frankreich stark als iterativer Prozess gesehen, bei 

dem es darum geht, einen Plan oder ein Programm zu verbessern und 

Varianten zu finden, die einen geringeren negativen Einfluss auf die 

Umwelt haben. Entsprechend kommt dem Vergleich verschiedener 

Szenarien bzw. Varianten eine wichtige Rolle zu. 

Beteiligungsverfahren, 

Mitwirkung 

Gemäss Gesetzgebung muss die Öffentlichkeit ins SUP-Verfahren 

einbezogen werden und zudem umfassend informiert werden (z.B. mit 

SUP-Bericht). Die Erfahrungen dazu sind allerdings gemischt (s. unten). 

Tabelle 3  

Die folgende Abbildung zeigt das Ablaufschema mit den Schritten der SUP in Frankreich sowie 

das Grundverständnis der SUP in Frankreich als ein iterativer Prozess. 
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ABLAUF UND GRUNDVERSTÄNDNIS DER SUP IN FRANKREICH 

 

  

 

Figur 2  Quellen: obere Abbildung: Le Bris 2013; untere Abbildung: Cerema 2014. 

Iteratives Prinzip beim 
Ablauf der SUP 

Ablaufschritte 
der SUP 
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Ergebnisse des Interviews 

Im Rahmen des Gruppeninterviews zu den Erfahrungen mit der SUP in Frankreich wurden fol-

gende Aspekte vertieft diskutiert, die im Hinblick auf die Einführung der SUP (bzw. Wirkungs-

beurteilung Umwelt in der Schweiz) von besonderem Interesse sind:  

› Gesetzliche Verankerung: Mit Blick auf die Schweiz wurde diskutiert, ob die Verankerung der 

SUP über die Umweltgesetzgebung oder die Fachgesetze (z.B. Eisenbahngesetzgebung) erfol-

gen soll. Tendenziell ist die Akzeptanz bei den Planungsfachleuten besser, wenn die SUP in 

den Fachgesetzen verortet ist. Allerdings bietet eine Abstützung im Umweltgesetz den Vorteil, 

dass die Kohärenz (Methodik, Verfahren) besser ist.  

› Leitfäden: Bisher gibt es in Frankreich oft sowohl einen Leitfaden für die Erarbeitung der Plä-

ne und Programme selbst, als auch einen separaten SUP-Leitfaden für diese Pläne und Pro-

gramme. Die Interviewten fänden es wünschenswert, wenn die verschiedenen planspezifischen 

Leitfäden (Vorgaben zur Erarbeitung der Pläne / Programme) auch direkt die zentralen Ele-

mente der SUP beinhalten würden. Dazu könnte ergänzend ein allgemeiner, übergeordneter 

SUP-Leitfaden bereitgestellt werden (ein solcher ist im Moment in Arbeit), der den methodi-

schen Rahmen für die SUP aller Pläne und Programme liefert. 

› SUP-relevante Pläne und Programme: In Frankreich gibt es wie erwähnt einerseits eine Liste 

mit zwingend SUP-pflichtigen Plänen und Programmen und andererseits eine fallweise Prü-

fung der SUP-Pflicht. Die fallweise Prüfung hat zum Ergebnis, dass dort nur wenige SUPs 

durchgeführt werden (rund 10%). Der Vorteil einer Liste mit SUP-relevanten Plänen und Pro-

grammen liegt in der Klarheit der Vorgaben, die grundsätzlich fix und nicht zu hinterfragen 

ist, und die auch eine Gleichbehandlung in allen Regionen des Landes garantiert. Die fallweise 

Prüfung der SUP-Relevanz birgt dagegen die Gefahr, dass der entsprechende Entscheid (SUP 

ja/nein) rechtlich angefochten werden kann, was die Planungsprozesse verzögern kann. 

› Verfahrensaspekte:  

› Integrierte SUP vs. evaluierende SUP: In Bezug auf das Verfahren bzw. den SUP-Prozess 

gibt es grundsätzlich zwei mögliche Varianten:  

1. Integration: Die Erarbeitung der SUP erfolgt parallel zum Planungsprozess, d.h. sie ist 

eng in den Prozess involviert (begleitend). Die Zuständigkeit für die Erarbeitung liegt 

primär beim Verantwortlichen für den Plan bzw. das Programm.  

2. Evaluation: Die Erarbeitung der SUP erfolgt eher ex-post. Die Verantwortung liegt bei 

einer externen Instanz, typischerweise der Umweltfachbehörde. 

In Frankreich wird eine Mischform dieser beiden Varianten praktiziert, die beide Vor- und 

Nachteile haben. Idealtypisch wäre allerdings eine integrative SUP anzustreben. Die ex-

post orientierte SUP wird nämlich oft als Strafaufgabe aufgefasst, während die integrierte 
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SUP eher als konstruktiver Beitrag zu einem erfolgreichen Gelingen der Planung betrach-

tet wird. 

› Doppelrolle der Umweltbehörde: Bis vor kurzem (2012) war die Umweltbehörde einer-

seits am Ende für die Beurteilung der SUP zuständig, andererseits in den SUP-Erarbei-

tungsprozess involviert, indem sie Grundlagen lieferte (z.B. Umweltdaten) sowie methodi-

sche Vorgaben machte. Diese beiden Rollen werden nun klarer getrennt, was allerdings 

auch entsprechende interne Ressourcen erfordert. Die beurteilende Umweltbehörde ist nun 

nicht mehr direkt in den Erarbeitungsprozess involviert, d.h. interveniert lediglich noch zu 

Beginn (Entscheid ob eine SUP durchgeführt werden soll: Screening), nachher beim Sco-

ping (‚avis de cadrage préalable‘), wenn es von Gesuchsteller erwünscht ist, und am 

Schluss bei der Beurteilung des Plans / des Umweltberichts (‚avis d’autorité‘), dazwischen 

aber nicht mehr. Die Datenlieferung und weitere Erarbeitung erfolgt durch die Fachbehör-

den. 

› Zwei Prozesse – Planung und SUP: Oft stellen die Erarbeitung eines Plans bzw. eines 

Programms sowie die Erarbeitung der dazugehörigen SUP zwei parallele Prozesse dar, die 

von zwei Büros erarbeitet werden. Dies macht das Vorgehen komplex und aufwändig.  

› SUP auf verschiedenen Stufen: Manchmal werden im Bereich der Raumplanung innert 

kurzer Zeit zwei SUPs für das gleiche Planungsobjekt auf verschiedenen Planungsstufen 

durchgeführt (z.B. regional und lokale ‚Richtplanung‘). Für die durchführenden Fachbe-

hörden ist es zum Teil schwierig verständlich, dass für jede Planungsstufe gemäss dem 

Proportionalitätsprinzip eine SUP nötig ist. 

› Wirkung der SUP: 

› Entlastung UVP: Die Erfahrungen zur möglichen Entlastung der UVP durch die SUP sind 

noch gemischt und nicht eindeutig. Aus Sicht der Interviewten liegt der Nutzen der SUP 

aber eher weniger in der Entlastung der UVP als in der Tatsache, dass Umweltaspekte 

frühzeitig in die Planung und vor allem auch in die Variantenentscheide einfliessen. 

› Prozesswirkung und weitere Nutzen der SUP: Durch die SUP werden die Planungsver-

antwortlichen gezwungen, sich nicht nur auf ihr Fachthema zu konzentrieren, sondern sich 

auch um die weiteren Folgen ihrer Planung zu kümmern. Dabei geht es nicht allein um die 

Umweltfolgen im engeren Sinn, sondern auch um Auswirkungen auf andere Aspekte wie 

Verkehr, Energie oder Gesundheit (z.B. im Fall der Raumplanung). Nebst der Identifikati-

on sekundärer Umweltwirkungen liegt ein weiterer Nutzen der SUP darin, dass sie hilft, 

die Kohärenz verschiedener umweltpolitischen Strategien sicherzustellen. 

› Beteiligungsverfahren (Öffentlichkeitsbeteiligung): Der Einbezug der Öffentlichkeit ist grund-

sätzlich vorgesehen und gewährleistet. Allerdings zeigt die bisherige Erfahrung, dass der Ein-
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fluss der Öffentlichkeit bisher gering ist, u.a. weil die Berichte zu technisch, lang und wenig 

lesefreundlich sind. Gemäss den Interviewten sind hier Verbesserungen nötig, insbesondere 

was die Attraktivität der Berichte angeht. 

› Akzeptanz der SUP: Die Akzeptanz der SUP ist bei den Planungsverantwortlichen gemischt 

bzw. zum Teil sogar eher gering. Oft wird die SUP in Frankreich als Zwang und als zusätzlich 

aufgebürdetes Verfahren angesehen. Im Bereich der Raumplanung ist die Akzeptanz generell 

höher als bei Umweltplanungen. Gemäss den Interviewten muss der Mehrwert der SUP hier 

noch klarer gemacht werden. 

› Weitere Herausforderungen rund um die SUP: In der Diskussion wurden verschiedene weitere 

Herausforderungen diskutiert, welche die SUP mit sich bringt: 

› Datenverfügbarkeit: Die Bereitstellung von adäquaten Umweltdaten ist in vielen Fällen 

aufwändig und schwierig.  

› Kosten der SUP: Die SUP verursacht der öffentlichen Hand zusätzliche Kosten, sowohl 

durch die zusätzlichen externen Mandate als auch Personalressourcen bei den öffentlichen 

Stellen. Dieser Mehraufwand ist zwar durch den Nutzen/Mehrwert der SUP gerechtfertigt, 

muss aber gegenüber der Öffentlichkeit und den zuständigen Akteuren gut begründet wer-

den. In Frankreich wird rund die Hälfte der Kosten einer SUP für den Prozess benötigt, die 

andere Hälfte für die Erarbeitung des Berichts. 

Im Hinblick auf eine mögliche Einführung der SUP (bzw. Wirkungsbeurteilung Umwelt in der 

Schweiz) wurden von den Interviewten in Frankreich zusätzlich folgende Empfehlungen ge-

macht: 

› Vor der gesetzlichen Verankerung neuer Verfahren und Methoden soll zuerst im Rahmen von 

Pilotprojekten damit experimentiert werden. Dies gilt zum Beispiel auch für den Fall, dass die 

SUP in eine umfassende Nachhaltigkeitsbeurteilung eingebettet werden sollte. 

› Bei der Einführung einer neuen gesetzlichen Reglementierung wäre es ideal, die raumkonkre-

ten Pläne und Programme von den anderen zu unterscheiden. 

 

Fazit und Folgerungen 

Aus den Erfahrungen von Frankreich mit der SUP können folgende zentrale Schlüsse gezogen 

werden:  

› Klare Vorgaben oder Listen, welche Pläne und Programme einer SUP unterzogen werden 

müssen, bringen Planungssicherheit und beschleunigen den Prozess. Allerdings setzt die Fest-

legung einer solchen Liste immer auch politische Entscheide voraus. Wird keine fixe Liste de-

finiert, sondern fallweise entschieden, öffnet dies Raum für Rechtsstreitigkeiten. Insgesamt ist 

eine Abwägung zwischen Rechtssicherheit und Flexibilität notwendig. 
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› Die Akzeptanz der SUP steigt zwar in der Regel nach der Einführung des Instruments, wenn 

erste positive Erfahrungen damit gemacht werden können. Das Beispiel Frankreichs zeigt aber 

auch, dass die SUP oft noch als anstrengender, zusätzlicher Prozess betrachtet wird, der das 

Planungsverfahren erschwert. Es ist wichtig, dass den Anwendern der Nutzen der SUP, näm-

lich die damit verbundenen Verbesserung des Prozesses, klar gemacht wird. 

› Leitfäden und Arbeitshilfen sind zwar hilfreich. Zu viele und zu spezifische Dokumente sind 

allerdings nicht unbedingt zielführend und führen tendenziell zu einer Zersplitterung der ver-

schiedenen Prozesse. Nützlicher wäre ein genereller Leitfaden, der den Rahmen definiert und 

fallweise angepasst werden kann. Generell haben Leitfäden den Nachteil, dass sie relativ bald 

veraltet sind. Wichtiger als schriftliche Leitfäden ist deshalb eine gute Begleitung (methodisch, 

Verfahren) durch die zuständige Stelle, auf nationaler und kantonaler Ebene. 
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4.4. KANTON GENF 

 

Kurzübersicht SUP im Kanton Genf 

Genf ist der einzige Schweizer Kanton, in dem die SUP obligatorisch und gesetzlich verankert 

ist. Die gesetzlichen Grundlagen für die SUP finden sich in der kantonalen UVP-Verordnung. 

Die SUP wird bisher fast ausschliesslich im Bereich der Raumplanung (verschiedene Ebenen 

des Richtplans) sowie bei den Agglomerationsprogrammen durchgeführt. Die Erarbeitung der 

SUP erfolgt unter Aufsicht der Umweltbehörde, die am Ende auch das abschliessende Gesamt-

projekt auch beurteilt bzw. evaluiert. In Bezug auf die Methodik gibt es im Kanton Genf keine 

engen, übergeordneten Vorgaben, sondern lediglich einen spezifischen Leitfaden für SUPs bei 

Ortsrichtplänen. 

 

SUP IM KANTON GENF: WICHTIGE FAKTEN & ECKPUNKTE 

Gesetzliche Veranke-

rung 

Die SUP ist im Kanton Genf obligatorisch und gesetzlich verankert in 

der Umweltgesetzgebung. Konkret festgeschrieben ist die SUP in der 

kantonalen UVP-Verordnung (« Règlement cantonal d’application de 

l’ordonnance fédérale relative à l’étude de l’impact sur 

l’environnement » ROEIE, Art. 3).  

Leitfaden 

 

Es gibt keinen übergeordneten Leitfaden zur SUP im Kanton Genf. Es 

existiert jedoch ein konkreter Leitfaden für Ortsrichtpläne (‚plans direc-

teurs localisés‘ PDL), damit die Gemeindebehörden sich methodisch 

daran orientieren können. In der gesetzlichen Regelung sind die wich-

tigsten methodischen Aspekte sowie das Verfahren grob festgehalten. 

Die methodische Koordination übernimmt die Umweltbehörde. Weil es 

keine starre Methodik gibt, erlaubt dies bei der Durchführung der SUP 

etwas Spielraum. 

SUP-relevante Pläne & 

Programme 

Die SUP ist im Kanton Genf im Bereich der Raumplanung obligatorisch. 

Im Vordergrund steht die gesamte Richtplanung (kantonale Richtpläne, 

regionale Richtpläne, überkommunale Richtpläne: schémas directeurs 

sowie Ortsrichtpläne). Ebenso wird die SUP für Agglomerationspro-

gramme durchgeführt. Für Umweltfachplanungen wurden bisher keine 

SUPs durchgeführt, obwohl sie grundsätzlich dort auch nötig wäre. Die 

SUP muss im Kanton Genf für alle Pläne und Programme durchgeführt 

werden, bei denen davon ausgegangen werden muss, dass diese die 

Umwelt in wesentlichem Mass beeinflussen. 

Zuständigkeiten,  

Kooperationen 

Die SUP wird durch die zuständigen (Fach-)Ämter erarbeitet. In der 

Regel ist bei Raumplanungsfragen im Kt. Genf das Städtebauamt 

(office de l’urbanisme) für die SUP verantwortlich und leitet entspre-

chend die SUP-Projekte. Die Umweltbehörde, konkret die UVP-Fach-

stelle, hat die methodische Verantwortung für die SUP. Nebst der Be-

gleitung und Co-Leitung der SUP ist die Umweltbehörde am Ende auch 

für die Evaluation verantwortlich. Sehr oft sind auch die kommunalen 

Behörden in den Prozess eingebunden.  

Verfahren Gemäss gesetzlichen Vorgaben beinhaltet eine SUP im Kanton Genf 

folgende Ablaufschritte: 

1. Festlegung Untersuchungsrahmen (Scoping) 

2. Erarbeitung von Varianten, Szenarien 
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3. Abschätzung der Umweltwirkung der verschiedenen Szenarien (As-

sessing) 

4. Auswahl einer Option 

5. Berichterstattung 

6. Monitoring (Folgeprozess) 

 

Ablaufschema der SUP im Kanton Genf (Fokus Raumentwicklung) 

 
Quelle: Kanton Genf 2014. 

Methodische Besonder-

heiten 

Die Methodik und insbesondere der Detaillierungsgrad der Untersu-

chung können erheblich variieren. Abgedeckt sind in der Regel rund 12-

16 Umweltbereiche. 

Alternativenprüfung 

 

Die Prüfung von verschiedenen Szenarien ist ein expliziter und wichti-

ger Schritt im Rahmen der SUP (siehe oben).  

Beteiligungsverfahren, 

Mitwirkung 

Die Mitwirkung der Öffentlichkeit ist im Rahmen der Richtplanungspro-

zesse sowieso vorgesehen. Ein SUP-spezifisches Beteiligungsverfah-

ren gibt es nicht. 

Tabelle 4  

Ergebnisse des Interviews 

Im Rahmen der Interviews wurde eine Vielzahl von Aspekten rund um die SUP im Kanton Genf 

diskutiert. Die wichtigsten Punkte sind in der Folge festgehalten: 

› Gesetzliche Verankerung, Einführung der SUP-Pflicht: Die Verankerung der SUP im Raum-

planungsgesetz scheiterte bei der Einführung an den damals herrschenden Dissonanzen zwi-
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schen Umwelt- und Raumplanungsbehörden (Fragen der Zuständigkeiten und Entscheidungs-

verantwortung). Deshalb wurde die SUP schliesslich in der Umweltgesetzgebung verankert. 

› Leitfäden: Die Erarbeitung des Leitfadens für die Ortsrichtpläne (PDL) hat sich sehr bewährt 

und unter anderem viel zu besseren Beziehungen zwischen Raum- und Umweltbehörden bei-

getragen. 

› Alternativenprüfung: Die Prüfung verschiedener Alternativen unter Einbezug der Umweltas-

pekte ist ein wichtiges Anliegen der SUP im Kanton Genf. Dabei soll explizit nicht eine ex-

post Prüfung vorgenommen werden, sondern im Rahmen des Planungsprozesses die Umwelt 

als zusätzlicher Faktor in den Entscheidungsprozess einfliessen. Dabei wird als wichtig erach-

tet, dass die Rückverfolgbarkeit des Entscheidungsprozesses gewährleistet ist und die Abwä-

gungen der verschiedenen Aspekte festgehalten werden. 

› Weitere Verfahrensaspekte, methodische Aspekte: Der Schwerpunkt der SUP im Kanton Genf 

liegt weniger auf der Methodik als auf dem Prozess, bei dem die Umwelt zu Beginn in die Pla-

nung integriert wird. Die SUP hilft bei der Begründung und Rechtfertigung von konkreten 

Planfestlegungen und Massnahmen. 

› Beteiligungsverfahren, Mitwirkung: Die Beteiligung von Öffentlichkeit und politischen Ver-

tretern orientiert sich an den Gepflogenheiten der Planungsprozesse. Insgesamt erachten die 

Interviewten die Beteiligung als recht umfassend. Sie unterscheidet sich aber je nach Plantyp. 

Im Rahmen von Quartierplänen ist die Mitwirkung der lokalen Bevölkerung und Politiker ein 

sehr wichtiges Element. Die Erarbeitung von Agglomerationsprogrammen ist ein partizipativer 

Prozess zwischen den Behörden der verschiedenen Ebenen (Kanton, Gemeinden). 

› Wirkung der SUP:  

› Entlastung UVP: Wenn sie korrekt durchgeführt wird, entlastet die SUP gemäss Aussagen 

der Interviewten die nachgelagerten Verfahren wie die UVP, weil die zentralen, überge-

ordneten Umweltthemen bereits bearbeitet und idealerweise gelöst wurden. Wichtige Blo-

ckaden können so bereits auf übergeordneter Ebene gelöst werden. Eine Beschleunigung 

anderer Verfahren wie der UVP findet jedoch nicht statt. Auch finanzielle Einsparungen 

gibt es gemäss den Interviewten durch die SUP keine. 

› Prozesswirkung: Ein grosser Vorteil der SUP liegt darin, dass die Raumplanungs- und 

Umweltbehörden im Prozess eng miteinander arbeiten. In Genf ist die SUP ein partner-

schaftlicher Prozess zwischen den verschiedenen Fachdisziplinen, wobei die Umweltfach-

leute den Prozess begleiten, unterstützen und sicherstellen, dass bei der Szenarioauswahl 

die Umweltsicht eine wichtige Rolle spielt. 

Ein weiterer Vorteil ist zudem, dass durch den frühzeitigen Einbezug der Umweltthemen 
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und Umweltfachleute die aus ihrer Sicht kritischen Einwände nicht mehr erst am Ende des 

Prozesses machen können, sondern bereits frühzeitig einbringen. 

› Umweltwirkung: Die Umweltwirkung der SUP wird insgesamt als positiv erachtet. Es 

können im Rahmen der SUP viel grössere, positive Wirkungen auf die Umwelt erreicht 

werden als bei der nachgelagerten UVP (z.B. im Bereich Bodenverbrauch). Eine entschei-

dende Rolle liegt jedoch beim Projektleiter und dessen Sensibilität für Umweltfragen. 

› Bezug zur Nachhaltigkeitsbeurteilung (NHB): Eine umfassende Beurteilung aller drei Nachhal-

tigkeitsdimensionen wird im Kanton Genf bisher nicht vorgenommen. Eine Nachhaltigkeitsbe-

urteilung im Rahmen von Raumplanungsverfahren wird als eher schwierig erachtet, weil sie 

sehr dynamisch und iterativ erfolgen müsste. Denkbar wäre eine NHB allenfalls im Rahmen 

eines sehr partizipativen Prozesses, in dem nebst Umweltvertretern auch Wirtschaftsvertreter 

sowie Gemeinde-/Quartiervertreter (für die gesellschaftliche Dimension) in die Planung einge-

bunden werden, was bereits heute zum Teil der Fall ist. 

› Weitere Herausforderungen rund um die SUP:  

› Anzahl involvierter Partner: Die Vielzahl involvierter Partner in Planungsprozess inkl. 

SUP setzt hohe Anforderungen an die Koordination und erschwert das Projektmanage-

ment. Bei erfolgreicher Abwicklung wird damit jedoch die Akzeptanz der Ergebnisse er-

höht. 

› Datenverfügbarkeit: Die Ermittlung der für die Abschätzung der Umweltwirkungen not-

wendigen Datengrundlagen gestaltet sich teilweise schwierig und aufwändig. Als besonde-

re Herausforderung haben sich in einigen Fällen die Verkehrsdaten herausgestellt, die u.a. 

als Grundlage für Lärm- oder Luftschadstoffimmissionen relevant sind. 

 

Für eine mögliche SUP auf nationaler Ebene werden von den Vertretern aus dem Kanton Genf 

verschiedene Empfehlungen gemacht: 

› Wenn möglich sollte die SUP im Raumplanungsgesetz gesetzlich verankert werden, da dies 

der wichtigste Anwendungsbereich der SUP sein wird. 

› Es wird als wichtig erachtet, dass es im Falle der Einführung der SUP ähnlich wie im Kanton 

Genf auch auf Bundesebene ein Koordinationsinstrument/-gremium zwischen Raumentwick-

lung (ARE) und Umwelt (BAFU) gibt. Es wird zudem angemerkt, dass eine SUP auf Bundes-

ebene auch zusätzliche Fachressourcen im Umweltbereich nötig macht. Dies sei wichtig, damit 

die Umweltaspekte gegenüber den Raumplanungs- und Verkehrsaspekten mehr Gewicht erhal-

ten. 

› Generell wird es als sehr wichtig erachtet, dass die Projektorganisation und –struktur so aufge-

baut ist, dass ein offener und echter Dialog zwischen den verschiedenen zuständigen Fachbe-
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reichen möglich ist. Dieser Dialog ist unerlässlich, damit die Umweltanliegen frühzeitig und 

optimal in den Strategieprozess einfliessen können. 

› Eine SUP sollte am Ende immer auch Handlungsempfehlungen für die weiteren Planungs-

schritte enthalten, damit die adäquate Umsetzung des Planes gewährleistet. 

› Der Begriff Strategische Umweltprüfung bzw. „évaluation environnementale stratégique“ wird 

als ungünstig erachtet, weil „Prüfung“ und „Evaluation“ suggerieren, dass es um eine ex-post 

Beurteilung von Plänen und Programmen geht. Da es bei der SUP aber vielmehr um einen 

Prozess gehen sollte, der die Umwelt frühzeitig integriert, sollte dies auch im Begriff deutlich 

werden. Es wird als Alternative der Begriff „Strategische Umweltbegleitung“ vorgeschlagen. 

 

Fazit und Folgerungen 

Aus den Erfahrungen des Kantons Genf mit der SUP ergeben sich folgende Erkenntnisse: 

› Die SUP wird als integriertes Instrument gesehen, das Teil des Planungsprozesses ist. Sie wird 

weniger als ex-post Evaluation betrachtet, sondern eher als begleitendes Verfahren, das den 

frühzeitigen und adäquaten Einbezug der Umweltaspekte sicherstellt. 

› Der Fokus der SUP im Kanton Genf liegt hauptsächlich auf der Richtplanung (kantonal, regio-

nal, kommunal, Quartier) sowie den Agglomerationsprogrammen. Bei klassischen Umwelt-

programmen und –plänen (z.B. Fachplanungen zu Abfall, Energie, Wasser, Luftimmissionen) 

dagegen wird die SUP bisher nicht eingesetzt.  

› Im Kanton Genf ist die Prüfung verschiedener Alternativen oder Szenarien ein wichtiger Be-

standteil der SUP. Dieser Schritt erfolgt in enger Abstimmung zwischen Umweltbehörden und 

der zuständigen Fachbehörde, was in der Regel die Raumplanung bzw. Stadtentwicklung ist. 
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4.5. KANTON WAADT 

 

Kurzübersicht SUP im Kanton Waadt 

Im Kanton Waadt wird die SUP seit 2006 durchgeführt. Im Unterschied zu den anderen unter-

suchten Ländern sowie dem Kanton Genf ist die SUP im Kanton Waadt nicht obligatorisch und 

bisher nicht gesetzlich verankert. Die SUP im Kanton Waadt ist ein Instrument, das primär an 

der Schnittstelle zwischen Raum und Umwelt, das heisst insbesondere bei Plänen und Program-

men im Bereich der Raumplanung eingesetzt wird. Für Fachplanungen dagegen ist die SUP bis-

her nicht durchgeführt worden. Die SUP im Kanton Waadt lebt stark von der guten horizontalen 

und vertikalen Kooperation zwischen den betroffenen Ämtern. In Bezug auf die Methodik gibt 

es keine starren Vorgaben oder Richtlinien. Vielmehr wird das Vorgehen fallweise angepasst, 

wobei die methodische Verantwortung bei der kantonalen Umweltdirektion liegt. Die folgende 

Tabelle zeigt die wichtigsten Fakten und Eckpunkte zur SUP im Kanton Waadt. 

 

SUP IM KANTON WAADT: WICHTIGE FAKTEN & ECKPUNKTE 

Gesetzliche Veranke-

rung 

Die SUP ist im Kanton Waadt bisher nicht gesetzlich verankert, sondern 

ein freiwilliges Instrument, das fallweise eingesetzt wird. Inhaltlich ab-

gestützt, wenn auch rechtlich nicht bindend, ist die SUP in der kantona-

len UVP-Verordnung. Es ist allerdings geplant, die SUP im Rahmen der 

laufenden Revision des kantonalen Raumplanungs- und Baugesetzes 

zu verankern. Anschliessend müsste auch die UVP-Verordnung ent-

sprechend ausgeweitet werden. 

Leitfaden Im Kanton Waadt gibt es keinen Leitfaden oder Umsetzungshilfe zu 

Verfahren oder Methodik der SUP. Der methodische Rahmen wird pro-

jektweise definiert, wobei die Verantwortung dafür bei der Umweltdirek-

tion (DGE: Direction générale de l’environnement) liegt. 

SUP-relevante Pläne & 

Programme 

Es gibt keine harten Vorgaben, für welche Pläne und Programme eine 

SUP durchgeführt werden soll. Grundsätzlich werden im Kanton Waadt 

SUPs hauptsächlich für Pläne und Programme im Bereich der Raum-

planung durchgeführt, d.h. Richtpläne (kantonal, regional, kommunal) 

und Nutzungspläne. Auch für Agglomerationsprogramme (z.B. Lausan-

ne-Morges) oder publikumsintensive Einrichtungen – an der Schnittstel-

le zwischen Raum, Verkehr und Umwelt – werden SUP durchgeführt. 

Eine SUP wird zudem lanciert, wenn Konflikte zwischen verschiedenen 

Ebenen oder Bereichen (z.B. Raum/Umwelt) auftauchen. Für Fachpla-

nungen in anderen umweltrelevanten Bereichen sind bisher keine SUP 

durchgeführt worden. 

Zuständigkeiten,  

Kooperationen 

Hauptverantwortlich für die Durchführung der SUP ist jeweils die für die 

entsprechende Planung zuständige kantonale oder kommunale Behör-

de (z.B. Amt für Raumentwicklung). Betroffene Behörden bzw. Ämter 

der verschiedenen staatlichen Ebenen können eine SUP lancieren.  

Die methodische Verantwortung liegt aber immer bei der Umweltdirekti-

on. Die Erarbeitung der SUP erfolgt in der Regel in enger Abstimmung 

zwischen den Umwelt- und Raumplanungsbehörden. Mit der ‚interde-

partementalen Kommission für Umweltschutz‘ (CIPE: commission inter-

départementale pour la protection de l’environnement) besteht eine 
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Plattform, die diese Kooperation in den Bereichen SUP und UVP so-

wohl horizontal als auch vertikal dauerhaft ermöglicht und zudem Ent-

scheidungsgewalt hat. 

Verfahren Das Verfahren orientiert sich an den klassischen fünf Schritten der 

SUP: Screening, Scoping, Assessing, Desicion making, Monitoring 

(siehe Figur 3). 

Methodische Besonder-

heiten 

Generell gibt es keine starren methodischen Vorgaben, sondern eine 

fallweise Anpassung des Vorgehens, z.B. des Detaillierungsgrads der 

Untersuchung (Scoping). Das methodische Vorgehen im Kanton Waadt 

orientiert sich an der angelsächsischen Praxis, bei der die Prüfung 

verschiedener Varianten/Alternativen ein besonderes Gewicht hat. 

Beteiligungsverfahren, 

Mitwirkung 

Im Kanton Waadt basiert die SUP immer auf einer starken Kooperation 

zwischen den zuständigen Behörden. Diese Kooperation erfolgt sowohl 

horizontal (z.B. zwischen Umwelt- und Raumplanungsämtern) als auch 

vertikal zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen. Die Beteili-

gung der Öffentlichkeit im Rahmen der SUP ist nicht institutionalisiert, 

wird aber teilweise ergänzend durchgeführt. 

Tabelle 5  

Die folgende Abbildung zeigt den schematischen Ablauf der SUP im Kanton Waadt. 

ABLAUF DER SUP IM KANTON WAADT 

 
 

Legende (Zuständigkeit):   

Figur 3  Quelle: Christinet 2009.  COPIL: comité de pilotage = Steuerungsausschuss 
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Ergebnisse des Interviews 

Die Erfahrungen mit der SUP im Kanton Waadt sind gemäss den befragten Personen insgesamt 

positiv, wobei insbesondere die Freiwilligkeit des Instruments und auch die Freiheit in Bezug 

auf die Methodik positiv eingeschätzt werden. Im Folgenden sind die wichtigsten Ergebnisse 

aus dem Gruppeninterview aufgeführt: 

› Gesetzliche Verankerung: Die Freiwilligkeit der SUP stellt bisher keinen Nachteil dar, weil die 

Zusammenarbeit zwischen den Bereichen Umwelt und Raumplanung sowie zwischen Kanton 

und Gemeinden sehr gut funktioniert und die Planer eine hohe Sensibilität für Umweltthemen 

haben. Auf lange Frist erachten die Teilnehmenden eine gesetzliche Verankerung jedoch als 

erstrebenswert.  

› Leitfaden: Insgesamt ebenfalls positiv gewürdigt wird der Umstand, dass es keine starren me-

thodischen Vorgaben für die Erarbeitung der SUP im Kanton Waadt gibt. Dies erlaube es, die 

Eigenheiten des jeweiligen Programms bzw. Plans zu berücksichtigen und die nötige Freiheit 

und ‚Souplesse‘ für die Durchführung einer fallweise angepassten SUP zu wahren. 

› Wirkung der SUP: Das Hauptziel der SUP besteht gemäss den Interviewten auch im Kanton 

Waadt darin, die Umweltaspekte in einem frühen Planungsstadium zu berücksichtigen. Ein 

weiteres wichtiges Ziel sei zudem die Erhöhung der Akzeptanz von Plänen und Programmen, 

was zu weniger Verzögerungen (z.B. durch Rekurse) bei der nachgelagerten Planung führen 

sollte. 

› Entlastung UVP: In Bezug auf die Wirkung der SUP stellt man im Kanton Waadt eine 

Entlastung des UVP-Prozesses fest. Dank der SUP können kumulative Umweltwirkungen 

und -risiken identifiziert werden, die später im Rahmen der UVP weiter beobachtet und 

vertieft werden können.  

› Prozesswirkung: Die SUP erlaubt es zudem, frühzeitig im Planungsprozess umweltbezo-

gene Rahmenbedingungen festzulegen, die auch im weiteren Planungsprozess Gültigkeit 

haben (siehe Beispiel Projekt ‚Métamorphose‘). Als grossen Nutzen der SUP im Kanton 

Waadt wird die Kooperation zwischen verschiedenen Ämtern (horizontal) bzw. staatlichen 

Ebenen (vertikal) betrachtet, die durch eine SUP intensiviert wird z.B. im Rahmen von 

Begleitgruppen. Eine konkretes Ergebnis dieser verstärkten Kooperation ist die dauerhafte 

Schaffung einer ‚interdepartementalen Kommission für Umweltschutz‘ (CIPE, siehe Ta-

belle 5) im Kanton Waadt. 

Gemäss den kantonalen Behörden des Kantons Waadt (v.a. Raumplanungsbehörden) ist 

die SUP ein notwendiges und hilfreiches Instrument für die sinnvolle Steuerung der Pla-

nung inklusive expliziter Berücksichtigung von Umweltaspekten sowie für die Erhöhung 

der Akzeptanz der Planung. 
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In Bezug auf eine mögliche Einführung der SUP auf nationaler Ebene werden von den Inter-

viewten folgende Empfehlungen gemacht: 

› Die gesetzliche Verankerung der SUP sollte im Raumplanungsgesetz erfolgen. Dies entspricht 

dem geplanten Vorgehen im Kanton Waadt, wo der Fokus der SUP klar auf der Raumplanung 

liegt. 

› Wünschenswert wäre eine Liste, welche Pläne und Programme einer SUP unterstehen würden. 

Folgende Kriterien müssen für die Frage der Durchführung einer SUP im Vordergrund stehen: 

möglicher Mehrwert der SUP, Relevanz, Kosten. Für die Erarbeitung einer solchen Liste SUP-

relevanter Pläne und Programme sollten die Kantone und andere betroffene Behörden beige-

zogen werden. 

› Was einen möglichen SUP-Leitfaden auf nationaler Ebene betrifft, wird die generelle Definiti-

on eines methodischen Rahmens für die SUP zwar begrüsst. Die Vorgaben sollten allerdings 

nicht zu starr und einengend sein. Wertvoll könnte eine Sammlung mit konkreten ‚guten Bei-

spielen‘ zur Methodik sein. Als Grundlage für die Erarbeitung eines solchen methodischen 

Rahmens auf Bundesebene wäre es wünschenswert, eine nationale Plattform für den Erfah-

rungsaustausch zwischen den Kantonen einzurichten. 

› Einer möglichen Integration der SUP in eine umfassende Nachhaltigkeitsbeurteilung (oder 

Wirkungsbeurteilung) stehen die Interviewten grösstenteils positiv gegenüber. Allerdings wird 

betont, dass in den beiden anderen Nachhaltigkeitsdimensionen (Wirtschaft, Soziales) eben-

falls Instrumente entwickelt werden müssten, die einen analogen Standard haben wie die SUP. 

 

Fazit und Folgerungen 

Aus den Erfahrungen des Kantons Waadt mit der SUP können folgende zentrale Erkenntnisse 

gezogen werden:  

› Die SUP kann auch als freiwilliges Instrument funktionieren. Allerdings ist dies nur möglich, 

wenn gewisse Rahmenbedingungen erfüllt sind, insbesondere eine gute Kooperation zwischen 

den Behörden sowie eine gute Akzeptanz des Instruments bei den Raumplanern. Eine freiwil-

lige SUP kann eine mögliche erste Etappe auf dem Weg zur definitiven Etablierung der SUP 

sein. Sie kann helfen, die Akzeptanz für das Instrument innerhalb der Behörden zu erhöhen.  

› Die SUP bietet sich zuerst und insbesondere im Bereich der Raumplanung an. Hier ist der 

frühzeitige Einbezug von Umweltaspekten im Planungsprozess wichtig und hilfreich. Voraus-

setzung ist aber auch die Offenheit sowie das Verständnis für Umweltthemen seitens der 

Raumplaner. 
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› Auch ohne strenge Vorgaben, Richtlinien oder Leitfaden kann sich die SUP etablieren, solange 

eine Instanz die methodische Verantwortung übernimmt und die entsprechenden Leitplanken 

setzt (im Kanton Waadt die Umweltdirektion). 

› Der Kanton Waadt zeigt überdies sehr gut die Bedeutung von Schlüsselpersonen für den Er-

folg der SUP. Mit der SUP-Verantwortlichen bei der Umweltdirektion des Kantons gibt es ei-

ne Person, die für die Einführung und Etablierung des Instruments SUP eine zentrale Rolle ge-

spielt hat und immer noch spielt. Sie hat es geschafft, auch andere Ämter (Raumplanung, 

Stadtentwicklung) sowie die Gemeinden vom Nutzen der SUP zu überzeugen, eine gute Zu-

sammenarbeit zu erreichen und die SUP auf diese Weise erfolgreich zu etablieren. 
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5. THEMENVERTIEFUNGEN UND FALLBEISPIELE 

Im vorliegenden Kapitel werden acht wichtige Themen und Aspekte rund um die SUP vertieft 

analysiert. Auf der Basis der Erkenntnisse aus den Interviews und der Literaturanalyse wird 

einerseits ein Vergleich der verschiedenen Länder und Kantone vorgenommen und andererseits 

werden die untersuchten Themen mit Fallbeispielen illustriert. Schliesslich werden für jedes 

Thema Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren identifiziert und erste Folgerungen für die Schweiz 

abgeleitet. 

 

5.1. GESETZLICHE VERANKERUNG 

a. Erkenntnisse aus Ländervergleich 

Die SUP ist in vier der fünf untersuchten Länder und Kantone gesetzlich verankert. Lediglich im 

Kanton Waadt ist die SUP vollständig freiwillig.2 In den drei europäischen Ländern Deutsch-

land, Österreich und Frankreich stützen sich die rechtlichen Grundlagen auf die SUP-Richtlinie 

der EU, die eine Einführung auf Ebene der einzelnen Staaten obligatorisch vorsieht. Die Umset-

zung ist allerdings in den verschiedenen Ländern unterschiedlich (siehe folgende Tabelle). In 

Deutschland sowie Frankreich ist die SUP sowohl in der Umweltgesetzgebung als auch in der 

Raumplanungsgesetzgebung verankert. In Österreich ist die SUP sehr breit in jedem einzelnen 

Fachgesetz integriert. Im Kanton Genf erfolgt die gesetzliche Verankerung über die Umweltge-

setzgebung, während im Kanton Waadt die geplante gesetzliche Grundlage das Raumplanungs- 

und Baugesetz sein soll.  

 

ÜBERSICHT GESETZLICHE VERANKERUNG DER SUP 

Land / Kanton Ort der gesetzlichen Verankerung 

Deutschland › Basis: Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Grundlage für 

Fachplanungen und Umweltplanungen 

› Grundlage für Raumplanung: Raumordnungsgesetz (ROG) 

› Grundlagen für Bauleitplanung: Baugesetzbuch (BauGB) 

Österreich › Integriert in insgesamt 37 Materiengesetze auf Ebene Bund und Länder 

› z.T. auch eigene SUP-Gesetze (Tirol, Kärnten; Verkehr auf Bundesebene) 

Frankreich › Fachplanungen Umwelt: Umweltgesetz (‚code de l’environnement‘) 

› Raumplanung/Städtebau: Städtebaugesetz (‚code de l’urbanisme‘) 

Kanton Genf › Basis Umweltgesetzgebung: UVP-Verordnung (ROEIE) 

Kanton Waadt › bisher freiwillig, ohne gesetzliche Verankerung 

› geplant ist neu eine gesetzliche Grundlage zu schaffen im kantonalen Raum-

planungs- und Baugesetzes (inkl. Ausweitung UVP-Verordnung). 

Tabelle 6  

 

 
2  In einigen Ländern gibt es aber auch Bereiche bzw. Fälle, in denen die SUP freiwillig durchgeführt wird. 
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b. Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren, Folgerungen 

Für die gesetzliche Verankerung der SUP gibt es verschiedene Umsetzungsmöglichkeiten, von 

denen es gemäss Erfahrungen nicht einen einzigen, speziell erfolgsversprechenden Weg gibt. 

Sowohl die Verankerung in der Umweltgesetzgebung als auch die Abstützung in Fach- oder 

Raumplanungsgesetzen ist zielführend. Eine doppelte Verankerung über beide Säulen wie in 

Deutschland und Frankreich bietet langfristig wohl die beste Grundlage. Das Beispiel des Kan-

tons Waadt zeigt zudem, dass selbst eine freiwillige SUP ohne gesetzliche Verankerung in einer 

ersten Phase ein erfolgreicher Weg sein kann. Dazu müssen aber gewisse Bedingungen erfüllt 

sein, z.B. eine gute und etablierte Zusammenarbeit zwischen den Behörden (Raumplanung und 

Umwelt) sowie eine hohe Akzeptanz des Instruments bei den Vertretern der Raumplanung. 

In der Mehrheit der Länder oder Kantone erfolgte die Einführung der SUP-Pflicht zuerst 

über die Raumplanungs- und/oder Fachgesetze (Deutschland, Österreich, Waadt (geplant)). In 

Deutschland wurde die SUP in einem späteren Schritt in der Umweltgesetzgebung umfassend 

verankert. Damit wurde die SUP in der Regel als Erstes dort verankert, wo sie zuerst konkret 

angewandt wird (z.B. bei Plänen der Raumordnung) und später erfolgte eine breitere Abstützung 

(als Rahmen) in der Umweltgesetzgebung. Der umgekehrte Ansatz einer ersten Verankerung in 

der Umweltgesetzgebung ist auch denkbar (siehe Kanton Genf), da die umweltbezogenen An-

forderungen an Vorhaben, die aus den der SUP unterliegenden Planungen hervorgehen, in der 

Umweltgesetzgebung verankert sind. 

 

 

5.2. STELLENWERT VON LEITFÄDEN 

a. Erkenntnisse aus Ländervergleich 

Leitfäden werden in allen untersuchten Ländern als wichtige Unterstützung zur Durchführung 

einer SUP angesehen. Das Vorhandensein von Leitfäden ist in den untersuchten Ländern aller-

dings unterschiedlich.  

In Deutschland, Österreich und Frankreich, den Ländern, die aufgrund der SUP-Richtlinie 

zur Einführung der SUP verpflichtet waren und die inzwischen eine etwa zehnjährige SUP-

Erfahrung aufweisen, gibt es eine Vielzahl von Leitfäden. Für die Erstellung nationaler Leitfä-

den konnte auf den 2003 veröffentlichten Leitfaden der Europäischen Kommission zur Umset-

zung der Richtlinie 2001/42/EG 3 zurückgegriffen werden.  

In Deutschland gibt es einen nationalen, plantypübergreifenden Leitfaden zur Durchführung 

der SUP, der 2008 erstellt und 2010 aktualisiert wurde. In Österreich gibt es zwei nationale, 

 

 
3  http://ec.europa.eu/environment/eia/pdf/030923_sea_guidance_de.pdf 
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planübergreifende Leitfäden. Zudem werden über eine im Auftrag vom Bundesministerium für 

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft erstellte Website SUP-Praxisbeispiele 

und SUP-Praxisblätter bereitgestellt (www.strategischeumweltpruefung.at). In Frankreich ist 

aktuell ein allgemeiner Leitfaden in der Entwicklung, der für alle SUPs verwendet werden kann. 

In Frankreich gibt es für einzelne SUP-Typen einige offizielle Leitfäden der nationalen Behör-

den, in Österreich gibt es auf nationaler Ebene einen Leitfaden für den Bereich Verkehr. In allen 

drei Ländern bestehen weitere regionale oder kommunale Leitfäden für einzelne Sektoren, ins-

besondere für den in allen Ländern grössten Anwendungssektor der SUP, die örtliche und 

überörtliche Raumplanung. 

In beiden untersuchten Schweizer Kantonen mit SUP-Erfahrung gibt es keinen übergeord-

neten Leitfaden zur SUP. Im Kanton Genf existiert jedoch ein konkreter Leitfaden für Ortsricht-

pläne (‚plans directeurs localisé‘ PDL), in dem die wichtigsten methodischen Aspekte sowie das 

Verfahren grob festgehalten sind. Im Kanton Waadt gibt es keinen Leitfaden. Der methodische 

Rahmen wird projektweise definiert, wobei die Verantwortung dafür bei der Umweltdirektion 

(DGE: direction générale de l’environnement) liegt. 

b. Fallbeispiele 

Exemplarisch wird der plantypübergreifende Leitfaden zur Strategischen Umweltprüfung aus 

Deutschland vorgestellt. Dieser Leitfaden dient dazu, ein bundesweit einheitliches Verständnis 

der Inhalte und des Verfahrens der SUP zu schaffen und den Planungsträger bei der Anwendung 

des Instruments der SUP zu unterstützen. Im Leitfaden werden die Rechtsvorschriften des Ge-

setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) kommentiert und Empfehlungen hin-

sichtlich des Verfahrensablaufes sowie der Prüfinhalte der SUP gegeben. Er wurde in zwei Fas-

sungen erstellt. Die Kurzfassung enthält die wesentlichen fachlichen Empfehlungen für die Ver-

fahrensschritte "Festlegung des Untersuchungsrahmens" und "Erstellung des Umweltberichtes" 

in komprimierter Form. Die Langfassung umfasst ergänzende Ausführungen sowie Empfehlun-

gen zu den weiteren SUP-Verfahrensschritten. Die Empfehlungen werden mit Fallbeispielen 

veranschaulicht. In einem Anhang finden sich Arbeitshilfen für verschiedene Arbeitsschritte.  

Aus dem SUP-Leitfaden sind in der nachfolgenden Figur 4 Beispiele für die Konkretisie-

rung von Zielen des Umweltschutzes mit Hilfe geeigneter Kriterien dargestellt. Für jede SUP ist 

eine einzelfallbezogene Auswahl der geltenden Ziele des Umweltschutzes vorzunehmen. Dabei 

ist es in der Regel ausreichend, sich für jedes Schutzgut auf einige zentrale Zielaussagen zu 

beschränken. Stehen verschiedene Ziele für einen Sachverhalt zur Verfügung, ist vorrangig das-

jenige heranzuziehen, das die grössere Verbindlichkeit und den höheren sachlichen oder räumli-

chen Konkretisierungsgrad besitzt. Bei abstrakt formulierten Zielen (z.B. gesetzliche General-
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klauseln wie dem „Wohl der Allgemeinheit“) ist eine Konkretisierung über Kriterien erforder-

lich (Balla et al. 2010).  

 

BEISPIELE FÜR DIE KONKRETISIERUNG VON UMWELTSCHUTZZIELEN MIT 
HILFE GEEIGNETER KRITERIEN 

Schutzgut Tiere/ Pflanzen: 

Gesetzliches Ziel: „Die wild lebenden Tiere und Pflanzen und ihre Lebensgemeinschaften sind als Teil 

des Naturhaushalts in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt zu schützen. Ihre 

Biotope und ihre sonstigen Lebensbedingungen sind zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln oder wie-

derherzustellen“ (§ 2 Abs. 1 Nr. 9 BNatSchG). 

Kriterium: Umfang der Flächeninanspruchnahme von bestimmten Gebieten mit besonderem Schutz-

status (z.B. FFH-Gebiete, Naturschutzgebiete). 

Schutzgut Boden: 

Gesetzliches Ziel: Die Funktionen des Bodens sind nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen. Bei 

Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner 

Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden (§ 1 

BBodSchG). 

Konkretes landschaftsplanerisches Ziel: Im Naturraum Hohe Geest sind insbesondere die Böden mit 

einer mittleren bis hohen Bodenfruchtbarkeit und mit Archivfunktionen zu erhalten.  

Kriterium: Umfang der Inanspruchnahme von Böden mit mittlerer / hoher Bodenfruchtbarkeit und mit 

Archivfunktionen (ha). 

Schutzgut Klima: 

Gesetzliches Ziel: Schutz der Menschen, Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Wassers, der Atmo-

sphäre sowie der Kultur- und sonstigen Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen; Vorbeugung 

vor dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen (§ 1 BImSchG). 

Konkretes politisches Ziel: Reduzierung der klimaschädlichen Gase um 21 % im Zeitraum 2008-2012 

bezogen auf 1990 (Nationales Klimaschutzprogramm der Bundesregierung 2005). 

Kriterium: Jahresmenge der Emissionen klimaschädlicher Gase (CO2, N2O u.a.).  

Figur 4 Quelle: Balla et al. 2010. 

c. Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren, Folgerungen 

Leitfäden können die Durchführung der SUP unterstützen. Sie können dazu beitragen, die SUP 

rechtssicher und qualitätsvoll durchzuführen. Insbesondere nationale, plantypübergreifende Leit-

fäden können zu einheitlichen Standards in der SUP beitragen und sollten sowohl einen allge-

meinen Verfahrensablauf (die Elemente der SUP integriert in ein Musterverfahren)  als auch 

einen allgemeinen methodischen Rahmen („SUP Toolkit“) enthalten. Sektorale Leitfäden kön-

nen die Spezifika bestimmter Planungsverfahren erläutern und auf wesentliche Ziele und Bewer-

tungsmassstäbe sowie auf relevante Wirkzusammenhänge des jeweiligen Sektors hinweisen. Mit 
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regionalen und lokalen Leitfäden können darüber hinaus wertvolle Hinweise zur Prüftiefe der 

SUP gegeben werden. Neben klassischen Leitfäden, können ergänzende Veröffentlichungen, 

z.B. in Form der österreichischen SUP-Praxisblätter, eine wertvolle Orientierung für die SUP 

Akteure geben. 

Leitfäden sind besonders erfolgreich, wenn sie klar und verständlich, mit dem Blick auf die 

jeweilige Zielgruppe, aufbereitet sind. Exemplarische, praxisnahe Erläuterungen und Fallbei-

spiele erhöhen in der Regel die Verständlichkeit. Eine erfolgversprechende Variante ist auch, 

neben einem allgemeinen SUP-Leitfaden, die zentralen Elemente der SUP in die Leitfäden zur 

Erarbeitung der Pläne / Programme selbst zu integrieren.  

Gute Leitfäden verringern die Unsicherheiten in Bezug auf die SUP und können einen we-

sentlichen Beitrag zur Akzeptanzsteigerung der SUP leisten. Dies kann insbesondere in der An-

fangsphase der SUP von grossem Vorteil sein.  

Nachteilig können sich Leitfäden auswirken, wenn es zu viele Leitfäden von unterschiedli-

chen Herausgebern mit unklarem Zielgruppen- und Anwendungsbezug gibt. Die Gesuchsteller 

wissen nicht welcher Leitfaden gilt. Zudem besteht die Gefahr, dass Leitfäden schnell veraltet 

sind. Gerade bei einer Vielzahl von Leitfäden ist es sehr aufwändig diese zu aktualisieren und es 

wird deshalb oft nicht gemacht. Die Notwendigkeit dazu besteht allerdings, denn der Erkennt-

nisfortschritt hinsichtlich ökologischer Zusammenhänge und methodischer Ansätze im Umwelt-

bereich schreitet zügig voran und auch die Dynamik der Rechtsfortschreibung ist hoch.  

 

 

5.3. SCREENING 

a. Erkenntnisse aus Ländervergleich 

Mit dem Screening fällt die Entscheidung, ob für die jeweilige Planung eine SUP durchgeführt 

wird oder nicht. Dieser Auswahlprozess ist der eigentlichen SUP vorgelagert. Eine SUP ist nur 

für jene Planungen erforderlich, die erhebliche Umweltauswirkungen erwarten lassen und rah-

mensetzend für UVP-pflichtige Vorhaben sind.  

Der Umgang mit dem Screening ist in den untersuchten Ländern sehr unterschiedlich. 

Grund dafür sind die unterschiedlichen Rahmenbedingungen, insbesondere die unterschiedli-

chen rechtlichen Regelungen.  

In Deutschland ist die SUP-Pflicht weitgehend im UVPG geregelt. Auch die Feststellung 

der im Gesetz nicht abschliessend geregelten SUP-Pflicht über einen Screening-Prozess wird 

überwiegend als problematisch eingestuft. Denn die Erfahrung zeigt, dass es wenige Fälle gibt, 

die über das Screening eindeutig als nicht SUP-relevant eingestuft werden können. Das Scree-

ning wird als mühsam und aufwändig angesehen und es herrscht teilweise die Auffassung vor, 
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dass die SUP in einer Kommune nach wenigen Anwendungsfällen so leichtgängig funktionieren 

kann, dass das Screening entbehrlich ist.  

Anders sieht es in Österreich aus. Hier ist das Screening insbesondere im Bereich der örtli-

chen Raumplanung weit verbreitet. Das Screening findet häufig formalisiert, z.B. anhand stan-

dardisierter Screening-Formulare statt. Dieses Vorgehen wird überwiegend positiv eingeschätzt. 

Allerdings wird darauf hingewiesen, dass es wichtig ist, objektive Kriterien der Entscheidung 

zugrunde zu legen und dass sehr formalisierte Verfahren nicht unbedingt geeignet sind, fachlich 

hochwertige Einzelfallentscheidungen zu treffen. 

In Frankreich gibt es ebenfalls zwei Kategorien von Plänen und Programmen. Für die erste 

Kategorie von 43 Plänen und Programmen ist die Durchführung der SUP obligatorisch. Bei der 

zweiten Kategorie muss fallweise geprüft und entschieden werden, ob eine SUP durchgeführt 

werden soll (Screening). Die fallweise Prüfung wird eher kritisch gesehen, weil dieser weniger 

Rechtssicherheit bietet, was entsprechend zu Verzögerungen führen kann. 

Im Kanton Waadt gibt es keine verbindlichen Vorgaben, für welche Pläne und Programme 

eine SUP durchzuführen ist. Der Screening-Prozess ist nicht formalisiert. Die Durchführung 

einer SUP wird in der Regel fallweise von der Verwaltung oder den politischen Behörden anges-

tossen. Sie wird hauptsächlich im Bereich der Raumplanung sowie bei Agglomerationspro-

grammen angewandt.  

Im Kanton Genf ist die SUP für Planungen im Bereich der Raumentwicklung obligatorisch. 

Sie wird nebst der Richtplanung zudem bei Agglomerationsprogrammen durchgeführt. Darüber 

hinaus findet in Genf kein systematischer Screening-Prozess statt. Bei Umweltfachplanungen 

werden bisher keine SUPs durchgeführt  

 

b. Fallbeispiele  

Nachfolgend sind Beispiele für Planfestlegungen mit und ohne SUP aufgeführt. 
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BEISPIELE FÜR PLÄNE MIT UND OHNE SUP 

Beispiel für Pläne mit SUP: 

Neubau eines Deiches in einem Hochwasserschutzplan 

 Der Neubau eines Deiches stellt eine räumlich konkrete Massnahme dar. 

 Der Neubau eines Deiches greift unmittelbar in das Gewässerregime eines Fliessgewässers sowie 

in die ökologische Funktion der bisher von Hochwasser betroffenen Flächen ein, so dass deutlich 

nachteilige Umweltauswirkungen auf diese Flächen möglich sind.  

 Die planerische Festlegung einer Rückverlegung von Deichen setzt einen Rahmen für Vorhaben 

im Sinne der Nr. 13.13 der Anlage 1 zum UVPG. 

 

Beispiele für Pläne ohne SUP: 

Anpassung von Brücken entsprechend den Erfordernissen des Hochwasserschutzes in einem Hoch-

wasserschutzplan 

 Eine Anpassung von bestehenden Brücken führt in der Regel nicht zu erheblichen Umweltaus-

wirkungen auf der Planebene. Lokale Effekte – z.B. auf das Landschaftsbild – können auf der Zu-

lassungsebene betrachtet werden.  

 Die planerische Festlegung über die Anpassung von Brücken ist nicht rahmensetzend für Vorha-

ben im Sinne der Anlage 1 zum UVPG. 

Figur 5: Quelle: Balla et al. 2010. 

Exemplarisch wird das Vorgehen beim Screening für die Änderung eines örtlichen Raumord-

nungsprogramms (ÖROP) in Niederösterreich vorgestellt. Zunächst ist zu klären, ob ein Scree-

ning erforderlich ist (s. Figur 6). Das Screening entfällt, wenn die SUP obligatorisch durchzu-

führen ist oder wenn eine Änderung eines örtlichen Raumordnungsprogramms so geringfügig 

ist, dass von vornherein die Entbehrlichkeit einer SUP unstrittig ist (z.B. kleinräumige Abgren-

zungskorrekturen beim Umstieg auf eine neue Katastergrundlage).  

 

SCREENING-FORMULAR „ERFORDERLICHKEIT“ AUS NIEDERÖSTERREICH 

 

Figur 6  Quelle: Pomaroli 2014. 
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Bei sonstigen Änderungen ist abzuschätzen, ob sich erhebliche Umweltauswirkungen ergeben  

würden. Über eine formalisierte Erstabschätzung der Auswirkungen wird ermittelt, ob nähere 

Untersuchungen zur Feststellung möglicher Umweltauswirkungen erforderlich sind (s.  Figur 7). 

Wenn die Erstabschätzung ergibt, dass erhebliche Umweltauswirkungen ausgeschlossen werden 

können, ist die Durchführung einer SUP nicht erforderlich. Sofern erhebliche Umweltauswir-

kungen nicht ausgeschlossen werden können, ist eine SUP durchzuführen.  

 

SCREENING-FORMULAR „ERSTABSCHÄTZUNG“ AUS NIEDERÖSTERREICH 

 

Figur 7  Quelle: Pomaroli 2014. 

c. Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren, Folgerungen 

In Abhängigkeit der vorhandenen Pläne und Programme, die möglicherweise erhebliche Um-

weltauswirkungen haben können, ist zu entscheiden, ob und welche Screening-Ansätze zweck-

mässig sind. Darüber hinaus sind die rechtlichen Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. Ein 

Screening ist nicht erforderlich, wenn vorhandene Rechtsgrundlagen eine obligatorisch durchzu-

führende SUP verlangen. Teilweise ist es allerdings nicht eindeutig, ob eine SUP-Pflicht vor-

liegt, etwa bei der Beurteilung, ob ein Plan oder Programm rahmensetzend für UVP-pflichtige 

Vorhaben ist; hier können Leitfäden wichtige Hilfestellungen bei der Beurteilung darstellen. Für 

alle weiteren Pläne und Programme gilt, dass Screening-Ansätze insbesondere dann angebracht 

sind, wenn über standardisierte Wege und ohne zusätzlichen Ermittlungsaufwand abgeschätzt 

werden kann, ob erhebliche Umweltwirkungen eintreten können. Dies kann vor allem bei Ände-

rungen von regelmässig aufzustellenden Plänen oder Programmen der Fall zu sein, deren prinzi-
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pielles Auswirkungsspektrum bekannt ist. Weniger zielführend erscheinen Screening-Prozesse 

dann, wenn das Screening beinah so aufwändig ist wie die SUP selbst, d.h. bei komplexen Sach-

verhalten oder neuartigen Plänen und Programmen mit teilweise unbekannten Wirkzusammen-

hängen. 

Folgende Aspekte und Voraussetzungen tragen dazu bei, dass Screening-Prozesse erfolg-

reich sind: 

› Verständliche und transparente Anleitungen zum Vorgehen beim Screening (u.a. durch Bereit-

stellung von formalisierten Screening-Formularen). 

› Frühzeitige Einbindung von Umweltstellen/ Fachbehörden, um eine qualifizierte, möglichst 

unaufwändige Ermittlung der wesentlichen Wirkzusammenhänge zu gewährleisten. 

› Nachvollziehbare Begründung, systematische Dokumentation und Bekanntgabe der Screening-

Ergebnisse. 

Ein bedenkliches Phänomen das im Zusammenhang mit dem Screening auftreten kann, ist 

das Pläne und Programme nicht aufgestellt werden, um eine SUP-Pflicht zu umgehen.   

 

 

5.4. DETAILLIERUNGSGRAD DER UNTERSUCHUNG, 

SCOPING 

a. Erkenntnisse aus Ländervergleich 

In den drei europäischen Ländern Deutschland, Österreich und Frankreich wird die SUP auf 

allen administrativen Planungsebenen der Länder angewendet. In Deutschland und Frankreich 

gliedert sich das Planungssystem in vier administrative Ebenen. In Deutschland sind dies die 

nationale Ebene, die der Bundesländer, der Regionen und der Gemeinden. In Frankreich sind es 

die nationale Ebene, die der Regionen, der Departements und der Kommunen. In Österreich 

findet die SUP auf drei Ebenen – Bundesebene, Landesebene und Gemeindeebene – statt. In der 

Schweiz wird die SUP bislang nicht auf der nationalen Ebene angewendet. In den beiden Kanto-

nen Genf und Waadt, die erste Erfahrungen mit der SUP gesammelt haben, findet die SUP so-

wohl auf kantonaler Ebene, als auch auf regionaler und kommunaler Ebene statt.   

Der Detaillierungsgrad der Untersuchungen für die SUP variiert auf den unterschiedlichen 

Planungsebenen teilweise erheblich. Eine nationale SUP muss aber nicht automatisch weniger 

detailliert sein als eine kommunale SUP. Ausschlaggebend ist der Detaillierungsgrad der jewei-

ligen Planung. Beispielsweise beinhaltet der deutsche Bundesverkehrswegeplan mit Trasses von 

geplanten Verkehrsprojekten bereits relativ detaillierte Aussagen. Ein deutscher Regionalplan 

beinhaltet dagegen teilweise nur textliche Zielaussagen zu geplanten verkehrlichen Entwicklun-

gen, oder übernimmt die verkehrlichen Planungen nachrichtlich aus anderen Planungen. 
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Bezogen auf den jeweiligen Plan oder das Programm sind der erforderliche Umfang und die 

angemessene Tiefe der Untersuchungen für die SUP festzulegen. Es besteht Konsens unter den 

Interviewten aller Länder und Kantone, dass dieser als Scoping bezeichnete Prozess von zentra-

ler Bedeutung für den Erfolg einer SUP ist.  

In der Praxis erarbeiten häufig externe Gutachter, im Auftrag der für den Plan zuständigen 

Behörde, einen Vorschlag für den festzulegenden Untersuchungsrahmen (‚Scoping-Papier‘). Zu 

diesem Vorschlag findet eine Beteiligung der Behörden statt. Die Entscheidung über den Unter-

suchungsrahmen, u.a. darüber welche Umweltbereiche in welcher Tiefe behandelt werden, trifft 

die für die Aufstellung des Plans zuständige Behörde, in Abstimmung mit den Umweltfachbe-

hörden und ggf. weiterer Behörden. In Frankreich kann z.B. die Umweltbehörde eine Stellung-

nahme zum Scoping abgeben (‚avis de cadrage préalable‘); sie muss aber nicht, dies wird der 

Gesuchsteller überlassen. Je nach Plan können auch mehrere Behörden zuständig sein (bspw. im 

Fall bestimmter SUP-pflichtiger wasserwirtschaftlichen Planungen für ganze Flussgebietseinhei-

ten). Bei der Entscheidung sind die Ergebnisse der durchgeführten Konsultationen zu berück-

sichtigen. 

b. Fallbeispiele 

Über die im Scoping festzulegende Prüftiefe ist in Abhängigkeit der Festlegungen des Plans zu 

entscheiden. Am Beispiel des Schutzguts Boden wird anhand exemplarischer Pläne und Pro-

gramme erläutert, wie sich der Detaillierungsgrad der Untersuchung auf unterschiedlichen Ebe-

nen darstellen kann (siehe Tabelle 7).  

 

DETAILLIERUNGSGRAD DER UNTERSUCHUNG AUF VERSCHIEDENEN EBENEN 

 
Prüfkriterien für das Schutzgut Boden (exemplarisch) 

NATIONALE EBENE 

Bundesverkehrswegeplan 

(Entwurf) 

- Summe der täglichen Flächeninanspruchnahme durch Bundesver-

kehrswege 

- Flächeninanspruchnahme einzelner Projekte 

BUNDESLAND 

Landesentwicklungsplan 

Sachsen-Anhalt 

- Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfläche 

- Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen 

REGIONALE EBENE 

Regionalplan Düsseldorf  

(Entwurf) 

- Flächeninanspruchnahme von schutzwürdigen Böden 

KOMMUNALE EBENE 

Bebauungsplan 

“Duisburger Freiheit“  

(Entwurf) 

- Schutz des Bodens hinsichtlich Naturhaushaltsfunktionen  

- Ausgleichsmedium für stoffliche Einwirkungen  

- Standorte für Rohstofflagerstätten, für land- und forstwirtschaftliche, 

siedlungsbezogene und öffentliche Nutzungen  

- Schutz des Bodens vor schädlichen Bodenveränderungen  

- Förderung der Sanierung schädlicher Bodenveränderungen und 

Altlasten 

Tabelle 7 
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Auf den ersten Blick erscheinen die Prüfkriterien auf allen Ebenen ähnlich. Beim genauen Hin-

sehen wird jedoch klar, dass auf den höheren Ebenen umfassende, bundesweit verfügbare 

Schlüsselindikatoren gewählt wurden. Für die abstrakten, höheren Planungsebenen ist es erfor-

derlich solche Schlüsselindikatoren zu wählen, über die viele Wirkungen auf das Schutzgut ab-

gedeckt werden können und deren Ermittlung datentechnisch durchführbar ist. Über die „Flä-

cheninanspruchnahme“ können – teilweise indirekte – Auswirkungen  auf die meisten Boden-

funktionen, einschliesslich der natürlichen Bodenfunktionen, erfasst werden. In der Regel sind 

diese Informationen auch für einen grösseren räumlichen Kontext, d.h. auf nationaler Ebene 

oder auf Ebene des Landes, aus statistischen Daten, verfügbar. Bei dem hier gezeigten Beispiel 

auf nationaler Ebene, beim Bundesverkehrswegeplan, zielt das Kriterium „Flächeninanspruch-

nahme“ neben einer Ermittlung der Inanspruchnahme für einzelne Projekte sogar auf eine Ge-

samtsumme der Flächeninanspruchnahme durch alle Bundesverkehrswege. 

Auf der kommunalen Ebene finden sich einerseits deutlich mehr und anderseits spezifische-

re Kriterien für das Schutzgut Boden. Hier wird auf die unterschiedlichen Funktionen des Bo-

dens abgestellt (Naturhaushaltsfunktionen, Ausgleichsmedium) und auch auf andere Nutzungen 

(Rohstofflagerstätten, Land- und Forstwirtschaft, Siedlungen)  sowie auf die Sanierung von 

Altlasten. Die Ermittlung dieser konkreten Auswirkungen ist bei der Kenntnis über Bestand und 

Planung und den verfügbaren Daten auf der kommunalen Ebene angebracht.  

Auf der mittleren Ebene der Regionalplanung wird mit dem Kriterium „Flächeninanspruch-

nahme von schutzwürdigen Böden“ die Kombination aus dem Schlüsselindikator „Flächeninan-

spruchnahme“ mit einer Qualifizierung der Art der Flächeninanspruchnahme auf „schutzwürdi-

ge Böden“ gewählt. Dies entspricht dem mittleren Detailierungsgrad der regionalen Ebene.  

Passend zu dieser Erläuterung ist auch die Herangehensweise im aktuellen Scoping-

Dokument zum Bedarfsplan für den Ausbau der Stromnetze (BNetzA 2014). Darin wird unter 

anderem auf wesentliche, in früheren Konsultationen geforderte, aber in dieser SUP nicht be-

trachtete Aspekte eingegangen. Bezüglich des Schutzguts Boden finden sich darin folgende 

Aussagen: 

Schutzwürdige Böden 

In einigen Bundesländern sind besonders schutzwürdige Böden definiert. Es handelt sich dabei 

um Böden mit besonderen Standorteigenschaften oder Böden mit hoher natürlicher Fruchtbar-

keit sowie Böden mit hoher Archivfunktion (wie z.B. Böden mit kultur- oder naturgeschichtlicher 

Bedeutung) oder generell naturnahe Böden mit geringer anthropogener Überformung. Auf der 

Ebene der Bedarfsplanung können solche Böden nicht berücksichtigt werden, da hierzu bundes-

einheitliche Daten fehlen. Auf den nachfolgenden Planungsebenen wird das Schutzgut Boden in 

einem grösseren Untersuchungsmassstab und mit einer grösseren Detailschärfe untersucht. So 
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können dann beispielsweise bestimmte Bodentypen, besonders schutzwürdige Böden oder solche 

mit besonderer Bedeutung hinsichtlich Naturnähe, Seltenheit oder Empfindlichkeit genauer 

untersucht werden. 

 

c. Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren, Folgerungen 

Den angemessenen Detailierungsgrad der Untersuchung zu finden ist die wesentliche Aufgabe 

des Scoping. Für eine erfolgreiche Durchführung der SUP ist es wichtig sich von Beginn an zu 

überlegen, was der Gegenstand der jeweiligen Planung ist und welche Auswirkungen auf der 

entsprechenden Planungsebene/ Stufe der Planung relevant sind. Für die Ermittlung dieser mög-

lichen Auswirkungen gilt es für jedes relevante Schutzgut passgenaue Kriterien auf der jeweili-

gen Stufe zu identifizieren. Für das Instrument der SUP ist es dabei von grosser Bedeutung auch 

die Datenverfügbarkeit für die Ermittlung der Kriterien sicher zu stellen, denn in der Regel wer-

den für eine SUP – zumindest auf den höheren Ebenen – keine eigenen Daten erfasst. Ein theo-

retisch angebrachtes Ziel- und Kriterienset, für dessen Ermittlung die Daten fehlen, läuft ins 

Leere. Für diese Aufgabe sollte im Zuge von Konsultationen das Knowhow der Umweltfachbe-

hörden sowie weiterer Sachverständiger und ggf. auch von Umweltverbänden genutzt werden. 

 

 

5.5. ALTERNATIVENPRÜFUNG 

a. Erkenntnisse aus Ländervergleich 

Die Prüfung verschiedener Alternativen wird in allen untersuchten Ländern und Kantonen als 

wichtiger Bestandteil der SUP betrachtet. Insbesondere für die Bewertung ist die Frage des Ver-

gleichs verschiedener Alternativen oder Varianten zentral. Als besonders wichtig erachtet wird 

unter anderem die Dokumentation der Alternativendiskussion und –prüfung. Obwohl der Alter-

nativenprüfung grundsätzlich in allen Ländern und Kantonen ein hohes Gewicht beigemessen 

wird, fehlt sie in vielen SUP-Berichten oder ist nur am Rande erwähnt (v.a. im deutschsprachi-

gen Raum). In den Kantonen Genf und Waadt hat die Alternativenprüfung einen sehr wichtigen 

Stellenwert und wird auch explizit dokumentiert. 

Generell lässt sich die Alternativenprüfung vor allem bei raumkonkreten Plänen gut anwen-

den, während sie bei abstrakteren SUPs schwieriger umzusetzen ist und entsprechend seltener 

durchgeführt wird.  

 



 |71 

INFRAS | 29. August 2014 | Themenvertiefungen und Fallbeispiele 

ÜBERSICHT ALTERNATIVENPRÜFUNG 

Land / Kanton Umgang mit Alternativenprüfung 

Deutschland › Eine nachvollziehbare Alternativenprüfung gilt als Kern der SUP. Allerdings gibt 

es im konkreten Anwendungsfall noch Mängel. Die Alternativenprüfung wird 

noch zu wenig durchgeführt und es gibt wenig konkrete Beispiele dafür. 

› Für raumkonkrete Planungen funktioniert die Alternativenprüfung grundsätzlich 

gut, z.B. für den Vergleich verschiedener Standorte oder Projektvorschläge. 

› Schwierig ist die Alternativenprüfung insbesondere für eher abstrakte SUP, 

wenn es um Systemalternativen geht. Oft sind solche Systemalternativen 

schwierig zu ermitteln oder aber es fehlt die Bereitschaft, echte Systemalterna-

tiven zu prüfen (z.B. Stromeffizienz anstelle neuer Grosskraftwerke), z.B. auf-

grund der politischen Vorgaben oder der Zuständigkeit der Planungsbehörden. 

Österreich › Die Alternativenprüfung wird in Österreich oft nicht explizit durchgeführt und 

dokumentiert, sondern erfolgt implizit im Rahmen des Planungsprozesses. 

› Grundsätzlich geht es nicht nur um die Prüfung von Standort- oder Trassenal-

ternativen, sondern auch um Systemalternativen. Letzteres wird faktisch aber 

selten explizit gemacht. 

› Auch in Österreich wird erwähnt, dass ein Problem bei der Wahl von Alternati-

ven in den limitierten Zuständigkeiten und dem eingeschränkten Geltungsbe-

reich der einzelnen Pläne liegt. 

Frankreich › Gemäss Interviews hat der Vergleich verschiedener Alternativen einen wichti-

gen Stellenwert. 

› Der Vergleich und die Prüfung verschiedener Alternativen erfolgt nicht nur bei 

raumkonkreten Beispielen, sondern auch in der Form von Szenariovergleichen 

bei unterschiedlichen Planungsvarianten bzw. Massnahmenpaketen von Pro-

grammen und Plänen. 

Kanton Genf › Im Kanton Genf ist die Prüfung verschiedener Alternativen ein expliziter und 

wichtiger Bestandteil der SUP. 

› Die Alternativenprüfung wird als wichtige Grundlage für den Entscheidungspro-

zess betrachtet. Besonders wichtig ist dabei die Dokumentation des Alterna-

tivenvergleichs und des Abwägungsprozesses. 

Kanton Waadt › Gemäss Angaben der Interviewten wird der Prüfung verschiedener Alternativen 

oder Varianten ein hohes Gewicht beigemessen. Dies zeigt sich auch an kon-

kreten Beispielen von SUP (z.B. Projekt Métamorphose, siehe unten). Aller-

dings hat die Alternativenprüfung nicht bei jeder SUP das gleich grosse Ge-

wicht. Wichtig ist sie vor allem bei raumkonkreten Planungen. 

Tabelle 8  

b. Fallbeispiele 

Konkrete Beispiele für Alternativenprüfungen gibt es vor allem aus den Kantonen Waadt und 

Genf sowie aus Frankreich. In Deutschland und Österreich dagegen sind gute Beispiele rarer. Im 

Folgenden sind einige konkrete Beispiele dargestellt: 

› Projekt Métamorphose, Lausanne: Im Rahmen des Projekts Métamorphose, das die Entwick-

lung und Umgestaltung eines Quartiers in der Stadt Lausanne beinhaltet (Quartierentwick-

lungsplan), werden explizit verschiedene Entwicklungsvarianten verglichen. Dabei werden 

nebst dem aktuellen Zustand (Ist-Zustand) vier verschiedene Alternativen definiert, wie sich 

das untersuchte Quartier entwickeln könnte. Anschliessend werden die Umweltwirkungen für 
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diese vier Varianten ermittelt und mit dem Ist-Zustand verglichen. Für folgende Umwelteffek-

te wird eine quantitative Untersuchung der Wirkung vorgenommen: Flächen-/Bodenverbrauch, 

Versiegelung bzw. Wasserdurchlässigkeit des Bodens, Energieverbrauch und Energieproduk-

tion, Parkplatzbedarf. Die Figur 8 zeigt beispielhaft den Parkplatzbedarf im geplanten Quartier 

für die vier Planungsvarianten sowie den heutigen Zustand. 

 

PARKPLATZBEDARF VERSCHIEDENER PLANUNGSVARIANTEN  

SUP PROJEKT MÉTAMORPHOSE (KANTON WAADT) 

Anzahl Parkplätze 

 

Figur 8  Quelle: de Heer, Ecoscan 2008. 

› Plan de Déplacements Urbains (PDU) Annemasse (Frankreich): Im Rahmen des städtischen 

Verkehrsplans der Region Annemasse werden drei verschiedene Entwicklungsszenarien defi-

niert (für den Zeitpunkt 2020) und mit dem Ausgangszustand (2007) verglichen. Die Szenarien 

unterscheiden sich in Bezug auf Verkehrsinfrastruktur und -angebot. Anschliessend werden für 

diese drei Szenarien sowie den Ausgangszustand alle wichtigen Umweltwirkungen (Luftschad-

stoffemissionen, Treibhausgasemissionen, Energieverbrauch, Lärm, Flächenverbrauch etc.) 

berechnet oder zumindest qualitativ beschrieben. 

› Plan de prévention et de gestion des déchets non dangereux du Rhône (Frankreich): Im Rah-

men der SUP für den Abfallmanagementplan des französischen Départments Rhône wurden 

die wichtigsten Umweltauswirkungen ebenfalls anhand zwei verschiedener Szenarien ermit-

telt. Die beiden Szenarien „Autonomie du territoire“ und „Ouverture“ unterscheiden sich in 
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Bezug auf die Frage, ob alle Abfälle innerhalb des Perimeters des Dépt. Rhône entsorgt und 

behandelt werden oder ob die Aufarbeitung auch in angrenzenden Gebieten erfolgen kann. Für 

beide Szenarien wurden die wichtigsten Umweltfolgen wie Wasserverbrauch, Treibhaus-

gasemissionen und Partikelemissionen (siehe Figur 9) berechnet und weitere Umweltfolgen 

qualitativ abgeschätzt (Primärenergieverbrauch, Säurebildungspotenzial). Auf Basis dieser  

Wirkungsabschätzung wurde schliesslich ein Szenario für den Plan ausgewählt. 

PARTIKELEMISSIONEN VON 2 ENTWICKLUNGSSZENARIEN 

SUP ABFALLMANAGEMENTPLAN DÉPARTEMENT RHÔNE (F) 

Partikelemissionen in kg PM 

 

Figur 9  Quelle: Département du Rhône (2013). 

› Netzentwicklungsplan und Entwurf zum Bundesbedarfsplan (Deutschland): Die Planung des 

Stromnetzausbaus auf Höchstspannungsebene sieht auf der Ebene der Bedarfsplanung die Er-

arbeitung eines Szenariorahmens, eines Netzentwicklungsplans (NEP) und eines Bundesbe-

darfsplans vor. Der Szenariorahmen beschreibt drei Szenarien, die das Spektrum wahrscheinli-

cher Entwicklungen im Rahmen der mittel- und langfristigen energiepolitischen Ziele der 

Bundesregierung für die nächsten zehn Jahre umfassen. Der Szenariorahmen ist keine SUP-

pflichtige Planung, sondern die Darstellung der wahrscheinlichsten Entwicklung. Aufbauend 

auf den drei Szenarien soll der NEP Netzausbauvorhaben bzw. -massnahmen definieren, die 

für die bedarfsgerechte Optimierung, Verstärkung und den Ausbau des Netzes zur Gewährleis-

tung eines sicheren und zuverlässigen Netzbetriebs erforderlich sind. Damit wird der konkrete 

Netzausbaubedarf definiert, der dann für das Leitszenario in den Bundesbedarfsplan mündet. 

Zur Vorbereitung des Bundesbedarfsplans (BBP), der mindestens alle drei Jahre erstellt wird, 

muss die Bundesnetzagentur regelmässig frühzeitig während des Verfahrens zur Erstellung des 
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Netzentwicklungsplans einen Umweltbericht erstellen. Hinsichtlich der Umweltfolgenabschät-

zungen im Rahmen der SUP sind NEP und BBP aufgrund der sich im Wesentlichen deckenden 

materiellen Inhalte gemeinsam zu denken. Dabei gilt es, die Umweltauswirkungen der aus dem 

Szenariorahmen abgeleiteten Vorhaben und Massnahmen in ihrem Zusammenwirken zu prog-

nostizieren und zu bewerten. Dabei sind auch in Betracht kommende Alternativen zu prüfen. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung werden die voraussichtlich erheblichen Umweltauswir-

kungen des Netzentwicklungsbedarfs zu den drei Szenarien geprüft und die jeweiligen Bewer-

tungsergebnisse miteinander verglichen. Dabei erfolgt die Prüfung auf Grundlage konkreter, 

räumlicher Netzausbaumassnahmen. Bis dato werden keine alternativen Netzentwicklungsplä-

ne (Gesamtpläne) zur Umsetzung des Leitszenarios entwickelt, so dass es nicht möglich ist, 

alternative Netzentwicklungspläne auf ihre Umweltfolgen hin miteinander zu vergleichen und 

zu prüfen. 

c. Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren, Folgerungen 

Die Alternativenprüfung ist ein zentrales Element der SUP. In der Praxis wird die Alternativen-

prüfung allerdings längst nicht immer systematisch durchgeführt und dokumentiert. Es dürfte 

deshalb wichtig sein, hierzu in einem allgemeinen SUP-Leitfaden gewisse Vorgaben zu machen.  

Die Alternativenprüfung ist vor allem für raumkonkrete Pläne gut geeignet und sollte dort 

systematisch durchgeführt werden. Bei abstrakteren SUP ist die Alternativenprüfung schwieri-

ger umzusetzen, da es sich primär um den Vergleich verschiedener Systemalternativen handelt. 

Auch in diesen Fällen sollte jedoch eine Form der Alternativenprüfung durchgeführt werden. 

Allerdings kommt bei der Frage nach Systemalternativen oft erschwerend dazu, dass die Zu-

ständigkeiten begrenzt sind oder die politische Bereitschaft dazu fehlt.  

Eine Alternativenprüfung kann nebst verschiedenen Standorten, Trassenführungen, Projek-

ten oder Massnahmen auch mit Hilfe umfassender Szenarien durchgeführt werden. In diesem 

Fall werden die Szenarien möglichst genau beschrieben und soweit wie möglich quantifiziert, 

damit ein Vergleich möglich ist. 

Ein entscheidender Faktor bei der Alternativenprüfung ist die gute und nachvollziehbare 

Dokumentation des Alternativenvergleichs und des Abwägungsprozesses. 

 

 

5.6. BETEILIGUNGSVERFAHREN, MITWIRKUNG 

a. Erkenntnisse aus Ländervergleich 

Die Beteiligung Dritter am Verfahren ist ein wichtiges Kernelement der SUP, um eine richtige 

und gute Entscheidungsfindung zu gewährleisten. Die SUP auf EU-Ebene kennt die Öffentlich-
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keits- und die Behördenbeteiligung. Bei entsprechender räumlicher Ausdehnung möglicher 

Auswirkungen ist auch eine grenzüberschreitende Beteiligung vorgesehen.  

Art. 6 SUP-RL sieht eine einmalige Beteiligung der Öffentlichkeit im Verfahren vor. Ge-

genstand der Beteiligung ist der Entwurf des Plans oder Programms sowie der Umweltbericht. 

Die Beteiligung muss zeitlich vor der Annahme des Plans oder Programms oder seiner Einbrin-

gung in das Gesetzgebungsverfahren stattfinden. Die Öffentlichkeit soll innerhalb einer ausrei-

chend bemessenen Frist frühzeitig und effektiv Gelegenheit bekommen, zum Entwurf des Plans 

oder Programms sowie zum begleitenden Umweltbericht Stellung zu nehmen. 

Für die Behörden findet gemäss Art. 5 Abs. 4 und Art. 6 SUP-RL praktisch eine zweifache 

Beteiligung statt. Die erste Stufe ist das Scoping, die zweite Stufe findet analog zur Beteiligung 

der Öffentlichkeit auf der Basis des Entwurfes des Plans oder Programms sowie des Umweltbe-

richtes statt.  

Sowohl in Deutschland als auch in Österreich und Frankreich sind die Mindestanforderun-

gen aus der SUP-RL mehr oder weniger 1:1 umgesetzt. Gesetzlich vorgeschrieben ist in diesen 

Ländern in der Regel eine einstufige schriftliche Öffentlichkeitsbeteiligung. Nach dem deut-

schen UVPG werden die Unterlagen für die Dauer von mindestens einem Monat öffentlich aus-

gelegt. Die betroffene Öffentlichkeit kann sich dazu innerhalb einer angemessenen Frist von 

mindestens einem Monat schriftlich äussern. In den Kantonen Genf und Waadt gibt es für die 

SUP-relevanten Planungsprozesse (v.a. im Bereich Raumplanung) etablierte Verfahren zur Öf-

fentlichkeitsbeteiligung, die bereits vor der Einführung der SUP institutionalisiert waren. 

Eine Besonderheit im deutschen Recht ist die aus der UVP auf die SUP übertragene Rege-

lung, dass bei Änderungen des Plans oder Programms im Laufe des Verfahrens eine erneute 

Beteiligung der Öffentlichkeit durchzuführen ist, wenn „zusätzliche oder andere erhebliche 

Umweltauswirkungen“ zu besorgen sind (§ 14i Abs. 1 i.V.m § 9 Abs. 1 UVPG). Diese Regelung 

bietet der Öffentlichkeit einerseits die Gewähr, dass erhebliche nachträgliche Änderungen nicht 

ohne Beteiligung durchgeführt werden. Andererseits birgt diese Regelung die Gefahr, dass das 

Gebot der Frühzeitigkeit nicht optimal verwirklicht wird, denn die zuständigen Behörden ver-

folgen häufig das Ziel, eine erneute Beteiligungsrunde zu vermeiden. Die formelle Beteiligung 

wird daher erst dann durchgeführt, wenn die Planung einen konsolidierten Stand erreicht hat. 

Die Bereitschaft zu diesem Zeitpunkt, auf Anregung der Öffentlichkeit oder der beteiligten Be-

hörden einzugehen und den Plan oder das Programm zu verändern, ist in der Regel gering. So-

mit stellt sich die Frage, ob nicht eine frühzeitigere Beteiligung in der Konzeptphase des Plans 

oder Programms einen höheren praktischen Nutzen hätte.  

Die befragten SUP-Experten in Deutschland und in Österreich halten eine einstufige Öffent-

lichkeitsbeteiligung allerdings überwiegend für angemessen und ausreichend. Es wurde darauf 
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hingewiesen, dass sich die Mehrstufigkeit der Beteiligung aus der Kombination mit der projekt-

bezogenen UVP ergebe. Die praktische Erfahrung lehre, dass erst bei einem hinreichenden Kon-

kretisierungsgrad der Planung – möglichst mit konkretem Flächenbezug – eine effektive Öffent-

lichkeitsbeteiligung möglich sei. Auch sei die Öffentlichkeit häufig überfordert bei zu vielen 

Beteiligungsrunden.  

Auf den abstrakteren regionalen oder landesweiten Planungsebenen stellt sich die Problema-

tik der sachlichen Überforderung der Bevölkerung und der mangelnden Erkennbarkeit konkreter 

Betroffenheiten durch die Planung umso stärker. Damit in Verbindung steht das häufig als „Be-

teiligungsparadoxon“ bezeichnete Problem: Trotz einer grundsätzlich grösseren Chance, den 

Plan oder das Programm aktiv zu beeinflussen, ist die Bereitschaft zur Beteiligung bei der Öf-

fentlichkeit auf vorgelagerten Ebenen relativ schwach ausgeprägt.  

In Deutschland wird derzeit im Lichte von Bürgerprotesten bei verschiedenen Grossinfra-

strukturvorhaben – Stuttgart 21, Fehmarnbeltquerung, Oberrheintalbahn – eine sehr intensive 

Diskussion über neue Formen der Bürgerbeteiligung bei der Planung von Infrastrukturvorhaben 

geführt. Im Fokus steht insbesondere das Ziel einer frühzeitigeren und offeneren Bürgerbeteili-

gung bis hin zu Forderungen einer grundsätzlich neuen Planungskultur. Entsprechende Vor-

schläge für innovative Formen der Bürgerbeteiligung sind in zahlreichen Leitfäden dokumen-

tiert.4 Die Diskussion hat zudem zu einer neuen gesetzlichen Regelung im deutschen Verwal-

tungsverfahrensgesetz geführt. Dort ist nun neben der formellen Beteiligung im Genehmigungs-

verfahren vorgesehen, dass die für die Genehmigung zuständige Behörde darauf hinwirkt, dass 

Vorhabensträger grösserer Vorhaben eine ergänzende frühzeitige Bürgerbeteiligung durchfüh-

ren. Auch in Österreich existieren Leitfäden, die über formelle Konsultationsverfahren hinaus-

gehende Bürgerbeteiligungen empfehlen.5  

b. Fallbeispiele 

Gute Beispiele für individuelle Beteiligungsprozesse mit Kooperationsansätzen finden sich vor 

allem auf kommunaler Ebene, wo die Bürger unmittelbar ihre Betroffenheit spüren – z.B. bei 

Lokale Agenda 21-Prozessen, im Rahmen von Dorferneuerungsplanungen. Aus diesen Prozes-

sen sind zahlreiche innovative Methoden zur Öffentlichkeitsbeteiligung bekannt, die sich auch 

im Rahmen der SUP anwenden liessen. Neben den eher klassischen Instrumenten, wie dem 

 

 
4  Z.B. Bundesministerium für Verkehr, Bauwesen und Städtebau Deutschland 2013: Handbuch für eine gute Bür-

gerbeteiligung; Verein Deutscher Ingenieure 2013: Richtlinienentwurf VDI 7000 „Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung 

bei Industrie - und Infrastrukturprojekten“; Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver-

braucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen (2013): Handreichungen zur Öffentlichkeitsbeteiligung im Um-

weltbereich; Staatsministerium des Landes Baden-Württemberg 2013: Leitfaden für eine neue Planungskultur. 
5  Siehe v.a. Bundeskanzleramt Österreich und Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft (Lebensministerium) Österreich 2009: Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung. Empfehlungen für 

die gute Praxis. 
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(schriftlichen) Stellungnahmeverfahren empfehlen sich zunehmend web-basierte Ansätze, wie 

die Internetkonsultation oder Internet-Dialogforen und im Einzelfall Methoden, wie Zukunfts-

werkstätten, Bürgergutachten, Runde Tische oder ähnliches. Um derartige Methoden nicht aus-

zuschliessen, empfiehlt sich ein flexibler Regelungsrahmen. 

Ein typisches Praxisbeispiel für einen hochwertigen Beteiligungsprozess ist das Wiener Abfall-

wirtschaftskonzept 2007.6 Bei der SUP zum Wiener Abfallwirtschaftskonzept 2007 wurden die 

verschiedenen Beteiligungsstufen Information, Konsultation und Kooperation sinnvoll mitei-

nander kombiniert. Die hauptbetroffenen Akteure der Stadt Wien, Umweltgruppen und externe 

Experten wurden in einem SUP-Team kooperativ beteiligt. Sie erarbeiteten gemeinsam während 

eines 1-jährigen Prozesses den Entwurf des Wiener Abfallwirtschaftskonzeptes 2007 und den 

Umweltbericht dazu. Somit wurde die SUP unmittelbar in den Planaufstellungsprozess inte-

griert. Darüber hinaus wurden die Fachöffentlichkeit und weitere interessierte Interessengruppen 

in einem Feedback-Workshop zu Zwischenergebnissen des SUP-Prozesses konsultiert. Danach 

konnten die breite Öffentlichkeit, die Feedback-Gruppe und der Rat der Sachverständigen für 

Umweltfragen zum Entwurf des Wiener Abfallwirtschaftskonzeptes 2007 und zum Umweltbe-

richt Stellung nehmen. Dazu wurden die Entwürfe acht Wochen lang öffentlich ausgelegt und 

im Internet zum Downloaden angeboten. Nachdem die Wiener Landesregierung das Wiener 

Abfallwirtschaftskonzept 2007 beschlossen hatte, wurden das SUP-Team, die Feedback-Gruppe 

und die breite Öffentlichkeit via Internet und per öffentlicher Auslegung über den Beschluss 

informiert. 

Auf übergeordneten Ebenen wie etwa dem bundesweiten Netzentwicklungsplan oder dem 

Bundesverkehrswegeplan in Deutschland liegt der Schwerpunkt frühzeitiger Beteiligungen auf 

web-basierten Beteiligungsformen, die ggf. mit Regionalkonferenzen in Form von Konsulta-

tions- oder Informationsveranstaltungen verbunden werden. Veranstaltungen auf dieser sehr 

grossräumigen Ebene haben aber gemessen an dem Kreis der betroffenen Bevölkerung in der 

Regel nur eine eher geringe Teilnehmerzahl. Dies liegt möglicherweise auch an der nicht hinrei-

chenden Mobilisierung der Bevölkerung. Bei der frühzeitigen Beteiligung im Rahmen der Netz-

entwicklungsplanung für Stromleitungen gab es bislang eher ein geringes Interesse. Allerdings 

gab es bei der späteren Beteiligung nach Vorliegen eines vollständigen Umweltberichtsentwur-

fes zum Netzentwicklungsplan insg. 7.500 Einwendungen. Nicht zuletzt aufgrund dieser späte-

ren, umfangreichen Beteiligung wird die frühzeitige Information und Beteiligung gleichwohl als 

sinnvoll eingeschätzt.  

 

 
6  Siehe Fussnote 5. 
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c. Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren, Folgerungen 

Der Erfolg von Beteiligungsprozessen hängt  letztlich von Faktoren ab, die sich nicht unbedingt 

gesetzlich und formell regeln lassen. Entscheidend sind Aufrichtigkeit, Vertrauen und eine posi-

tive Einstellung der handelnden Personen und Institutionen, ein fairer Informationszugang für 

die Beteiligten, Transparenz im Verfahren, Frühzeitigkeit und Kontinuität und Ergebnisoffenheit 

der Beteiligung sowie eine ehrliche Benennung der tatsächlich vorhandenen Entscheidungsspiel-

räume und der Grenzen für kooperative Beteiligungsformen. Folgende Folgerungen lassen sich 

ableiten:  

› Die Behörden werden zweimal beteiligt. Die erste Stufe ist das Scoping, die zweite Stufe fin-

det auf der Basis des Entwurfes des Plans oder Programms sowie des Umweltberichtes statt. 

› Eine angemessene Bürgerbeteiligung in Planungsverfahren lässt sich nicht auf SUP-Belange 

beschränken. Daher ist es sinnvoll das Planungsverfahren selbst mit entsprechenden Beteili-

gungsregeln auszustatten und diese nicht auf die SUP zu beschränken.  

› Für die SUP hat die bisherige Praxis gezeigt, dass eine allzu enge Einschränkung der zu betei-

ligenden Öffentlichkeit auf einen bestimmten Kreis, z.B. die konkret betroffene Öffentlichkeit, 

nicht empfehlenswert ist.  

› Geteilt sind die Meinungen, inwieweit für Pläne oder Programme, die in der öffentlichen Dis-

kussion stehen und/oder eine besondere Konfliktträchtigkeit aufweisen, frühzeitige und mehr-

stufige Beteiligungsprozesse mit individuellen Beteiligungsangeboten durchzuführen sind. Das 

Land Baden-Württemberg schlägt in diesem Zusammenhang ein Beteiligungs-Scoping vor. 

Die Idee sieht vor, im Vorfeld des Planungsverfahrens nicht nur über die Inhalte des Umwelt-

prüfverfahrens, sondern auch über die Beteiligungsschritte zu beraten. Aber auch innovative 

Beteiligungsansätze sind keine Garantie für die Akzeptanz einer konfliktträchtigen Planung. 

› Für die grenzüberschreitende Beteiligung gilt der Grundsatz, dass die Öffentlichkeit und die 

Behörden des möglicherweise betroffenen Staates vergleichbare Beteiligungsrechte wahrneh-

men können sollen wie in dem Ursprungsstaat. Wenn grenzüberschreitende Beteiligungsver-

fahren zwischen zwei Ländern häufiger auftreten, kann es zweckmässig sein, bilaterale Ver-

einbarungen mit konkreten Regeln der Beteiligung zu treffen. Derartige Regelungen existieren 

bspw. zwischen Deutschland und Polen oder Deutschland und den Niederlanden für die UVP. 

› Es ist sinnvoll, auch neue Arten von Öffentlichkeitsbeteiligung zu nutzen (Social-Media, In-

ternet etc.). 
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5.7. PROZESSWIRKUNG, ENTLASTUNG UVP 

a. Erkenntnisse aus Ländervergleich 

Die Prozesswirkung der SUP im Allgemeinen sowie die Entlastung der UVP als spezielle Form 

der Prozesswirkung werden in der Folge separat betrachtet. 

Prozesswirkungen: 

Die positive Wirkung auf die bestehenden Planungsprozesse wird in allen Ländern und Kanto-

nen als einer der grössten Nutzen der SUP betrachtet. Die SUP hilft, bestehende Planungspro-

zesse zu unterstützen und vereinheitlichen. Dies verbessert die Rechtssicherheit und hilft dabei, 

die wichtigen Aspekte nicht zu vergessen, sondern frühzeitig in der Planung zu berücksichtigen. 

In Deutschland hat die SUP bei einer Reihe von Plänen zu einer Verbesserung der Qualität der 

Öffentlichkeitsbeteiligung geführt. Zudem zeigen sich auch weitere positive Prozesswirkungen 

der SUP, insbesondere die Verbesserung der Dokumentation sowie des Scopingprozesses (siehe 

auch Kap. 5.4). Auch in Frankreich wird die positive Prozesswirkung betont. Ein besonderer 

Pluspunkt der SUP liegt darin, dass die Planungsverantwortlichen sich nicht nur auf ihr Fachge-

biet konzentrieren können, sondern den Blick auch für die weiteren Folgen ihrer Planung öffnen 

müssen. Schliesslich verbessert die SUP die Kohärenz verschiedener umweltpolitischer Strate-

gien. 

In den Kantonen Genf und Waadt wird die intensivere und verbesserte Kooperation zwi-

schen verschiedenen Ämtern (horizontal) als grosser Prozessnutzen der SUP betrachtet. Insbe-

sondere die Raumplanungs- und Umweltbehörden arbeiten dank der SUP frühzeitig und partner-

schaftlich zusammen, was für den gesamten Planungsprozess sehr hilfreich ist. Dank dem früh-

zeitigen Einbezug der Umweltfachleute wird verhindert, dass diese ihre kritischen Einwände erst 

am Ende des Prozesses machen können, was den Prozess insgesamt vereinfacht. Die Festlegung 

von umweltbezogenen Rahmenbedingungen im Rahmen der SUP sind wertvolle Leitlinien für 

die nachgelagerten Prozessschritte. Durch die SUP hat sich darüber hinaus auch die vertikale 

Kooperation zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen (Kantone, Gemeinden/Städte) 

verbessert. 

Entlastung anderer Verfahren: 

Die grundsätzlich beabsichtigte Entlastung der nachgelagerten Verfahren (insbesondere der 

UVP) wird gemäss den Erfahrungen der Länder und Kantone nur beschränkt erreicht. Sowohl in 

Deutschland als auch in Österreich erfolgt die Verlagerung von Prüfinhalten auf die nachfolgen-

de Ebene (auch Abschichtung genannt) nur bedingt. Durch die SUP kann in gewissen Fällen 

eine Entlastung der Voruntersuchung der UVP erreicht werden. Ein Problem besteht allerdings 

darin, dass aufgrund der oft relativ langen zeitlichen Abstände zwischen SUP und UVP viele 
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Daten noch einmal erhoben werden müssen. Dazu kommt, dass die unterschiedlichen Detaillie-

rungstiefen von SUP und UVP es nötig machen, die wichtigsten Umweltwirkungen auf beiden 

Ebenen zu ermitteln. Eine gewisse Entlastung der UVP liegt darin begründet, dass übergeordne-

te Entscheidungen mit SUP besser abgestützt sind und auch für die UVP Gültigkeit haben und 

somit nicht noch einmal hinterfragt werden müssen. 

In Frankreich sind die Erfahrungen ebenfalls noch gemischt. Insgesamt kann eine spürbare 

Entlastung der UVP durch die SUP bisher nicht nachgewiesen werden. In den Kantonen Genf 

und Waadt dagegen wird eine gewisse Entlastung des UVP-Prozesses festgestellt, wenn die SUP 

korrekt und gut durchgeführt wird. Die Entlastung liegt insbesondere darin, dass die wichtigsten 

Umweltthemen bereits im Rahmen der SUP bearbeitet und (teilweise) gelöst worden sind. Zu-

dem können dank der SUP potenzielle Blockaden bereits auf übergeordneter Ebene gelöst wer-

den.  

Eine Beschleunigung anderer Verfahren, insbesondere der UVP, findet durch die SUP kaum 

statt. In keinem der untersuchten Länder und Kantone kann ein Zeitgewinn festgestellt werden. 

Eine indirekte zeitliche Wirkung kann dadurch erreicht werden, dass die Akzeptanz von Plänen 

und Programmen dank der SUP erhöht wird und es deshalb zu weniger rechtlichen Verzögerun-

gen (Rekurse) bei der weiteren Planung führt. 

Finanzielle Einsparungen können mit der SUP nicht erreicht werden. Tendenziell ist sogar 

eher mit einem Mehraufwand zu rechnen. 

Die SUP führt aber zu einer erhöhten Akzeptanz der Planung sowie den darin enthaltenen 

UVP-pflichtigen Projekten.  

 

b. Fallbeispiele 

Die positive Prozesswirkung oder eine mögliche Entlastung der nachgelagerten Verfahren 

(UVP) kann anhand konkreter Fallbeispiele nur schwierig illustriert oder sogar nachgewiesen 

werden. Im Folgenden sind einige SUP-Beispiele aufgeführt, bei denen die befragten Personen 

explizit Prozesswirkungen erwähnt hatten. 

› Plan directeur communal (PDC), Lausanne: Die SUP für den kommunalen Richtplan von 

Lausanne war sehr positiv für die interne Koordination innerhalb der städtischen Verwaltung.  

› Projekt Métamorphose, Lausanne: Die SUP hatte einen positiven Einfluss auf den Konsultati-

onsprozess und diesen Teilprozess sogar beschleunigt. 

› Agglomerationsprogramm franco-valdo-genevois (PAFVG): Eine positive Prozesswirkung der 

SUP zeigte sich durch eine intensivere Koordination mit den grenznahen Gemeinden sowie 

Nachbarstädten/-gemeinden (z.B. Nyon). Dadurch konnte ein besser abgestimmtes, kohärente-

res Vorgehen erreicht werden. 
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› Les Vergers (GE), Quartierentwicklungsplan (plan directeur localisé): Zwar hatte auch diese 

SUP positive Prozess- und Umweltwirkungen. Am konkreten Beispiel dieses Quartierentwick-

lungsplan wurde aber auch darauf hingewiesen, dass in diesem Fall keine Entlastung der UVP 

gegeben habe. 

› Bundesverkehrswegeplan, Deutschland: Die SUP hat zu mehr Transparenz und verbesserten 

Konsultationsmechanismen im Planungsprozess beigetragen. Bereits in frühen Planungsphasen 

werden die Umweltwirkungen – und auch weitere Wirkungen – ermittelt und die Ergebnisse in 

den Planungsprozess einbezogen. Durch frühe und kontinuierliche Informationsveranstaltun-

gen wird das Vorgehen besser nachvollziehbar. 

› Regionalplan Westsachen, Deutschland: Die SUP hat eine Objektivierung im Planaufstel-

lungsprozess bewirkt und eine Hinführung zum Prozessgedanken angestossen. Hier liegt auch 

eine grosse Chance für zielgerichtete Planungen einschliesslich Monitoring als gutes Korrek-

tiv. 

› Raumplanung Niederösterreich: Nicht zuletzt angestossen durch die SUP gibt es in Niederös-

terreich Bestrebungen die Untersuchungsgegenstände „Raum“ (aus der Raumplanung) und 

„Umwelt“ (aus der SUP) zu verschmelzen. Damit wäre eine unmittelbare Integration der SUP 

in den Planungsprozess der örtlichen und überörtlichen Raumplanung möglich.  

 

c. Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren, Folgerungen 

Die positive Prozesswirkung der SUP ist zwar schwierig messbar, ist aber einer der wichtigsten 

Nutzen der SUP. Insofern muss diesem Punkt bei der Einführung der SUP besondere Beachtung 

geschenkt werden. Insbesondere die verbesserte Kooperation zwischen den verschiedenen 

Fachämtern (v.a. Raumplanung und Umweltbehörden) sowie auch zwischen den staatlichen 

Ebenen ist ein echter Mehrwert der SUP. Dies ist aber nur dann der Fall, wenn diese Kooperati-

on bei der Einführung der SUP gut aufgegleist und später intensiv gepflegt wird. Dazu müssen 

persönliche Kontakte etabliert und insbesondere handlungsfähige Koordinationsgremien instal-

liert werden. Ansonsten kann sich dieser Pluspunkt in einem Nachteil wenden. Ein weiterer 

wichtiger Prozessnutzen der SUP liegt darin, dass bestehende Planungsprozesse vereinheitlicht 

und transparenter gemacht werden. Dies verbessert auch die Rechtssicherheit bzw. führt zu we-

niger rechtlichen Hürden. Insbesondere bei regelmässig aufzustellenden Plänen unterstützt die  

SUP mit ihren Monitoringmassnahmen den Prozessgedanken von zyklischen Planungen. Im 

Sinne von Lernprozessen kann so Unsicherheiten und Fehlern bei der Planung begegnet werden.  

Die SUP führt allerdings zu keinen finanziellen Einsparungen und kaum zu einem Minder-

aufwand bei Datensammlung. Teilweise wird festgestellt, dass der Gesamtaufwand für den Pla-

nungsprozess nicht grösser wird, ob mit oder ohne SUP, sondern dass der Aufwand von der 
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Qualität des Planungsprozesses abhängt. Zum Teil wird allerdings auch ein Mehraufwand durch 

die Elemente der SUP gesehen.  

Eine Entlastung der UVP durch die SUP wird kontrovers beurteilt. Insgesamt ist aber kaum 

von substanziellen Entlastungen der nachgelagerten Prozesse auszugehen, ausser bei mehrstufi-

gen UVP-Verfahren. Eine Entlastung liegt aber darin, dass die wichtigsten Umweltthemen be-

reits im Rahmen der SUP bearbeitet und (teilweise) gelöst worden sind und potenzielle Blocka-

den bereits auf übergeordneter Ebene gelöst werden. Hinzu kommt, dass mit der SUP die nega-

tiven Umweltauswirkungen von Plänen und deren Vorhaben in der Regel minimiert werden 

(siehe Kap. 5.8), so dass für solche Vorhaben tendenziell weniger Umweltabklärungen notwen-

dig sind. 

 

 

5.8. UMWELTWIRKUNG 

a. Erkenntnisse aus Ländervergleich 

Die positive Umweltwirkung der SUP wird generell als ein wichtiger Nutzen der SUP angese-

hen. Dass die SUP zu einer Vermeidung oder Verminderung von Umweltwirkungen führt, wur-

de insbesondere bei den Interviews in Deutschland, Frankreich sowie dem Kanton Genf betont. 

Es wird allerdings darauf hingewiesen, dass die Art des Planes oder Programms einen wichtigen 

Einfluss auf die potenzielle Umweltwirkung hat. Insbesondere bei Raumplanungen mit konkre-

tem räumlichem Bezug kann die SUP positive Umweltwirkungen haben (z.B. Verminderung 

Bodenverbrauch bzw. Ressourcenverbrauch allgemein). Auch bei sektoriellen Planungen, insbe-

sondere in den Bereichen Verkehr oder auch Energie, ist der potenzielle Nutzen der SUP für die 

Umwelt erheblich. Bei Umweltfachplanungen dagegen (z.B. in den Bereichen Lärm oder Luft), 

die bereits selbst inhärent eine Verminderung der Umweltbelastung beabsichtigen, kann die SUP 

eher wenig zusätzliche Wirkung entfalten. 

Der Hauptnutzen der SUP aus Umweltsicht liegt in der frühzeitigen Berücksichtigung von 

Umweltaspekten und Erkennen der zentralen Konflikte für die Berücksichtigung von Alternati-

ven, für den Einsatz von Steuerungsmassnahmen oder für den Abwägungsprozess. Weil Um-

weltthemen früher entscheidungsrelevant in die Planung einfliessen, kann eine grössere Wir-

kung entfaltet werden als auf der nachfolgenden Ebene (z.B. UVP). Da mit der SUP Umweltas-

pekte auf übergeordneter Ebene in Entscheidungsprozesse (z.B. über verschiedene Varianten) 

einfliessen, erhält die Umwelt im Planungsprozess ein grösseres Gewicht. 

Die positive Umweltwirkung der SUP entsteht insbesondere auch durch das Verfahren, in-

dem sich Umweltfachleute und Fachexperten aus der Raumplanung oder anderen Bereichen 

(z.B. Verkehr) frühzeitig einbringen und austauschen und so eine Sensibilisierung für Umwelt-
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aspekte stattfindet. Je besser und kooperativer dieser Prozess ist, je besser er in den Masterpro-

zess eingegliedert ist, desto höher sind die Chancen, einen positiven Einfluss auf die Umwelt zu 

erreichen. 

 

b. Fallbeispiele 

Welche positive Umweltwirkung konkret auf eine bestimmte SUP zurückzuführen ist, kann im 

Einzelfall schwierig belegt werden. Aus den Interviews gibt es aber doch eine Reihe von Hin-

weisen auf SUP, die zu umweltseitigen Verbesserungen geführt haben: 

› Agglomerationsprogramm franco-valdo-genevois (PAFVG): Die SUP hat gemäss Interviews 

im Kanton Genf einen erheblichen Beitrag zur Minderung des Bodenverbrauchs leisten kön-

nen. Mit Hilfe der SUP konnte erreicht werden, dass schliesslich die Planungsvariante mit we-

niger hohem Bodenverbrauch weiterverfolgt wird. Die entsprechenden Planungseckpunkte gilt 

es nun in den weiteren Umsetzungsschritten zu überwachen. 

› Projekt Métamorphose, Lausanne: Das Projekt Métamorphose beinhaltet die Entwicklung und 

Umgestaltung eines Quartiers in der Stadt Lausanne (Quartierentwicklungsplan). Die Inter-

viewpartner im Kanton Waadt betonen als positiven Beitrag der SUP insbesondere die konkre-

ten Vorgaben und Ziele aus Umweltsicht (so genannte ‘conditions-cadres environnementales’), 

die in der SUP für die weitere Planung formuliert worden sind. Diese seien nun tatsächlich in 

die nachgelagerte Planung – konkret den Ortsrichtplan (‚plan directeur local‘) eingeflossen. 

Die folgende Tabelle 9 zeigt beispielhaft für die zwei Themenbereiche Lärm und Mobilität 

Ziele und Handlungsfelder für die weitere Planung. Konkret weiter verfolgt wurde beispiels-

weise die Empfehlung passive Solarenergie im Rahmen der geplanten Bauten stärker zu nut-

zen. Dieser Aspekt wurde unter anderem als Vorgabe in den Architekturwettbewerb aufge-

nommen. Eine weitere positive Wirkung der SUP aus Umweltsicht liegt zudem im expliziten 

Einbezug von Umweltaspekten in die Variantenentscheide (siehe Figur 10 für das Beispiel 

Flächenverbrauch verschiedener Planungsvarianten). Als positiver Aspekt wird überdies er-

wähnt, dass im Anschluss an die SUP eine Begleitgruppe installiert wurde, welche die Berück-

sichtigung der Umweltaspekte in den weiteren Planungsschritten sicherstellt (Prozesswirkung). 
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Tabelle 9 Projekt Métamorphose: Umweltvorgaben für nachgelagerte Planung (‘conditions-cadres environne-

mentales’), Auszug für die Bereiche Lärm und Mobilität (Ecoscan, de Heer Consulting 2008). 

FLÄCHENVERBRAUCH VERSCHIEDENER PLANUNGSVARIANTEN IM PRO-
JEKT MÉTAMORPHOSE (KANTON WAADT) 

 

Figur 10  Quelle: Ecoscan 2008. 

› Landesentwicklungsplan Sachsen-Anhalt: Die SUP für den Landesentwicklungsplan (LEP) 

Sachsen-Anhalt in Deutschland führte ganz konkret zu einer Anpassung des für die Rohstoff-

gewinnung vorgesehenen Vorranggebiets. Durch die Anpassung der Flächenabgrenzung konn-
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ten mögliche Beeinträchtigungen von europäischen Naturschutzgebieten (Natura 2000 Gebie-

te) vermieden werden (siehe Figur 11). 

 

ANPASSUNG EINES VORRANGGEBIETS FÜR ROHSTOFFGEWINNUNG ALS 
ERGEBNIS DER SUP 

 

Figur 11  Quelle: Landesentwicklungsplan Sachsen-Anhalt (2010). 

c. Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren, Folgerungen 

Folgende Aspekte und Voraussetzungen tragen dazu bei, dass eine SUP eine positive Umwelt-

wirkung nach sich ziehen kann: 

› Wenn die SUP begleitend zu einem Planungsprozess bzw. idealerweise integriert in den Pro-

zess durchgeführt wird, kann die Planung aus Umweltsicht stärker beeinflusst werden, d.h. der 

Umweltbeitrag ist höher. Die positive Umweltwirkung entfaltet die SUP insbesondere über das 

Verfahren. Durch einen guten Planungsprozess, in dem z.B. Umweltfachleute und Raumplaner 

oder andere Fachexperten frühzeitig einen konstruktiven Diskurs pflegen, bekommen die Um-

weltbelange ein grösseres Gewicht. Auf diese Weise wird im Rahmen des SUP-Prozesses in-

tensiver über umweltschonende Planungsvarianten und Vermeidungsansätze diskutiert, was 

tendenziell zu einer Vermeidung bzw. Verminderung der Umweltauswirkungen führt. 

› Raumkonkrete Planungen erlauben tendenziell eine höhere Wirksamkeit der SUP aus Umwelt-

sicht. 



 86| 

INFRAS | 29. August 2014 | Themenvertiefungen und Fallbeispiele 

› In der SUP sollten klare Vorgaben definiert werden, die auch in den nächsten Stufe (z.B. Pro-

jekt-UVP) berücksichtigt werden können. 

 

 

5.9. ZUSAMMENFASSUNG: STÄRKEN UND SCHWÄCHEN 

DER SUP 

Die folgende Tabelle zeigt als Zusammenfassung der vorangegangenen Teilkapitel die wichtigs-

ten Stärken bzw. Erfolgsfaktoren sowie Schwächen bzw. kritischen Faktoren der SUP. Die Ta-

belle dient schliesslich auch als Überleitungen zu den Empfehlungen für die Durchführung und 

Umsetzung der SUP im anschliessenden Kapitel 6. 

 

STÄRKEN / ERFOLGSFAKTOREN VS. SCHWÄCHEN / KRITISCHE FAKTOREN 

Thema, Aspekt Stärken, Erfolgsfaktoren Schwächen, kritische Faktoren 

Gesetzliche  

Verankerung 

› Verankerung sowohl über Um-

weltgesetz als auch Raumpla-

nungsgesetz zweckmässig 

› Gesetzliche Regelungen stellen 

Anwendung sicher 

› Verankerung in einer Vielzahl von 

Gesetzen erschwert Übersicht (sie-

he Österreich) 

› Gesetze sind starr und können 

Kreativität einschränken 

Leitfäden › Geben Orientierung, Hilfestel-

lung; Vereinheitlichung der Pro-

zesse 

› Regelmässige Anpassung nötig: 

→ Aufwand 

› Zu viele Leitfäden können verwirren 

Screening › Listen für SUP-pflichtige Pläne 

bringen Planungssicherheit 

› Formalisiertes Screening sinnvoll 

für bestimmte Pläne 

› Frühzeitige Einbindung von Um-

weltstellen/ Fachbehörden 

› Listen sind unflexibel und können 

zu unnötigen SUPs führen 

› Fallweise Entscheidung öffnet 

Raum für Rechtsstreitigkeiten 

› Neuartige Pläne und Programme 

müssen fallweise geprüft werden 

Scoping,  

Detaillierungsgrad der 

Untersuchung 

› Scoping erlaubt auf den Einzelfall 

angepasstes Vorgehen 

› Umweltziele und angepasste 

Kriteriensets als Massstab 

› Risiko besteht darin, sich in der 

Komplexität der Aufgabe und im 

Detail zu verlieren: kritisch, wenn 

inhaltliche Prüfung nicht fokussiert 

genug erfolgt 

Alternativenprüfung › Alternativenprüfung in frühem 

Planungsstadium als echter 

Mehrwert von SUP 

› SUP erhöht Nachvollziehbarkeit 

von Variantenentscheiden 

› Herausforderung, eine echte Alter-

nativenprüfung durchzuführen und 

nicht nur pro forma 

› Bei abstrakten Themen Prüfung von 

Systemalternativen schwierig 

Beteiligungsverfahren › SUP stellt Beteiligung sicher und 

strukturiert Mitwirkungsprozess 

› Schafft Akzeptanz 

› Beteiligung bedeutet Ressourcen-

aufwand (v.a. Zeit) 

Prozesswirkung › Verbesserte Kooperation der 

Behörden: horizontal & vertikal 

› Vereinheitlichung bestehender 

Planungsprozesse 

› Optimierung von bestehenden 

Prozessen und Anstoss zu weite-

ren Lernprozessen  

› Prozesswirkung anhängig von allen 

beteiligten Akteuren 

› Keine finanziellen Einsparungen für 

den Gesamtprozess möglich 
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STÄRKEN / ERFOLGSFAKTOREN VS. SCHWÄCHEN / KRITISCHE FAKTOREN 

Thema, Aspekt Stärken, Erfolgsfaktoren Schwächen, kritische Faktoren 

Entlastung UVP › Bei mehrstufigen UVP kann z.T. 

Voruntersuchung der UVP entlas-

tet werden 

› Frühe Erkennung der Umwelt-

probleme und Lösung von poten-

ziellen Blockaden auf übergeord-

neter Ebene 

› Eine generelle, spürbare Entlastung 

der UVP kann kaum erreicht wer-

den 

Umweltwirkung › Frühzeitige Berücksichtigung von 

Umweltaspekten und Erkennen 

zentraler Konflikte erhöht Um-

weltwirkung 

› Gute Alternativenprüfung stärkt 

Umweltwirkung 

› Vor allem bei raumkonkreten 

Planungen hohe Umweltwirkung 

zu erreichen 

› Konkrete Vorgaben für die nächs-

te Stufe (v.a. UVP) vermindern 

negative Umweltauswirkungen 

› Umweltwirkung ist abhängig von 

der Berücksichtigung der Ergebnis-

se der SUP bei der Entscheidung 

über den Plan; die Ergebnisse der 

SUP können „weggewogen“ werden 

(mit anderen Argumenten oder Wir-

kungen, z.B. ökonomischen) 

Akzeptanz der SUP 

(Behörden, politisch) 

› Transparentere, besser begrün-

dete und dokumentierte Prozesse 

erhöhen Akzeptanz der Planung 

und des Instruments SUP 

› Akzeptanz bei Raumplanungs- und 

anderen Fachbehörden als kriti-

scher Faktor 

› Oftmals zu hohe oder falsche Er-

wartungen an SUP 

Tabelle 10  
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6. EMPFEHLUNGEN UND ERFOLGSFAKTOREN 

6.1. EMPFEHLUNGEN 

Basierend auf den Erkenntnissen aus Metaanalyse, Interviews und ergänzenden Recherchen zu 

den untersuchten Ländern und Kantonen sowie den Fallbeispielen können Empfehlungen für die 

SUP bzw. die in der Schweiz geplante Wirkungsbeurteilung abgeleitet werden. Im Folgenden 

werden sie zuerst allgemein formuliert, anschliessend für konkrete Themen spezifiziert.  

a. Allgemeine Empfehlungen 

› Die SUP sollte in den bestehenden Planungsprozess integriert sein, und nicht ex-post oder 

parallel zum allgemeinen Planungsprozess erfolgen. In diesem Sinne ist die SUP eigentlich 

weniger eine Umweltprüfung (wie die eigentliche UVP auf Projektstufe), als vielmehr eine 

strategische Umweltbegleitung, die als Teil des Planungsprozesses in einer frühen Phase wich-

tige Umweltthemen antizipiert und Lösungen bzw. Anforderungen an die nachgelagerten Ver-

fahren formulieren kann. Entsprechend ist eine gute Verflechtung zwischen SUP und Pla-

nungsprozess entscheidend für den Erfolg der SUP. 

Die Stossrichtung muss deshalb darauf liegen, die bestehenden Verfahren in diesem Bereich zu 

verbessern und insbesondere einen Schulterschluss zwischen Umwelt und Raumplanung zu 

erreichen. Ein ganz neues Verfahren ist nicht zielführend. 

› Der Nutzen und die Wirkungen der SUP, die sich aus den Erfahrungen aus dem Ausland und 

den Westschweizer Kantonen zeigen, sind deutlich zu machen und über geeignete Kommuni-

kationswege zu verbreiten: 

› Im Vordergrund steht insbesondere die Prozesswirkung der SUP, v.a. das enge Zusam-

menspiel zwischen Raumplanung und Umwelt. Einer der wichtigsten Nutzen der SUP 

liegt in der Verbesserung der bestehenden Verfahren und Prozesse, sowie einer Reduktion 

der rechtlichen Hürden für nachgelagerte Prozesse. 

› Vereinheitlichung von Prozessen: Gemäss Erfahrungen der Nachbarländer und der Kanto-

ne Waadt und Genf führt die SUP nicht zu einer Einschränkung der Planungsfreiheit. Vie-

le bestehende Planungsprozesse enthalten bereits jetzt verschiedene Elemente der SUP 

(z.B. Beteiligungsverfahren, Alternativenprüfung). Entsprechend würde eine SUP-Pflicht 

die bestehenden Prozesse nicht auf den Kopf stellen. Der grosse Nutzen der Einführung 

der SUP liegt aber darin, dass diese Prozesse mithilfe expliziter Vorgaben qualifiziert, 

vereinheitlicht und ergänzt werden. 

› Ein weiterer relevanter und sichtbarer Nutzen der SUP liegt in der Umweltwirkung. Durch 

den früheren Einbezug bekommen die Umweltbelange ein grösseres Gewicht; dadurch 

ergibt sich ein Beitrag zur Verminderung der negativen Umweltauswirkungen. 
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› Die SUP führt zu transparenteren Entscheidungsprozessen in Bezug auf die Auswahl ver-

schiedener Alternativen oder Varianten, und macht insbesondere die Gründe für die Ent-

scheide klarer und nachvollziehbarer. 

› Mit der SUP kann zum Teil eine Entlastung bei der Voruntersuchung der UVP und bei 

den mehrstufigen UVPs erreicht werden. Eine signifikante Entlastung der UVP kann mit 

der SUP aber eher nicht erreicht werden. Eine gewisse Entlastung der UVP liegt darin be-

gründet, dass übergeordnete Entscheidungen aus der SUP auch für die UVP Gültigkeit ha-

ben und somit nicht noch einmal hinterfragt werden müssen. Die SUP führt in der Regel 

zu keinen messbaren finanziellen Einsparungen und kaum zu einem Minderaufwand bei 

der Datensammlung. Auch eine zeitliche Einsparung der Prozesse ist häufig nicht möglich. 

Allerdings können mit der SUP die negativen Umweltauswirkungen von Plänen und deren 

Vorhaben in der Regel minimiert werden, so dass für solche Vorhaben tendenziell weniger 

Umweltabklärungen notwendig sind. Nicht zu vernachlässigen ist auch der Aspekt, dass 

der Kreis der handelnden Akteure durch die SUP für die umweltrelevanten Themen der 

nachfolgenden Planungs- und Zulassungsverfahren sensibilisiert wird.  

› Die SUP führt zu einer erhöhten Akzeptanz der Planung sowie den darin enthaltenen UVP-

pflichtigen Projekten. Zudem können dank der SUP potenzielle Blockaden bereits auf 

übergeordneter Ebene gelöst werden.  

› Einführungsphase: Generell ist es wichtig, die Einführungsphase der SUP gut zu planen und 

alle betroffenen Stellen der verschiedenen staatlichen Ebenen umfassend zu informieren. Es 

wäre wünschenswert, eine nationale Plattform zu bilden, um die Einführung der SUP-Pflicht 

aufzugleisen (inkl. der Erarbeitung eines Leitfadens SUP, einer Liste SUP-pflichtiger Pläne 

und Programme etc.). In einer ersten Phase der Anwendung der SUP könnte diese Plattform 

für den Erfahrungsaustausch zwischen den Kantonen und dem Bund genutzt werden. Die Er-

fahrung hat gezeigt, dass sich anschauliche Fallbeispiele besonders gut zur Vermittlung der 

Stärken der SUP eignen. 

› Strukturen und Knowhow: Die Umsetzung der SUP benötigt entsprechende Strukturen und 

Wissen bei den zuständigen Behörden (v.a. Umwelt- und Raumplanungsbehörden). Sowohl 

Strukturen als auch Knowhow sind in der ersten Phase zu etablieren. Gerade der Aufbau von 

Wissen zum Thema SUP verlangt ein besonderes Augenmerk. Erfahrungen im In- und Aus-

land haben gezeigt, dass entsprechende Fachpersonen bei der Verwaltung und vor allem auch 

bei privaten Büros als mögliche Verfasser von SUP-Berichten Mangelware sind. Es wäre da-

her prüfenswert, im Bereich der SUP strukturierte Ausbildungen (z.B. Kurse an Fachhoch-

schulen) zu entwickeln und anzubieten. Die Verwaltung sollte über gezielte Fortbildungsmass-

nahmen geschult werden. 
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› Kooperation Umwelt und Raumplanung: Aus den Erfahrungen in den Kantonen Genf und 

Waadt wird klar, dass für die Umsetzung der SUP eine gute, konstruktive Zusammenarbeit 

zwischen Raumplanungs- und Umweltbehörde von entscheidender Bedeutung ist. Diese Er-

kenntnis wird durch die Erfahrungen im Bereich der Raumplanung (mit SUP) in Österreich 

und Deutschland bestätigt. Generell ist es wichtig, dass die Projektorganisation einen offenen 

Austausch und Dialog zwischen den verschiedenen zuständigen Fachbereichen ermöglicht. 

Hier empfiehlt es sich, die bestehenden Arbeitsgremien und Netzwerke aus beiden Sektoren 

durch gemeinsame Veranstaltungen (Workshops, Seminare, Konferenzen) an einen Tisch zu 

bringen, oder ein eigenes, regelmässig tagendes Gremium zu etablieren.  

› Bezug zu anderen Instrumenten: Die SUP steht nicht in Konkurrenz zum Instrument der 

Wirkungsbeurteilung bzw. Nachhaltigkeitsbeurteilung. Beide Prozesse zielen in die gleiche 

Richtung und beabsichtigen eine Verbesserung des Planungsprozesses mit möglichst geringen 

negativen Folgen. Die SUP deckt dabei die Umweltfolgen ab und bildet damit einen Teil der 

Wirkungsbeurteilung, die zudem auch die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Planung 

berücksichtigt. Die SUP lässt sich somit gut in das Instrument der Wirkungsbeurteilung integ-

rieren. 

b. Themenspezifische Empfehlungen 

› Gesetzliche Verankerung der SUP: Eine rechtliche Regelung zur SUP ist nötig, um die regel-

mässige Anwendung der SUP sicherzustellen. Gemäss den Erfahrungen im In- und Ausland 

wäre eine doppelte Verankerung der SUP sowohl im Umweltschutzgesetz (USG) als auch im 

Raumplanungsgesetz (RPG) ideal und wünschenswert. Auf diese Weise sind die beiden wich-

tigsten von der SUP betroffenen Bereiche abgedeckt.  

Im Gesetz sollen die zentralen Anforderungen an das SUP-Verfahren (Prozess, Produkte) von 

konkret bezeichneten Planverfahren festgelegt werden. Diese Anforderungen beinhalten insbe-

sondere folgende Elemente: 

› Screening (Liste der SUP-pflichtigen Pläne und Programme) 

› Scoping (Festlegung Untersuchungsrahmen, Detaillierungsgrad) 

› Alternativenprüfung 

› Mitwirkungsprozess, Beteiligung 

› Wirkungsbeurteilung aus Umweltsicht (Umweltfolgen) 

› Umweltkonflikte und -optimierungen aufzeigen, Darstellung von Vermeidungs- und 

Kompensationsmassnahmen 

› Dokumentationspflicht (Umweltbericht) 

› Monitoring. 
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Es ist zu prüfen, ob anstelle der umfassenden Verankerung des gesamten SUP-Verfahrens im 

Gesetz (gemäss SUP-Richtlinie) nur einige wenige Mindestanforderungen definiert werden 

könnten. Im Zentrum würde dann insbesondere die Durchführung einer Wirkungsbeurteilung 

aus Umweltsicht als Kernelement der SUP stehen, die heute in der Schweiz bei vielen Pla-

nungsprozessen so noch fehlt. Zudem müsste sicher auch die Dokumentationspflicht (Umwelt-

bericht) festgehalten werden. Dabei wird empfohlen den Umweltbericht von Beginn an 

schlanker zu gestalten, als dies teilweise in den Nachbarländern – zumeist aus Angst vor man-

gelnder Rechtssicherheit – der Fall ist. Mit der Festlegung einiger wenigen Mindestanforde-

rungen für Planungsprozesse anstelle eines neuen Verfahrens kann möglicherweise die Akzep-

tanz der gesetzlichen Verankerung der SUP erhöht werden. So wird klar, dass es vor allem um 

eine Vereinheitlichung und Verbesserung bestehender Planungsprozesse geht. 

› Leitfäden: Auf Basis der Erfahrungen im Ausland ist für die Umsetzung in der Schweiz zu 

empfehlen, einen generellen, übergeordneten SUP-Leitfaden zu erstellen (Integration in die 

wichtigsten Planungsverfahren der Schweiz und dessen Partizipationsverfahren). Spezifische 

Anforderungen für ausgewählte sektorale Pläne (z.B. Richtpläne, Verkehrspläne) könnten bei-

spielsweise, wie in Frankreich, in Anhängen ergänzt werden. Wichtig ist allerdings, dass ein 

solcher SUP-Leitfaden vor allem einen generellen Rahmen gibt, die Erarbeitung jedoch nicht 

zu stark einengt, sondern gewisse Freiheiten lässt. 

› SUP-relevante Pläne und Programme (Screening): Basierend auf den Erfahrungen aus den 

umliegenden Ländern und um die Planungssicherheit zu erhöhen, ist die Definition einer Liste 

mit SUP-pflichtigen Plänen und Programmen zu empfehlen. Dabei ist es sinnvoll, den Haupt-

fokus auf raumrelevante Themen zu legen sowie auf Pläne, die rahmensetzend sind für UVP-

pflichtige Vorhaben. Aufbauend auf den praktischen Erfahrungen in den Kantonen Genf und 

Waadt stehen deshalb die wichtigen Pläne der Raumentwicklung im Zentrum. Zusätzlich ist 

die SUP insbesondere bei sektoralen Planungen mit breiten Umweltwirkungen (v.a. Infrastruk-

turplanungen Verkehr, Energie) sinnvoll. Die Erarbeitung dieser Liste sollte durch die be-

troffenen Planungsbehörden (v.a. Bund und Kantone) gemeinsam erfolgen. Die Liste kann al-

lerdings nicht abschliessend sein, da immer wieder neue Pläne und Programme mit Umweltre-

levanz erforderlich werden. Es ist deshalb wichtig, die Liste regelmässig anpassen zu können.  

› Detaillierungsgrad der Untersuchung, Scoping: Ein zentraler Aspekt der SUP liegt darin, den 

Detaillierungsgrad der Untersuchung dem entsprechenden Plan oder Programm flexibel anzu-

passen, das heisst auf die Planungstiefe und das Ausmass der möglichen Auswirkungen der 

Festlegungen dieser Pläne und Programme abzustimmen. Um das Auswirkungsspektrum und 

die Planungstiefe grob zu ermitteln, können Wirkungsmatrizen und Checklisten Anwendung 

finden – und gleichzeitig das Erfahrungswissen aus Scopingprozessen und SUPs zu vergleich-
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baren Planungen anderer Länder genutzt werden. Dabei ist die Datenverfügbarkeit für die er-

forderlichen Analysen von Beginn an mit zu denken, denn in der Regel werden für eine SUP – 

zumindest auf den höheren Ebenen – keine eigenen Daten erfasst. Es gilt die verschiedenen 

Administrationseinheiten und Systemgrenzen zu betrachten: lokal, regional, national. Insbe-

sondere bei Planungen über mehrere Hierarchiestufen ist der Detaillierungsgrad der Untersu-

chung der jeweils relevanten Ebene zuzuordnen und die Abgrenzung sichtbar zu machen. Der 

Detaillierungsgrad der Untersuchung unterliegt immer auch dem Gebot der Verhältnismässig-

keit: Das Ziel ist das Erkennen von erheblichen Umweltauswirkungen und deren Berücksichti-

gung. 

› Alternativenprüfung: Die vergleichende Prüfung verschiedener Alternativen ist ein Kernele-

ment der SUP. Damit sie jedoch systematisch durchgeführt und dokumentiert wird, sind ge-

wisse Vorgaben notwendig. Wichtig und wünschenswert ist es überdies, dass die Alternativen-

prüfung nicht nur bei raumkonkreten Plänen durchgeführt wird, bei denen es um Standortalter-

nativen oder verschiedene Linienführungen geht. Auch Systemalternativen bzw. grundsätzlich 

andere Stossrichtungen wie z.B. ÖV oder Strasse, erneuerbare Energien oder Ausbau Kern-

kraftwerke sollten bei entsprechenden thematischen Plänen und Programmen untersucht und 

verglichen werden. Der Vergleich verschiedener Alternativen sowie die Begründung von Al-

ternativenentscheiden müssen gut und nachvollziehbar dokumentiert werden. 

› Beteiligungsverfahren, Mitwirkung: Die mit der SUP verbundene verpflichtende Einführung 

von Konsultationsprozessen ist international gesehen eine der wichtigsten Errungenschaften 

der SUP. Dies gilt vor allem für Länder ohne etablierte Konsultationsprozesse. Doch auch in 

Ländern die bereits ohne SUP über Planungsprozesse mit partizipativen Elementen ver-

füg(t)en, zu denen die Schweiz, aber auch ihre untersuchten Nachbarländer zählen, liegt ein 

Mehrwert in den mit der SUP verbundenen verbindlichen Regelungen zur Beteiligung, die die-

se strukturieren und vereinheitlichen. Entscheidend für die Schweiz ist es, diese Regelungen 

über die bereits bestehenden gesetzlichen Rahmenbedingungen (z.B. Plangenehmigungsver-

fahren) hinaus sichtbar zu machen. Erfahrungen zeigen, dass es empfehlenswert ist die Partizi-

pation gut vorzubereiten und den Kreis der Beteiligten nicht zu eng zu fassen. Der Zeitpunkt 

der Öffentlichkeitsbeteiligung ist überlegt zu wählen: Der Grad der Planung muss hinreichend 

konkret sein, um Verständnisprobleme zu vermeiden. Neben gesetzlichen und formellen Rege-

lungen, die bei Bedarf auch für grenzüberschreitende Konsultationen z.B. durch bilaterale 

Vereinbarungen festgelegt werden können, sind weiche Faktoren (positive Einstellung der 

handelnden Akteure, Transparenz im Verfahren, Ergebnisoffenheit) erfolgsentscheidend. 

Nebst der Öffentlichkeitsbeteiligung ist auch die Behördenbeteiligung ein wichtiges Element 

der SUP. Die Erfahrungen im Ausland und den Westschweizer Kantonen zeigen, dass sich die 
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Kooperation zwischen den Behörden durch die SUP sowohl horizontal (zwischen verschiede-

nen Ämtern) als auch vertikal (zwischen den staatlichen Ebenen) deutlich verbessert hat. 

› Dokumentation: Im Ausland sowie in den untersuchten Kantonen erfolgt die Berichterstattung 

der SUP im Normalfall in einem separaten Umweltbericht. Anstelle eines eigenständigen 

Kurzberichts kann die Berichterstattung der SUP auch als Teilbericht des Planungsberichts er-

folgen. Die Dokumentation sollte folgende Inhalte umfassen: 

› Systemgrenzen und relevante Themen 

› Umweltauswirkungen der verschiedenen Planalternativen 

› Umweltkonflikte und Optimierungen 

› Erkenntnisse und Anweisungen an die nachgelagerten Verfahren (v.a. UVP) 

› Nachweis der Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen. 

 

 

6.2. ERFOLGSFAKTOREN FÜR DIE UMSETZUNG DER 

SUP 

Auch wenn es punktuelle Vorbehalte gegenüber der SUP gibt, kann die SUP aufgrund der ge-

sammelten Erfahrungen insgesamt als Teil eines guten, zukunftsorientierten Planungsprozesses 

betrachtet werden. Die SUP unterstützt insbesondere die Struktur und die Transparenz von Pla-

nungsprozessen und fördert die Sicherstellung von Umweltzielen.  

Für die Konzeption einer SUP können folgende zentralen Erfolgsfaktoren definiert werden. 

Eine SUP ist erfolgreich, wenn sie: 

1) integriert in Planungs- und Entscheidungsprozesse erfolgt und dabei unmittelbar oder 

mittelbar zur Berücksichtigung von Umweltbelangen beiträgt, 

2) fokussiert auf die zentralen Wirkungen und die entscheidungserheblichen Aspekte der 

jeweiligen Planung erfolgt und vernünftige Alternativen prüft, 

3) auf Grundlage der besten verfügbaren fachlich-methodischen Standards erfolgt,  

4) von den handelnden Akteuren bejaht wird und unter frühzeitiger und geeigneter Konsul-

tation von Öffentlichkeit und Behörden erfolgt,  

5) geeignete Monitoring-Ansätze integriert. 

Die wichtigsten Punkte für eine erfolgreiche Umsetzung sind: 

› Gesetzliche Verankerung statt Freiwilligkeit: Die Erfahrungen mit der Nachhaltigkeitsbeurtei-

lung und der kantonalen SUP in der Schweiz sowie mit der SUP im Ausland haben gezeigt, 

dass die Durchführung einer SUP für definierte Planungen obligatorisch und gesetzlich veran-

kert sein sollte, um die Anwendung sicher zu stellen. Gemäss den Erfahrungen im In- und 

Ausland wäre eine doppelte Verankerung der SUP sowohl im Umweltschutzgesetz als auch im 
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Raumplanungsgesetz ideal und wünschenswert (für die Schweiz mit Vorteil im Rahmen der 

Wirkungsbeurteilung). 

› Frühzeitige Ermittlung der Umweltwirkungen: Der inhaltliche Kern einer SUP muss auf der 

Beurteilung der Umweltfolgen im frühen Planungsstadium liegen. Dieses Element fehlt heute 

in der Schweiz bei der Erarbeitung und Beurteilung von Plänen und Programmen noch oft.  

› Akzeptanz schaffen durch Hinweis auf Nutzen: Entscheidend für eine erfolgreiche Einführung 

ist die Erhöhung der Akzeptanz für die SUP bzw. der für die in der Schweiz geplanten Wir-

kungsbeurteilung. Dazu müssen den Akteuren aus Politik und Verwaltung sowie den weiteren 

Interessengruppen und der Bevölkerung die wichtigsten Nutzen (bzw. positiven Wirkungen) 

der SUP / Wirkungsbeurteilung klar gemacht werden. Im Zentrum stehen vor allem die positi-

ve Prozesswirkung, die Verminderung negativer Auswirkungen sowie die erhöhte Transparenz 

und Akzeptanz der bestehenden Verfahren. 

› Ein übergeordneter Leitfaden: Auf Basis der ausländischen Erfahrungen ist es am sinnvolls-

ten, einen allgemeinen, übergeordneten SUP-Leitfaden zu erstellen, für die Schweiz mit Vor-

teil integriert in einen Leitfaden Wirkungsbeurteilung. Ein solcher Leitfaden soll einen gene-

rellen Rahmen geben, die Erarbeitung jedoch nicht zu stark einengen. 

› Liste mit SUP-relevanten Plänen und Programmen: Basierend auf den Erfahrungen und um 

die Planungssicherheit zu erhöhen, ist die Definition einer Liste mit Plänen und Programmen, 

die der SUP bzw. der Wirkungsbeurteilung zu unterstellen sind, zu empfehlen. Eine solche 

Liste sollte eine gewisse Flexibilität erlauben. Die Erarbeitung dieser Liste sollte durch die be-

troffenen Planungsbehörden (v.a. Bund und Kantone) gemeinsam erfolgen. 

› Dokumentationspflicht: Die wichtigsten Ergebnisse der (Umwelt-)Beurteilung sind als eigen-

ständiger Bericht bzw. als Teil des Planungsberichts festzuhalten. Abschliessend ist zudem zu-

sammenfassend zu dokumentieren und öffentlich bekannt zu geben, wie die (Umwelt-

)Erwägungen, die Alternativendiskussion und die Hinweise aus den Konsultationen in den 

Plan oder das Programm einbezogen wurden. 

› Monitoring: Das Monitoring ist ein sehr wichtiger und zwingender Bestandteil der SUP. Das 

Monitoring erlaubt es, die Umweltwirkungen während und nach dem Planungsprozess zu be-

obachten und bietet somit als Korrektiv eine Chance für zielgerichtete Planungen. Die Fragen 

nach den Verantwortlichkeiten sowie den zeitlichen und räumlichen Möglichkeiten und Gren-

zen des Monitorings müssen im Fall einer Einführung der SUP  bzw. Wirkungsbeurteilung 

Umwelt noch konkretisiert werden. 
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ERGÄNZENDE INFORMATIONEN ZU DEN INTERVIEWS 

 

GRUPPENINTERVIEWS / BEFRAGUNGEN: ORT, ZEIT, TEILNEHMENDE 

1. Berlin 

Ort: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-

cherheit (BMUB) 

Datum, Zeit: Dienstag, 28. Januar 2014, 9.45-12.30 Uhr 

Teilnehmende: 

Name Institution, Funktion 

Dr. Christof Sangenstedt BMUB  

Katrin Klama Regionaler Planungsverband Westsachsen 

Werner Reh BUND Deutschland 

Marianne Richter Umweltbundesamt UBA 
  

Nikolaus Hilty Bundesamt für Umwelt BAFU 

Dr. Dieter Günnewig Bosch & Partner 

Dr. Marie Hanusch Bosch & Partner 

2. Düsseldorf 

Ort: Umweltamt der Stadt Düsseldorf 

Datum, Zeit: Donnerstag, 30. Januar 2014, 14.00-17.00 Uhr 

Teilnehmende: 

Name Institution, Funktion 

Dr. Klaus von Zahn Umweltamt Düsseldorf 

Jürgen Lindemann Umweltministerium Nordrhein-Westfalen 

Dietrich Kraetzschmer Planungsgruppe Umwelt, Consultant 

Andrea Korr Bundesnetzagentur 
  

Nikolaus Hilty Bundesamt für Umwelt BAFU 

Dr. Marie Hanusch Bosch & Partner 

Dr. Stefan Balla Bosch & Partner 

3. Wien 

Ort: Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft (BMLFUW) 

Datum, Zeit: Freitag, 10. Januar 2014, 10.00-12.30 Uhr 

Teilnehmende: 

Name Institution, Funktion 

Dr. Ursula Platzer-Schneider Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft (BMLFUW) 

Florian Matiasek Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie 

Gilbert Pomaroli Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 

Dr. Andreas Sommer Amt der Salzburger Landesregierung 
  

Nikolaus Hilty Bundesamt für Umwelt BAFU 

Dr. Marie Hanusch Bosch & Partner 

Dr. Stefan Balla Bosch & Partner 
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4. Lausanne 

Ort: Direction générale de l’environnement (DGE), Kanton Waadt 

Datum, Zeit: Freitag, 17. Januar 2014, 9.15-12.30 Uhr 

Teilnehmende: 

Name Institution, Funktion 

Nadia Christinet Direction générale de l’environnement (DGE) du canton de Vaud,  

Déléguée aux affaires stratégiques 

Daniel Litzistorf Service d’urbanisme de la ville de Lausanne,  

Chef de l’Office de coordination des risques environnementaux 

Claude Thomas Service d’urbanisme de la ville de Lausanne 
  

Cécile Bourigault Bundesamt für Umwelt BAFU 

Nikolaus Hilty Bundesamt für Umwelt BAFU 

Nathalie Gigon INFRAS 

Daniel Sutter INFRAS 

5. Genf 

Ort: Office cantonal de l’urbanisme, Kanton Genf 

Datum, Zeit: Montag, 27. Januar 2014, 13.30-16.30 Uhr 

Teilnehmende: 

Name Institution, Funktion 

Gilles Wachsmuth Service d’étude de l’impact sur l’environnement, canton de Genève 

Maude Mauvais Service d’étude de l’impact sur l’environnement, canton de Genève 

Fabio Dubs Office de l’urbanisme, canton de Genève 

Sylvain Ferretti Office de l’urbanisme, canton de Genève,  

Chef du service du Projet d’agglomération  

Eric Saeuberli CSD Ingenieurs, directeur du bureau CSD de Genève 
  

Cécile Bourigault Bundesamt für Umwelt BAFU 

Nathalie Gigon INFRAS 

Daniel Sutter INFRAS 

6. Lyon 

Ort: DREAL: Direction régionale de l’environnement, de l’aménagement et 

du logement – Région Rhône-Alpes 

Datum, Zeit: Dienstag, 28. Januar 2014, 10.00-12.30 Uhr 

Teilnehmende: 

Name Institution, Funktion 

Yves Meinier DREAL, Service CEPE (Connaissance, Etudes, Prospective et Eva-

luation), Région Rhône-Alpes 

Laurine Colin SEPAL: Syndicat mixte d’études et de programmation de 

l’agglomération lyonnaise, Chargée de mission 

Stéphane Duru Service environnement, Département du Rhône,  

Chef de bureau Déchets Energies, 

Charlotte Le Bris CETE: Centre d’Etudes Techniques de l’Equipement (Lyon),  

Responsable du pôle de compétence Évaluations Environnementales 

Angélique Godard CETE: Centre d’Etudes Techniques de l’Equipement (Lyon) 
  

Cécile Bourigault Bundesamt für Umwelt BAFU 

Nathalie Gigon INFRAS 

Daniel Sutter INFRAS 
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LISTE KONKRETER BEISPIELE VON SUPs 

IM BERICHT ERWÄHNTE BEISPIELE VON SUPs 

1. SUP zum Bundesverkehrswegeplan (D)  

Kurzbeschrieb SUP-Konzept und Methodenhandbuch für den Bundesverkehrswegeplan  

2015.  

Zuständige Institution BMVI, Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur 

Link Webseite http://m.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/UI/bundesverkehrswegeplan-

2015-methodische-weiterentwicklung-und-

forschungsvorhaben.html?nn=63872 

2. Umweltbericht zum Netzentwicklungsplan (NEP) 2022 (D) 

Kurzbeschrieb Zur Vorbereitung eines Bundesbedarfsplans führte die Bundesnetzagen-

tur eine SUP durch. Darin untersuchte und bewertete sie für die einzel-

nen Massnahmen aus dem NEP 2022 sowie für den Gesamtplan die 

voraussichtlichen Umweltauswirkungen für verschiedene Schutzgüter. 

Zuständige Institution Bundesnetzagentur, BNetzA 

Link Webseite http://www.netzausbau.de/cln_1422/DE/Bedarfsermittlung/Alfa/NEP-

UB_Alfa/NEP-UB_Alfa-node.html 

3. SUP zum Landesentwicklungsprogramm Sachsen-Anhalt (D) 

Inhalt, Kurzbeschrieb Für die SUP wurden die einzelnen Planinhalte des Landesentwicklungs-

programms hinsichtlich ihrer Umweltauswirkungen untersucht. Dabei 

erfolgte eine Unterscheidung in Abhängigkeit vom Konkretheitsgrad der 

jeweiligen Planfestlegungen. 

Zuständige Institution Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-

Anhalt 

Link Webseite http://www.mlv.sachsen-anhalt.de/fachthemen/raumordnung-und-

landesentwicklung/landesentwicklungsplan/ 

4. SUP zum Wiener Abfallwirtschaftsplan und zum Wiener Abfallvermeidungsprogramm (A) 

Kurzbeschrieb Entwicklung des Wiener Abfallwirtschaftsplans 2013 bis 2018 und des 

Wiener Abfallvermeidungsprogramms 2013 bis 2018 im Rahmen einer 

SUP um Umweltaspekte ausreichend zu berücksichtigen.  

Zuständige Institution Stadt Wien, Magistratsabteilung 48-Abfallwirtschaft Strassenreinigung 

und Fuhrpark 

Link Webseite https://www.wien.gv.at/umwelt/ma48/beratung/umweltschutz/sup2012-

oeffentliche-einsicht.html 

http://www.partizipation.at/235.html 

5. Agglomerationsprogramm franco-valdo-genevois (PAFVG), Genf 

Inhalt, Kurzbeschrieb Im Rahmen der 1. und 2. Generation des Agglomerationsprogramms des 

Grossraum Genfs wurde 2007 und 2012 jeweils eine SUP durchgeführt. 

Zuständige Institution Office de l’urbanisme (Amt für Stadtentwicklung), Kanton Genf; in Zu-

sammenarbeit mit betroffenen Gemeinden, angrenzenden Kanton, und 

grenznahmen französischen Institutionen/Gemeinden. 

Link Webseite Agglomerationsprogramm 2012: http://www.grand-

geneve.org/mediatheque/projet-agglomeration-2012/66 

SUP zum Agglomerationsprogramm 2012: http://www.grand-

geneve.org/sites/default/files/fichiers/annexe6_ees_juin12_0.pdf 
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6. Plan directeur localisé (PDL), Les Vergers, Genf 

Inhalt, Kurzbeschrieb Entwicklungsplan für das Quartier „Les Vergers“ in der Gemeinde Meyrin 

in der Agglomeration Genf. 

Zuständige Institution Kanton Genf (mit der Gemeinde Meyrin) 

Link Webseite Webseite PDL Les Vergers: http://ge.ch/amenagement/pdq-vergers 

7. Projekt Métamorphose, Lausanne 

Inhalt, Kurzbeschrieb Entwicklung und Umgestaltung eines Quartiers in der Stadt Lausanne 

(Quartierentwicklungsplan). 

Zuständige Institution Stadt Lausanne 

Link Webseite Projektwebseite: http://www.lausanne.ch/lausanne-en-bref/lausanne-

demain/projet-metamorphose.html  

8. Plan directeur communal (PDC), Lausanne 

Inhalt, Kurzbeschrieb Kommunaler Richtplan der Stadt Lausanne. Die Aktualisierung des 

Richtplans inkl. SUP ist im Moment im Gang und kurz vor dem Ab-

schluss. 

Zuständige Institution Stadt Lausanne 

Link Webseite Webseite PDC Lausanne: http://www.lausanne.ch/de/lausanne-en-

bref/lausanne-demain/planification/plan-directeur-communal.html 

9. Plan de Déplacements Urbains (PDU) Annemasse, Frankreich 

Inhalt, Kurzbeschrieb SUP zum städtischen Verkehrsplan (PDU) der Region/Agglomeration 

Annemasse. 

Zuständige Institution Stadt/Agglomeration Annemasse und Region Rhône Alpes (DREAL: 

Direction régionale de l'environnement, de l'aménagement et du loge-

ment) 

Link Webseite PDU Annemasse: http://www.annemasse-agglo.fr/pdu/ 

SUP PDU Annemasse: http://www.annemasse-agglo.fr/fileadmin/ 

user_upload/Pdf/grands_projets_actions/deplacements/PDU_2013/  

Evaluation_environnementale_1_.pdf 

10. Plan de prévention et de gestion des déchets non dangereux du Rhône, Frankreich 

Inhalt, Kurzbeschrieb SUP für den Abfallmanagementplan des französischen Départments 

Rhône (2014). 

Zuständige Institution Département Rhône 

Link Webseite Webseite Abfallmanagementplan Dépt. Rhône: 

http://www.rhone.fr/developpement_innovation/environne-

ment/gestion_des_dechets/plan_dechets_non_dangereux 

SUP (Umweltbericht) zum Abfallmanagementplan:  

http://www.rhone.fr/content/download/53619/442577/file/ 

plan_dechets_non_dangereux_rhone_rapport_environnemental.pdf 

Tabelle 11  
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 

 

BauGB Baugesetzbuch (Deutschland) 

BMU(B) Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau (seit 2014) und Reak-

torsicherheit 

BNetzA Bundesnetzagentur (Deutschland) 

BVWP Bundesverkehrswegeplan (Deutschland) 

COPIL Comité de pilotage = Steuerungsausschuss 

EIA Environmental Impact Assessment (= UVP) 

EU Europäische Union  

FFH Fauna Flora Habitat 

LEP Landesentwicklungsplan (Deutschland) 

NEP  Netzentwicklungsplan 

NHB Nachhaltigkeitsbeurteilung 

PDL plan directeur localisé (Ortsrichtplan) 

ROEIE Règlement cantonal d’application de l’ordonnance fédérale relative à 

l’étude de l’impact sur l’environnement: UVP-Verordnung Kt. Genf 

ROG Raumordnungsgesetz (Deutschland) 

SEA Strategic Environmental Assessment (= SUP) 

SUP Strategische Umweltprüfung (= SEA) 

SUP-RL SUP-Richtlinie der EU (2001/42/EG) 

UBA Umweltbundesamt (Deutschland) 

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung (= EIA) 

WRRL Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Schaffung eines Ordnungsrahmens für Massnahmen der Gemeinschaft 

im Bereich der Wasserpolitik (Wasserrahmenrichtlinie) 
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